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I. Wallerrecht und Waſſergeſetzgehung. 


1. Allgemeine Vorbemerkungen. 


Die geſetzliche Regelung der waſſerrechtlichen Verhältniſſe bietet außer— 
gewöhnliche Schwierigkeiten. Die Anforderungen der Menſchen auf Ausübung 
einer Herrſchaft über das Waſſer ſind äußerſt verſchieden und nicht nur durch 
örtliche Verhaltuiſſe, ſondern ganz beſonders durch die Geſtaltung des Er— 
werbs- und Wirthſchaftslebens bedingt und mit dieſer einem ſtetigen Wechſel 
unterworfen, ſo daß die geſchichtliche Entwicklung des Waſſerrechts mit den 
jeweiligen Bedürfniſſen des Erwerbslebens Hand in Hand gehen muß. Die 
Zuſtände der einzelnen Länder haben dieſe Entwicklung hier zurückgehalten, dort 
beſchleunigt, niemals aber hat ſich dieſelbe von den jeweiligen Verhältniſſen 
des Erwerbslebens im Landbau und Gewerbe völlig loslöſen können. 

Was das Gebiet der Oder anlangt, ſo ſind für dieſes drei Zeitabſchnitte zu 
unterſcheiden: 

J. Die ältere Zeit. 

II. Die Zeit vom Eingreifen der Hohenzollern bis zum Erlaß des Allge— 

meinen Landrechts. 
III. Die Zeit ſeit Einführung des Allgemeinen Landrechts bis zur Gegenwart. 

Der erſte Abſchnitt deckt ſich mit der allgemeinen Entwicklung der waſſer— 
rechtlichen Verhältniſſe in Deutſchland auf dem Boden des Deutſchen, und des aus 
dem Römiſchen Recht hervorgegangenen Gemeinen Rechts. 

Der zweite Abſchnitt gewährt der Provinz Schleſien eine beſondere, die 
allgemeine Geſetzgebung weit übertreffende Ausbildung der Lokalgeſetzgebung. 

Der dritte Abſchnitt fällt zuſammen mit der allgemeinen preußiſchen Geſetz— 
gebung im Geltungsbereich des Allgemeinen Landrechts. 

Im alten Deutſchen Recht kam der Werth des Waſſers wenig zur Geltung. 
Nur wenige Beziehungen deſſelben zum Erwerbsleben wurden ausgebildet, bis 
der anwachſende gewerbliche Betrieb eine ſtärkere Benutzung der Waſſerkräfte 
erforderlich machte. Es beſetzten daun allmählich Mühlenaulagen die fließenden 
Gewäſſer und führten zu einer ſchrankenloſen Ausnutzung der Waſſerkräfte des 
Landes, ohne Rücktſicht auf die entgegenſtehenden Intereſſen des Landbaues. 
Dieſe Verhältuiſſe wurden für die Geſtaltung des Deutſchen Rechts map- 
gebend, welches fh in der Hauptſache auf das Gewohnheitsrecht beſchränkte 
und nur vereinzelt Rechtseinrichtungen ſchuf, die unter einander keine Ver⸗ 
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bindung beſaßen. Der freien Vereinbarung war ein weiter Spielraum gelaſſen, 
und auf Grund althergebrachter Gewohnheiten oder ausdrücklicher Verleihungen 
und Verträge ſind Neuberechtigungen entſtanden und künſtliche Waſſer-Zu- und 
Ableitungen angelegt, die erweislich ſeit unvordenklichen Zeiten beſtehen und 
noch heute zu Gunften von Mühlen und Fiſchteichen ihre rechtliche Bedeutung 
haben. Leitende Grundſätze kannte das Deutſche Recht kaum, es ſuchte vielmehr 
durch den weitreichenden Einfluß, den es dem Abkommen, der Gewohnheit und der 
obrigkeitlichen Einwirkung auf die Regelung der waſſerrechtlichen Verhältniſſe ge- 
ſtattete, einen Ausgleich unter den mannigfachen Intereſſen herbeizuführen. 

Als das Römiſche Recht ſich in Deutſchland Bahn brach, begann, wie im 
Allgemeinen, ſo auch auf dem Gebiete des Waſſerrechts, der Kampf zwiſchen den 
römiſchen Beſtimmungen und den deutſchen Rechtsauſchauungen, aus dem ſich 
für das Gemeine Recht ein Gemiſch deutſcher und römiſcher Rechtsſätze heraus— 
bildete, und in dem ſchließlich das Deutſche Recht entſchiedener hervortrat, je mehr 
mit der ſteigenden Kultur in Landwirthſchaft und Gewerbe fA Anſprüche ent- 
wickelten, welche in den ſtrengen römiſchen Grundſätzen keine Befriedigung fanden. 
Bei den im Römiſchen Recht ganz folgerecht geordneten Abflußverhältuiſſen 
des Waſſers traten weder widerſtreitende Intereſſen, noch beſondere Bedürfniſſe 
hervor, und die römiſchen Vorſchriften über die Vorfluth wurden deshalb aus— 
ſchließlich geltendes Recht. Hinſichtlich der Benutzung der Gewäſſer behielt da— 
gegen das Deutſche Recht in der Regel die Oberhand, wo es ſich um Löſung der 
Bedürfnißfragen handelte, und meiſt trat, auf Grund der deutſch-rechtlichen Anz 
ſchauungen von der natürlichen Beſtimmung der Gewäſſer zu gemeinſamer Be— 
nutzung, ein billiger Ausgleich unter den widerſtreitenden Anſprüchen der Pe- 
theiligten ein, ſoweit nicht fiskaliſche Intereſſen eine Ausbeutung des Ber- 
leihungsrechtes veraulaßten ). 

Das iſt der Rechtszuſtand in den preußiſchen Provinzen im Odergebiet, 
die alle auf eine gleichartige Koloniſation zurückblickten, als ſie unter die Re— 
gierung der Hohenzollern kamen. 

In der Mark Brandenburg, die ehemals im Odergebiet von Slaven be— 
herrſcht war, begann bereits im 12. Jahrhundert die Koloniſation, theils mit 
ſächſiſchen, theils mit flämiſchen und holländiſchen Koloniſten, von deuen die 
zurückbleibende dünne, von Ackerbau und Fiſcherei lebende flaviſche Bevölkerung 
bald in Recht, Sitte und Sprache germaniſirt und in die Deutſche Agrar- und 
Dorfverfaſſung eingereiht wurde ). 

In Schleſien geſchah die Germaniftrung, in ähnlicher Weiſe wie in der 
Mark feit dem 12. und beſonders im 13. Jahrhundert, durch Koloniſten, welche 
mittelſt deutſcher Rechte, Sitten und Gewohnheiten das polniſch-ſlaviſche Element 
des Landes überwanden ?). 


1) Frauk, Jahrbuch der Deutſchen Landwirthſchafts⸗Geſellſchaft 1889, S. 81. 
„) Rette u. v. Nönne, B. I S. XV. Riedel, Theil II S. 5 ff. 17. 23. 31. 40. 48. 108. 
2) Lette u. v. Rönne, B. I S. XXXI. 
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In der Nieder- und Ober-Lauſitz, jetzt zu Brandenburg und Schleſien ge- 
hörig, haben die Agrarverhältnifie eine ähnliche Entwicklung genommen. Die 
urſprünglich flaviſchen und wendiſchen Lauſitzer unterlagen ebenfalls der deutſchen 
Eroberung und Koloniſation, wie der allmählichen Germaniſtrung durch deutſche 
Sitten, Rechte und Sprache. 

Auf die Oberlauſitz aber und auf die ſüdlichen Theile von Oberſchleſien 
haben, wegen ihrer Verbindung mit Böhmen, außerdem auch böhmiſche Geſetze 
Einfluß gewonnen. Auch hat ſich in den meiſten Theilen von Oberſchleſien, von 
früheſter Zeit polniſcher Herrſchaft her, die polniſche Sprache als Volksſprache 
erhalten, während in einzelnen Gegenden der Lauſitz wendiſche Bevölkerung mit 
wendiſcher Volksſprache aus jener früheren Zeit des 11. Jahrhunderts, als die 
Lauſitzer von den Deutſchen bezwungen wurden, erhalten hat. Da (abgejehen von 
Kottbus und Peitz, das hier nicht intereſſirt) die beiden Lauſitzen erft in Folge 
des Wiener Traktats vom 18. Mai 1815 von der Krone Sachſen, welche die 
Lauſitz von Boͤhmen 1675 erhalten hatte, an Preußen abgetreten ſind, beginnt 
hier die preußiſche Geſetzgebung ihre Einwirkung erſt gleichzeitig mit der Ein— 
führung des Allgemeinen Landrechts. Gleichwohl finden die neuen Geſetze hier 
denſelben Boden wie in den früher mit Preußen vereinigten Ländern, weil die 
früheſte Koloniſation durch Deutſche in ähnlicher Weiſe wie in der Mark und 
in Schleſien verlaufen war ®). 

Auch nach dem urſprünglich wendiſchen Pommern hin hatten ſich mit der 
Einführung des Chriſtenthums im 12. Jahrhundert und der Lehnsverbindung des 
Landes mit dem Deutſchen Reiche deutſche Koloniſation, mit ihr deutſche Sprache, 
Gewohnheiten und Rechte weit verbreitet, und bald waren zunächſt die Städte, 
dann auch die Dorfſchaften mit Lübiſchem, Magdeburgiſchem oder Kölniſchem Rechte 
beliehen 9. 

Dieſelbe Rechtsbildung finden wir in der Provinz Poſen, da faſt um die— 
ſelbe Zeit, zu welcher Schleſien durch deutſche Koloniſten bevölkert wurde, auch in 
Polen Städte und Dörfer in der Regel nach Deutſchem Recht und nur ausnahms— 
weiſe nach Polniſchem Recht neu gegründet oder doch neu eingerichtet wurden. 
Es hängt das mit den Eroberungen durch den Deutſchen Orden in Preußen (1230) 
zuſammen ). 

Bei dem Mangel einheitlicher geſetzlicher Beſtimmungen ſind in jener Zeit 
auf Grund althergebrachter Gewohnheiten und auf Grund von Verträgen viel- 
fache, zum Theil ſehr intereſſante Rechtsverhältniſſe entſtanden. Dieſe auch nur 
einigermaßen vollſtändig zuſammenzuſtellen, erſcheint unausführbar, wäre auch, 
bei der Mannigfaltigkeit der in Betracht kommenden Sonderintereſſen und bei 
dem Mangel eines einheitlichen Rechtsbodens ohne Werth. 

Fälle, daß die aus alter Zeit herrührenden Staurechte der Landeskultur 


) Lette u. v. Rönne, B. I S. XXXIX. 
5) Lette u. v. Nönne, B. I S. XLIX. 
6) Lette u. v. Rönne, B. I S. LIU. 
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nutzen, gehören zu den verſchwindenden Ausnahmen. Die Regel iſt, daß ge— 
werblichen Unternehmungen, namentlich Muhlen, weitgehende Stauberechtigungen 
eingeräumt ſind, die rückſichtslos und über das Bedürfniß hinaus zum Schaden 
der Laudwirthſchaft ausgebeutet werden). Jedenfalls bilden jetzt diefe Staurechte 
bei der Durchführung von Flußregulirungen unbequeme Hinderniſſe, deren Be— 
ſeitigung in der Regel namhafte Geldopfer erheiſcht. 

Neben den durch Gewohnheit, Vertrag oder Verleihung für einzelne 
Fälle begründeten Rechtsverhältuiſſen beſtanden keine Verordnungen mit all- 
gemeiner Gültigkeit. Nur für das Markgrafenthum Ober-Lauſitz war am 
18. Auguſt 1727 ein Ober-Amtspatent erlaſſen, das für dieſen Bezirk Beſtim— 
mungen „wegen Wäſſerung der Wieſen, freien Waſſerlaufs und Räumung der 
Flüſſe“ enthielt. Durch Verordnung vom 26. Auguſt 1844 iſt dieſes Patent 
aufgehoben worden ). 

In dieſe, nur einſeitigen Intereſſen dienende, auf unzureichenden geſetzlichen 
Grundlagen geſtützte Waſſerwirthſchaft griff die preußiſche Geſetzgebung alsbald 
bahnbrechend ein. Ihr hervorragendſter Zug, auf allen Gebieten der Agrar— 
geſetzgebung die Grundſätze des reinen Privatrechts dem ſtaatswirthſchaftlichen 
Geſichtspunkte der Förderung der Landeskultur unterzuordnen, trat auch bei der 
Waſſergeſetzgebung alsbald in den Vordergrund. 


2. Die preußiſche Geſetzgebung bis zum Trlaß des Allgemeinen 
Landrechts. 


a) Die vorlandrechtliche, insbeſondere die provinzielle Geſetzgebung. 


Das Streben, die Verhältniſſe der Gewäſſer in einer den neueren Kultur- 
zuſtänden entſprechenden Weiſe zu regeln, geht in dem preußiſchen Staate ſehr 
weit zurück. Daſſelbe tritt ſchon mit der neuen Orgauiſation des Staates unter 
den erſten Königen hervor, gewann dann, namentlich unter Friedrich dem 
Großen, einen lebendigen Fortgang und führte ſchnell über den Standpunkt des 
Gemeinen Rechts hinaus. Die Entwicklung nahm indeſſen keinen gleichmäßigen 
Verlauf. Nach ſchroffen, die beſtehenden Verhältniſſe gründlich umformenden 
Maßnahmen ruhte die Geſetzgebung faſt gänzlich. Auf Verordnungen mit 
einſchneidendſter Wirkung folgten Beſtimmungen, um jene zu mäßigen und abzu— 
ſchwächen 9). 

Die Geſetzgebung in Preußen begann auf dem Gebiet, auf dem das Ge— 
meine Recht ſich zuerſt als unzureichend für die Bedürfniſſe erwieſen hatte, indem 
fie der Eutwäſſerung die fehlenden rechtlichen Grundlagen ſchaffte 1%). Es erging 
zu dem Behufe das Edikt „wegen deren Waſſerleitungen in Brüchen und 


1) Frank, Jahrbuch der Deutſchen Landwirthſchafts⸗Geſellſchaft 1889, S. 80/81. 
8) Letle u. v. Rönne, B. I S. 858. 

9) Nieberding⸗Frank, S. 12. 

10) Frank im Handwörterbuch der Staatswiſſenſchaſten, B. III S. 272. 
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Niederungen“ vom 25. Februar 170411). Der Staat nahm darin die oberſte 
Leitung aller Entwäſſerungen, ohne viele Rückſicht auf die Wünſche und Abſichten 
der Betheiligten, ſelbſt in die Hand und ſuchte mit Gewalt dieſer bis dahin 
vernachläſſigten Meliorationsweiſe Eingang zu erzwingen. In raſcher Folge 
ſchloſſen ſich dieſem Geſetz das Patent wegen Räumung der Gräben und Bäche 
vom 9. November 1717 und vom 7. October 1726 an?) Beide ließen den 
neuen Standpunkt noch ſchärfer hervortreten, und das letztere erweiterte das Recht 
auf Eutwäſſerung noch dahin, daß neben der Pflicht, die beſtehenden, zur Waſſer⸗ 
ableitung dienenden Anlagen in gutem Zuſtande zu erhalten, auch die Ausführung 
neuer Entwäſſerungen begünſtigt wurde und zwar auch auf Koſten ſolcher Grund— 
beſitzer, die von der Anlage keinerlei Vortheil erwarten konnten. Eine allmählich 
ſteigende Zahl von provinziellen und lokalen Ordnungen ſuchte dieſen Beſtrebungen 
eine immer größere praktiſche Bedeutung zu geben, ohne indeſſen viel damit zu 
erreichen. Demnächſt nahm Friedrich der Große dieſen Theil der Geſetzgebung 
wieder auf und erließ zunächſt für einzelne Theile des damaligen Staatsgebiets 
zahlreiche Verordnungen, die auch weitere Geſichtspunkte, namentlich den Waffer- 
ſchutz mit berückſichtigten. 

Eine ganz hervorragende und die allgemeine Geſetzgebung weit übertreffende 
Ausbildung erfuhr die provinzielle Geſetzgebung in der neu erworbenen Provinz 
Schleſien, wo, auf den im alten Staate herrſchenden Anſchauungen fußend, 
drei umfangreiche Geſetze die wichtigſten Theile des Waſſerrechts neu ordneten. 
Zunächſt wurden durch das Edikt vom 20. Dezember 1746 für die Vorfluth und 
für die Entwäſſerungen Beſtimmungen getroffen! ); die Ufer, Ward- und Hegungs⸗ 
Ordnung vom 12. September 1763 ordnete ſodaun noch beſonders den Waſſerabfluß 
und in beſchränkter Weiſe auch den Waſſerſchutz für die ſchiffbaren Gewäſſer der 
Provinz); die Mühlenordnung vom 28. Auguſt 1777 endlich ſucht die gewerbliche 
Waſſernutzung, die bis dahin gar keine Beachtung gefunden hatte, näher zu be— 
ſtimmen 15). Nur der Bewäſſerung wurde keine Beachtung geſchenkt. Gleichzeitig 
mit jenen Erlaſſen für Schleſien wurde auch die allgemeine Geſetzgebung weiter 
gefördert. Au Stelle der älteren Edikte trat ein erneuertes Edikt wegen zu 
verſchaffender Vorfluth und Räumung der Gräben und Bäche vom 6. Juli 1773, 
das zum erſten Male eine vollſtändige Ordnung aller, den Waſſerablauf be— 
treffenden Verhältniſſe enthielt). Es erhielt die Anſchauungen der früheren 
Geſetze aufrecht und ſuchte dieſelben im weiteſten Umfange zur Durchführung zu 
bringen. Das Leben vermochte ſich jedoch mit dieſen ſchroffen Beſtimmungen 
nicht zu befreunden, die den Grundbeſitz mit ſehr erheblichen Verpflichtungen 


11) M. N. C. C, Theil IV Abth. II Kap. IV. Lette u. v. Rönne, B. III S. 570. 

12) Ebenda. 

13) Korn, Schlef. Ed.⸗Samml. B. 2 S. 392 Nr. 53. Frank, Waſſergeſetze S. 35. 

1) Korn, Schleſ. Ed.⸗Samml. B. 7 S. 40. 

15) Korn, Schleſ. Edikten⸗Samml. B. VII S. 278. Frank, Waſſergeſetze S. 38. 

10) M. N. C. C., Theil Ve Nr. 34 S. 371. Provinzial⸗Recht der Provinz Preußen von 
Lehmann und v. Strombeck, B. 2 S. 144. Lette u. v. Rönne S. 570. 579. 


a 


belaſteten, ohne der ausgleichenden Gerechtigkeit denen gegenüber genügend 
Rechnung zu tragen, welchen die Vortheile der angeordneten Maßnahmen zufielen. 
Das Edikt hat daher eben ſo wenig wie ſeine Vorgänger die gewünſchten Er— 
folge erreicht. 


b) Das Preußiſche Allgemeine Landrecht. 

Dem Deutſchen Recht, welches das Geſammteigenthum an den gemeinen 
Mark- und den Genoſſenſchaftsgedanken in der Marken- und Dorfverfaſſung nach 
den verſchiedenſten Richtungen hin zur Ausbildung gebracht hatte, galt in ſeiner 
vom Lehnrecht beherrſchten Auffaſſung das fließende Waſſer als ein den Dorf— 
genoſſen vom himmliſchen Vater, nicht von einem irdiſchen Machthaber ver— 
liehenes Lehen !“). Vielfach war es auch in den einzelnen Gau- oder Dorf- 
gemeinden zu einer ſtatutariſchen Regelung der waſſerwirthſchaftlichen Ver— 
hältniſſe gekommen, die der Willkür der Einzelnen gewiſſe Grenzen zog, und 
zwar auf Grund der Vorausſetzung, daß das fließende Waſſer Beſtaudtheil der 
gemeinen Mark iſt, in der es fließt. Eine Ausnahme bildeten nur die ſchiff— 
baren Flüſſe und Ströme, die als des Reiches Straßen galten und Gemeingut, 
nicht blos zum Befahren, ſondern auch zum Fiſchen waren 1). Dieſe Flüſſe 
ſtanden unter dem Schutze der Fürſten, die kraft ihrer Hoheitsrechte den Verkehr 
zu ſchützen hatten. Dieſer Schutz gab wieder Veranlaſſung zur Erhebung von 
Zöllen und anderen Einkünften. Hieraus entwickelte ſich allmählich das Waſſer— 
regal. Als im ſpäteren Mittelalter und im Beginn der Neuzeit die Lehre von 
den Regalrechten und der Grundherrſchaft weitere Ausdehnung gewonnen hatte, 
ſchrieb man auch dem Staat und den größeren Grundherren ein Regalitätsrecht 
oder ein grundherrliches Recht über das Waſſer zu, welches ſich vorzugsweiſe in 
dem Fiſchereirecht und in der fiskaliſchen Verleihung von Privilegien, insbeſondere 
für Mühlen äußerte. Hiermit fällt die allmähliche Auflöſung des Lehusweſens 
und der mittelalterlichen Gemeinwirthſchaft zuſammen, wie auch das Auftauchen 
der Staatsidee als einer Macht, die auf allen Gebieten des Lebens durchgreifende 
Beſtimmungen zur Erreichung der Staatszwecke und zur Förderung des öffeut— 
lichen Wohles zu treffen hat. Es erklärt ſich hieraus, daß man, als im acht— 
zehnten Jahrhundert das Bedürfniß nach Kodifizirung des einheimiſchen Rechts 
entſtand, zwar das Waſſerrecht mit in die neuen großen Geſetzbücher aufnahm, 
ſich aber im weſentlichen damit begnügte, den Flüſſen und Strömen zunächſt im 
Intereſſe der Schifffahrt den Charakter des öffentlichen Gutes zu wahren, dagegen 
den Hauptgegenſtand des Waſſerrechts, die kleinen fließenden Gewäſſer und ihre 
unendlich wichtigen Beziehungen zu Landwirthſchaft, Gewerbe und Hauswirth- 
ſchaft, gar nicht als Theil des öffentlichen Rechts behandelte und ſelbſt den 
Waſſerſchutz, bezüglich deſſen ein Durchgreifen des öffentlichen Rechts ſehr noth— 
wendig geweſen wäre, der Hauptſache nach dem Privatrecht überließ 19). 


17) Peyrer, das Oeſterreichiſche Waſſerrecht S. 27, Weisthum zu Niedermendig von 1563. 
18) Sachſenſpiegel II. 28. § 4. 
19) Peyrer, das Oeſterreichiſche Waſſerrecht ©. 39. 


1. Der Waſſerſchutz. 

Sowohl Uferbau als Deichweſen ſind erſt ſpät Gegenſtand der geſetz— 
geberiſchen Thätigkeit geworden. Der Grund hierfür liegt einmal in der eigen— 
artigen Entwicklung der ländlichen Verfaſſung in Deutſchland, dann auch in 
dem Umſtande, daß die Beſiedelung der gefährdeten Flußthäler erſt ſpät eintrat, 
als die Zunahme der Bevölkerung eine Ausdehnung des Landbaues über die 
hochwaſſerfreien Grundſtücke hinaus bedingte. Erſt das Allgemeine Landrecht 
machte den Verſuch, auch den Schutz gegen Waſſer in die Geſetzgebung einzu— 
beziehen, indem es beſtimmt, daß: „ordinäre Befeſtigungen der Ufer, in— 
„gleichen Dämme, wodurch nur die zunächſt daran ſtoßenden Felder gegen 
„Ueberſchwemmung gedeckt werden ſollen, der Regel nach von den Eigen— 
„thümern der Ufer unterhalten werden müſſen. Zur Anlegung und Unterhaltung 
„von Hauptdämmen, die einer ganzen Gegend zum Schutze gegen die Ueber— 
„ſchwemmung dienen follen, müſſen dagegen die Eigenthümer ſämmtlicher dadurch 
„geſchützten Grundſtücke beitragen“ 8). Da außerdem dem Staat die Befugniß 
beigelegt ift, „die Zerſtörung oder Vernichtung einer Sache zu unterſagen, deren 
„Erhaltung auf die Erhaltung und Beförderung des gemeinen Wohles erheblichen 
„Einfluß hat“ 2), jo ift der Behörde die Handhabe gegeben, überall, wo ausreichende 
Schutzanlagen vorhanden ſind und wo der zur Unterhaltung Verpflichtete bekannt 
und leiſtungsfähig iſt, dieſe Schutzanlagen in ihrem bisherigen Zuſtaude zu 
erhalten, ſoweit öffentliche Ströme in Frage kommen. Dieſer Verſuch, den 
Waſſerſchutz geſetzlich zu regeln, war aber kein durchgreifender, indem die Be- 
hörden, wie die Betheiligten nach wie vor auf die großen Theils in der erſten 
Hälfte des achtzehnten Jahrhunderts ergangenen Ocichſtatuten und örtlichen Ufer, 
Fluß- und Schauordnungen angewieſen blieben. Da die Deichſtatuten inzwiſchen 
in vielen Beziehungen veraltet, unzwecknäßig und unbrauchbar geworden waren 
und überdies für die zahlreichen Fälle, in denen die Beſitzer einer bewallten 
Niederung in keinem Verbande ſtanden, keinen Anhalt gewährten, im Wege der 
Verwaltung neue Anlagen oder auch nur eine Verbeſſerung der beſteheuden 
Schutzwerke herbeizuführen, iſt im Geltungsbereich des Allgemeinen Landrechts 
für den Waſſerſchutz nur wenig geſchehen, ſoweit nicht Sonderordnungen ein 
Einſchreiten der Behörden ermöglichten. 

Die Verordnungen und Statuten dieſer Art, die im Ueberſchwemmungs— 
gebiet der Oder als Ergänzung der landrechtlichen Beſtimmungen in Betracht 
kommen, ſind in drei Gruppen zu theilen: 

A) ſolche, die für regulirte Deichverbände gegeben ſind; 
B) Anordnungen für Deiche außerhalb eines Deich verbandes; 
C) Waſſer- und Uferordnungen. 
Alle dieſe Ordnungen, die theils ſehr alt ſind, theils nach Erlaß des All— 


20) A. L. R. II. 15. $$ 63. 64. 
21) A. L. R. I. 8. 89 38. 34. 
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gemeinen Landrechts gegeben wurden, beziehen ſich nur auf den Lauf der Oder 

oberhalb Schwedt. Die beiden letztgenannten Gruppen betreffen ausſchließlich 

Schleſien, wo die Organiſation von Oeichverbänden erft in neuerer Zeit um die 

Mitte des laufenden Jahrhunderts in Angriff genommen iſt, während dieſelbe in 

den Marken zum Theil in den Anfang des vorigen Jahrhunderts zurückreicht. 
Als die wichtigeren jener Ordnungen ſind zu nennen: 


A) Von Deichordnungen für regulirte Deichverbände. 

1. Deich und Uferordnung für die Lebuſiſche Niederung an der Oder 
vom 23. Juni 171729, zu der ſpäter eine ergänzende Verordnung vom 17. Januar 
1853, betreffend die Einführung einer neuen Deichrolle für den Ober-Oderdeich, 
ergangen iſt?). 

2. Teich-, Ufer, Graben: und Wege-Orduung für das Oderbruch in der 
Mittel- und Neumark vom 23. Januar 17692), welcher ältere Ordnungen von 
1716, 1717 und 1766 vorausgegangen waren?). Beſondere Beſtimmungen zum 
Schutze der ſchon früher in der Gegend von Freienwalde und Wriezen auf— 
geführten Sommerdämme waren unter anderen erlaſſen in dem Edikt vom 
28. Juni 1754 wegen Beſtrafung derjenigen, fo Oderdämme durchſtechen oder 
der Umwallung der Oder ſchaden ?“), und in dem Reſkript der Kurmärtiſchen 
Kriegs- und Domainenkammer vom 17. März 1758 wegen Anpflanzung von 
Setzweiden in den auf beiden Seiten der Oder bewallten Brüchern ?). 

3. Deich, Ufer und Graben-Ordnung für das Netzbruch vom 14. De 
zember 1779 29. 

4. Deich⸗, Ufer-, Graben- und Schau-Ordnung vom 27. März 1802 für 
das Warthebruch?) uebſt Allerhöchſtem Erlaß vom 28. Juli 1852 zur Deklaration 
der §§ 5 und 20 derſelben ?“) und Allerhöchſter Erlaß vom 28. Juli 1852 wegen 
Abänderung des § 9 derſelben ?). 


* 


B) Von Anordnungen für Deiche außerhalb eines Deichverbandes. 

1. Die Kabinets-Ordres vom 24. April und 22. Juni 1830, daß die 
Grundeigenthümer der durch Ueberſchwemmung beſchädigten oder weggeriſſenen 
Haupt⸗Oder⸗Dämme zu deren Wiederherſtellung in der Regel nur die Hälfte 
und bei erwieſenem Unvermögen nur ein Drittel der Koſten beizutragen haben, 
die übrigen ein Halb oder zwei Drittel aber von den anderen in der Iuundations— 


*) Gerhard, Denkſchrift Berlin 1892 S. 1. Lette u. v. Rönne, B. III S. 675. 676. 
23) Geſetz-Samml. S. 41. 

) Novum Corpus Constitutionum Tom IV. p. 5121. Rabe, B. Abth. 3 S. 429. 
25) Lette u v. Rönne, B. III S. 676. 

26) N. C. C. Tom J p. 670. Rabe, B. J Abth. 2 S. 366. 

2) Ebenda Tom II p. 289 u. bezw. B. J Abth. 2 S. 509. 

25) Ebenda Tom Vl p. 1631 bezw. B. J Abth. 6 S. 384. 

») Ebenda Tom XI p. 785 bezw. B 7 S. 88. 

3) Geſetz⸗Samml. S. 398. 

31) Geſetz⸗Samml. S. 516. 
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fläche liegenden, alſo durch Deiche vor Ueberſchwemmung geſchützten Grundeigen— 

thümern nach dem Verhältniß des drohenden Schadens aufgebracht werden ſollen ?). 
2. Die Verorduung der Regierung zu Breslau vom 13. November 1818 

über die Erhaltung und Benutzung der Dämme an der Oder und Ohlau 3). 


C) Waſſer- und Uferorduungen, welche, unabhängig von dem Schutz durch Deiche, 
zu treffende Maßregeln zum Zweck der Ordnung der Abflußverhältniſſe in den 
Gewäſſern betreffen. 

1. Die Ufer, Ward- und Hegungs-Ordnung für das Herzogthum Schleſien 
und die Grafſchaft Glatz vom 12. September 1763 5). 

Ergänzt iſt dieſe Ordnung, welche den Uferbeſitzern ſchwere Verpflichtungen 
auferlegt, durch einen Erlaß der Königlichen Miniſterien des Junern, für Handel 
und Gewerbe und der Juſtiz, der durch eine Bekanntmachung der Königlichen 
Regierung zu Liegnitz vom 9. Mai 1834 bekannt gegeben wird #5), dahin, daß 
die dort feſtgeſtellten Uferbaulaſten durch Verfügungen der Beſitzer über einzelne 
Theile des Grundſtücks im Wege eines Vertrages ohne Genehmigung der Landes— 
polizeibehörde nicht aufgehoben oder einem Dritten übertragen werden können. 

2. Die Polizeiverordnungen der Königlichen Regierung zu Frankfurt a./ O. 
vom 2. Auguſt 1826, betreffend den Schutz der Buhnenwerke und Pflanzungen 
der Oder und Warthe — ergänzt durch Verordnung vom 6. Februar 1895 für 
die Warthe und Netze —, 6) und der Regierung zu Breslau vom 12. Juni bezw. 
vom 21. Dezember 1861 betreffend die Unterhaltung der Ufer an der Bartſch ?“ 
bezw. für die Bartſch und ihre Zuflüſſe 3). 


2. Unterſcheidung der Gewäſſer. 

Das Landrecht knüpft im Uebrigen überall an die Anſchauungen der Zeit 
ſeines Entſtehens an?“) und geht demgemäß bei der Unterſcheidung der Gewäſſer 
ſtillſchweigend von der Vorausſetzung aus, daß nur die dem öffeutlichen Verkehr 
dienenden Gewäſſer öffentliche ſind, denn es erklärt: „die Nutzungen ſolcher 
„Ströme, die von Natur ſchiffbar ſind, als zu den Regalien des Staates ge— 
„hörend und die Häfen und Meeresufer, ſowie was auf dieſe von der See an— 
„geſpült oder ausgeworfen wird, nach gemeinen Rechten, für ein Eigenthum des 
„Staates“ 40. Thatſächlich beſchränkt fich die Nutzung an den „öffentlichen 
Strömen“ auf den Fiſchfang, die Jagd und Eisnutzung, auf das Recht, Fähren 


32) p. Kamptz, Annalen B. 16 S. 481. 

33) v. Kamptz, Annalen B. 2 S. 1156. 

3) Korn, Edikten⸗Samml. B. 7 S. 412. Die Ordnung ift durch das Geſetz vom 
20. Auguſt 1883 aufgehoben. Geſetz⸗Samml. S. 338, 

5) p. Kamptz, Annalen B. 18 S. 545. 

æ) Amtsblatt für Frankfurt a.) O. 1826 S. 263 u. 1895 S. 45. 

87) Amtsblatt für Breslau 1861 S. 175. 

38) Ebenda 1862 ©. 9, zu vergleichen unten II 3. 

200) A. L. R. Einl. $$ 59. 61. 

a) A. L. R. II. 14 § 24, II. 15 $$ 38 ff. 80. 
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und Prahmen zur Ueberſetzung für Geld zu halten, auf das Recht, Waſſer- und 
Schiffsmühlen anzulegen, ſowie auf das Recht, mit unverbundenem Holz zu 
flößen ) und Holz auf dem Waſſer zu lagern. Die Nutzung des Stoffes und 
der Tragkraft des Waſſers dagegen iſt Gemeingut, da der Gebrauch des Fluß— 
waſſers auf „öffentlichen Strömen“ durch Schöpfen, Baden und Tränken einem 
Jeden unverwehrt und die Schifffahrt auf ſolchen Flüſſen unter den vom Staate 
feſtgeſetzten Bedingungen einem Jeden erlaubt iſt? ). Die ſonſt der Staats- 
verwaltung eingeräumten Rechte und die den Anliegern auferlegten Beſchränkungen 
bezwecken nur den Schutz des Verkehrs und ergeben ſich als natürliche Folge 
aus dem allgemeinen Aufſichtsrecht des Staates über den Verkehr und aus der 
Pflicht des Staates, für die zur Sicherung und Bequemlichkeit der Schifffahrt 
nöthigen Anftalten zu forgent). Die Ufer ſowie die Anlandungen gehören in 
der Regel den Eigenthümern der unmittelbar daran ſtoßenden Grundſtücke, mit 
der Einſchränkung, daß nichts an den Ufern angelegt werden darf, wodurch der 
Lauf des Fluſſes zum Nachtheile der Schifffahrt gehemmt, eingeſchräukt oder ſonſt 
verändert wird, und daß den Schifffahrenden nicht gewehrt werden darf, ſich 
des Leinpfades an den Ufern zu bedienen, daran zu landen, die Schiffe zu be— 
feſtigen und im Nothfalle die Ladung eine Zeit lang am Ufer auszuſetzen “). 
Das Flußbett der „offentlichen Flüſſe“ ſteht in Niemandes Eigenthum; wird es 
vom Waſſer verlaſſen, ſei es theilweiſe, indem ſich Inſeln bilden, ſei es ganz, 
indem der Fluß ſeinen Lauf verändert, ſo wird es Eigenthum der Anlieger, 
wenn nicht andere durch den neuen Kanal des Fluſſes an ihrem Eigenthum 
Schaden gelitten haben, die in dieſem Falle vorzüglich aus dem verlaſſenen 
Flußbett oder deſſen Werth entſchädigt werden ſollen!“). Für die übrigen Ge- 
wäſſer wird eine Begriffsbeſtimmung gar nicht verſucht, ſondern bei der Regu— 
lirung der einzelnen Rechtsverhältuiſſe werden zugleich die Verhältniſſe der Ge- 
wäſſer beiläufig mitgeregelt. Doch zeigen die getroffenen Beſtimmungen ſelbſt, 
daß bei allen Gewäſſern, welche mit mehreren Grundſtücken in Berührung 
kommen, öffentlich-rechtliche Fragen zu löſen find, und daß weder das Verkehrs— 
intereſſe allein, noch beſtimmte Merkmale für die Frage, ob ein Gewäſſer ein 
öffentliches oder ein Privatgewäſſer ift, entſcheidend find, ſondern, daß lediglich 
in Betracht kommt, ob die Berührung des Waſſers mit den daſſelbe ein— 
ſchließenden Grundſtücken eine Intereſſengemeinſchaft begründet oder ſonſt öffent— 
liche Intereſſen berührt oder nicht. Deshalb wird bei den Beſtimmungen über 


11) A. L. R. II. 15 §§ 49. 51. 73. 299. 

2) A. L. N. II. 15 $$ 44. 47. 

43) A. L. R. II. 15 §§ 61. 62, J. 9 88 96 ff, 237 ff. Siehe auch die Polizei⸗Verordnungen 
der Regierungen bezw. Regierungs- Praſidenten zu Frankfurt a/D. vom 3. November 1863 
(Amtsblatt 1864, S. 71), vom 21. April 1885 (Amtsblatt S. 121) und vom 3. Februar 1893 
(Amtsblatt S. 33), zu Liegnitz vom 30. Auguſt 1865 und 28. Mai 1890 (Amtsblatt S. 340 u. 
155), zu Stettin vom 21. Februar 1875 (Amtsblatt S. 53), ſowie zu Potsdam vom 17. Januar 
1896 (Amtsblatt 1896, Erſte Sonderausgabe). 

4%) A. L. R. II. 15 88 55 ff, I. 9 88 225 ff. 

45) A. L. R. II. 15 $§ 67 ff, 1.9 $§ 244 ff. 271. 272. 
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das Eigenthum in Bezug auf Gräben und Wafferleitungen feſtgeſetzt: Wajjer- 
leitungen und andere Waſſerbaue an öffentlichen Orten und Flüſſen müſſen 
unter Aufſicht der Landespolizeibehörde geführt werden!“); auch an den Privat- 
flüſſen darf, zum Nachtheil der Nachbarn und Uferbewohner, durch Hemmung des 
Abfluſſes derſelben, nichts unternommen oder verändert werden 1). Im Aunſchluß 
hieran folgen eingehende Beſtimmungen über die Unterhaltungslaſt bezüglich aller 
fließenden Gewäſſer, die mit der Annahme, daß dieſelben reine Privatgewäſſer 
ſein ſollen, nicht vereinbar ſind, umſoweniger, als die bei Räumung der Dorf— 
und gemeinen Feldgräben zu leiſtenden Arbeiten in der Landgemeinde-Ordnung 
des Allgemeinen Landrechts zu den Gemeindearbeiten gerechnet werden, zu denen 
ein jedes Mitglied der Gemeinde Dienſte und Beiträge leiſten mußt). Im 
Gegenſatz zu den Gewäſſern, welche mehrere Grundſtücke berühren, werden dann 
Teiche, Hälter, Seen und andere geſchloſſene Gewäſſer, welche ſich nicht über 
die Grenze des Grundſtücks erſtrecken, in welchem fie liegen, bei Regelung 
des Fiſchereirechts zuſammengefaßt“). Macht hiernach das Allgemeine Landrecht 
auch einen dreifachen Unterſchied bezüglich der Gewäſſer in ſolche, die dem öffent— 
lichen Verkehr dienen, in nicht-geſchloſſene und geſchloſſene Gewäſſer, jo führt 
die Durchführung der rechtlichen Behandlung dieſer drei Gruppen von Gewäſſern 
doch dahin, daß, während die Abſicht vorlag, die letzteren beiden als „Privat— 
gewäſſer“ zuſammenzufaſſen, die nicht-geſchloſſenen Gewäſſer ſo gut wie die 
ſchiffbaren, in manchen Beziehungen als öffentliche Gewäſſer behandelt ſind und 
nur die geſchloſſenen Gewäſſer als reine Privatgewäſſer verbleiben, da dieſe allein 
von dem öffentlichen Jutereſſe in der Regel nicht berührt werden). 


3. Die Vorfluth. 

Neben dem Verkehr hat im Allgemeinen Landrecht nur die Vorfluth eine 
eingehende geſetzliche Regelung erfahren. Alle anderen Rechtsverhältniſſe bezüglich 
des Waſſers aber find faſt unbeachtet geblieben. 

Unter Vorfluth verſteht man den durch die Bodenverhältuiſſe gegebenen 
Ablauf des Waſſers, das hier nur nach ſeiner ſchädlichen Seite in Betracht 
kommt. Die Ordnung des Waſſerablaufes wird durch das Allgemeine Landrecht 
unter Beſeitigung aller bis dahin beftandenen polizeilichen Verfügungen 5) auf 
wenige Grundſätze zurückgeführt, die darauf hinauslaufen, daß der Regel nach 
jeder Eigenthümer wohl befugt iſt, ſeine Grundſtücke gegen das außerhalb der 
ordentlichen Kanäle und Gräben ablaufende Waſſer zu decken ') und daß nur 


46) A. L. R. I. 
17) A. L. R 
40 A. L. R. 
40) A. L. R. J. 9 §§ 176. 180. 
50) Frank, über öffentliche und Privatgewäſſer, Verwaltungsarchiv B. I S. 78, Jahr- 
gang 1892. 
51) Reſkr. des General⸗Direktoriums vom 13. Januar 1795, N. C. C. Tom X, Nachtrag 
von 1795 p. 1857 Nr. 4 und Rabe, Samml. B. 3 S. 1, Lette u. v. Rönne, B. III S. 570. 579. 
52) A. L. R. J. 8 § 102. 


eine Pflicht beſteht, die vorhandenen Waſſerläufe, jo weit fie künſtlich angelegt 
find, zu erhalten ) und, fo weit fie fih von Natur gebildet haben, das willkürliche 
Eingreifen in die beſtehenden Vorfluthverhältniſſe zu vermeiden *). Eine Aus- 
nahme hiervon wird nur zugelaſſen, wenn der Eigenthümer des höher gelegenen 
Grundſtücks das Waſſer durch die auf ſeinem Grund und Boden zu treffenden 
Veranſtaltungen nicht ableiten kann und wenn der Ableitung auf keinem der 
tieferen Grundſtücke ein natürliches Hinderniß entgegenſteht. Allein unter dieſen 
beiden Vorausſetzungen darf dem ordentlichen Ablauf des Waſſers außerhalb der 
ordentlichen Gräben durch Abdämmen ein Hinderniß nicht entgegengeſetzt werden). 
Der Beſitzer der oberhalb liegenden Grundſtücke iſt hiernach nicht berechtigt, 
durch künſtliche Veranſtaltungen, wie namentlich durch das Ziehen von Gräben, 
den natürlichen Waſſerlauf zu ändern und zum Nachtheile der Beſitzer tiefer 
belegener Grundſtücke gleichwohl die Aufnahme des Waſſers unentgeltlich zu 
fordern. In ſolchen Fällen handelt es ſich nicht mehr um Erhaltung der Vor— 
fluth, ſondern um deren Beſchaffung, alfo um eine Entwäſſerung ?%). Unter 
Umſtänden kann auch dieſe verlangt werden, wenn erhebliche Landeskulturintereſſen 
nachgewieſen werden 59. Dieſe Möglichkeit ift der einzige Fortſchritt des All- 
gemeinen Landrechts gegenüber dem Rechtszuſtande des Gemeinen Rechts, während 
eine weitere Abweichung hiervon die Einſchräukung des Rechts der Vorfluth 
bezüglich des wild ablaufenden Waſſers auf die beſtehenden Waſſerläufe bildet. 


4. Der Waſſerſtau. 


Das Recht des Waſſerſtauens iſt im Allgemeinen Landrecht nur gelegentlich 
der Ordnung der Rechtsverhältniſſe bei der Mühlengerechtigkeit erwähnt, ohne 
eine auch nur oberflächliche Durchbildung zu erfahren. Das Geſetz beſchränkt 
ſich vielmehr darauf, das Recht, Waſſer- und Schiffsmühlen anzulegen, für ein 
übertragbares Recht zu erklären, das an „öffentlichen Flüſſen“ dem Staat, an 
„Privatflüſſen“ dem Eigenthümer des Grund und Bodens zuſteht ), und im 
Anſchluß hieran „die Erhöhung des Fachbaumes und die Aenderung des Sicher— 
pfahles“ nur mit Genehmigung und unter Zuziehung der Landespolizei für zu— 
läſſig zu erklären, ſowie „bewegliche Aufſätze auf dem Fachbaum bei kleinem 
„Waſſer fo lauge, als deu ober- oder unterhalb liegenden Nachbarn damit kein 
„Nachtheil entſteht“, zu erlauben 59). Es blieb alfo hinſichtlich des Waſſerſtaues, 
wie bezüglich des Waſſerſchutzes im Geltungsbereich des Allgemeinen Landrechts 


53) A. L. R. J. 8 §§ 100. 101. 

51) A. L. R. I. 8 §§ 97. 99, II. 15 §§ 61 ff, 1.9 §§ 156 ff, Erk. des Ober-Tribunals 
vom 9. Juni 1857. Strieth, Archiv, B. 25 S. 158. 

=) A. L. R. I. 8 $$ 103. 104. 

56) Erk. des Ober⸗Verwaltungs⸗Gerichts vom 25. Oktober 1882 B. 9 S. 17. 

57) A. L. R. 1. 8 §§ 105 ff. 

58) A. L. R. II. 15 §§ 229. 233. 245. 

50) A. L. R. II. 15 88 243. 244. 


im weſentlichen bei dem früheren Zuſtande. Namentlich behielt es in Schleſien 
bei der Mühlen ordnung vom 28. Auguft 1777 fein Bewenden #9), 


5. Schlußbemerkungen. 


Wenn man ſich die vielſeitigen Beziehungen und Berührungspunkte des 
Waſſers zu den Bedürfniſſen des Lebens überhaupt und des Erwerbslebens im 
beſonderen vergegenwärtigt, ſo leuchtet das Unzureichende dieſer wenigen Be— 
ſtimmungen ohne Weiteres ein. Denn während das Waſſer in drei Formen 
ſchädlich wirkt, find bei feiner Benutzung fünf Hauptformen zu unterſcheiden 6. 

Schädlich wirkt das Waſſer: 

a) wenn es ſich im Boden oder auf deſſen Oberfläche ſtaut, ſtagnirende 
Waſſerflächen oder Verſumpfungen bildet und durch die Verdunſtung 
geſundheitsſchädlich in der Gegend wirkt und zugleich den Boden erkältet 
und damit den Pflanzenwuchs beeinträchtigt; 

b) wenn es verheerend über die Ufer tritt und bei einer ſchrankenloſen Ueber— 
fluthung der Fluren Leben und Eigenthum der Bewohner der Niederung 
bedroht; 

c) wenn Strömung die Ufer abſpült. 

Die Waſſerbenutzung umfaßt: 

a) die Verſorgung der Menſchen mit Waſſer als Genußmittel zum Trinken, 
Kochen, Tränken, als Reinigungsmittel, ferner zum Löſchen bei Feuers— 
gefahr, als Heilmittel, namentlich, wenn es mit mineraliſchen Stoffen 
verbunden zu Tage tritt, endlich zur Ableitung von Abfallſtoffen; 

b) die Benutzung im Verkehrsintereſſe; 

c) die landwirthſchaftliche Benutzung zu Bewäſſerungen, namentlich der 
Gräſereiflächen; 

d) die gewerbliche Waſſerbenutzung; 

e) die Gewinnung von Erzeugniſſen des Waſſers aus dem Thier, Pflanzen- 
und Mineralreich, endlich von Eis. 

Seiner Beſtimmung nach hätte das Allgemeine Landrecht alle dieſe Verhält— 
niſſe des Waſſerrechts gleichmäßig regeln müſſen. In demſelben ſind aber, unter 
Uebergehung aller anderen, nur folgende Punkte behandelt worden: 

a) Der Waſſerſchutz, jedoch nicht in ausreichender Weiſe. Die einſchlägigen 
Beſtimmungen find nämlich ausdrücklich nur in Bezug auf die ſchiffbaren („öffent- 
lichen“) Ströme erlaſſen und geben überdies keinen Anhalt dafür, daß die Ber- 
waltung die von Natur gebotenen oder zur Erhaltung und Förderung der 
Landeskultur wünſchenswerthen Maßregeln ergreifen darf, wenn der Zuſtand der 
Schutzaulagen dem Bedürfniß nicht genügt. Denn es ift nur die Erhaltung, 


60) Korn, Ed.⸗Samml. B. XV S. 278, Frank, Waſſergeſetze S. 38. 
61) Peyrer, Oeſterreichiſches Waſſerrecht S. 1—5. 
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nicht aber eine Verbeſſerung oder Neuanlage von Schutzwerken vorgeſehen. Dazu 
kommt, daß hier ein den Naturverhältniſſen und der geognoſtiſchen Bildung der 
Ueberſchwemmungsgebiete nicht entſprechender Unterſchied zwiſchen Hauptdämmen 
und Sommerwällen gemacht iſt; ferner, daß bei der Feſtſtellung der Art und 
des Maßes des Beitrages von der Vorausſetzung ausgegangen iſt, eine Ver— 
pflichtung zur Anlage und Unterhaltung der Dämme ſtehe bereits feſt, und des— 
halb lein Mittel gegeben iſt, dieſe Verbindlichkeit in den geeigneten Fällen her— 
beizuführen. 

p) Die kulturſchädliche Seite des Waſſers, ohne dabei den überlieferten Be— 
ſtrebungen des Preußiſchen Rechts, die Grundſätze des reinen Privatrechts dem 
ſtaatlichen Geſichtspunkt der Förderung der Landeskultur unterzuordnen, treu zu 
bleiben. Auf dieſe Weiſe bot es allerdings den Grundbeſitzern, die bisher zur 
Beſchaffung der Vorfluth im Intereſſe anderer für verpflichtet galten, große 
Erleichterungen und beſeitigte mit den älteren Geſetzen deren Härten. Indem 
es aber dabei auf die gemeinrechtlichen Grundſätze zurückging, ſtatt unter Auf— 
rechterhaltung der ſtaatlichen Einwirkung auf die Förderung der Landeskultur, 
die Koftenfrage in einer dem Recht und der Billigkeit entſprechenden Weiſe zu 
ordnen, hat es die Landeskultur wenig gefördert, obwohl es bei Feſtlegung des 
gemeinrechtlichen Standpunkts an denſelben einige neue Kulturvorſchriften an— 
knüpfte, die im Jutereſſe der Bodenmelioration durch eine zweckmäßige Leitung 
der Vorfluth den damaligen Bedürfniſſen der ländlichen Wirthſchaftsverhältniſſe 
Rechnung tragen ſollten “); denn für den Fortſchritt der Landeskultur find diefe 
Beſtimmungen faſt werthlos, weil darin die Frage der eigentlichen Entwäſſerung, 
der das frühere Preußiſche Recht fo großen Vorſchub leiſtet, gänzlich fallen ge- 
laſſen iſt. 

c) Die nutzbare Seite des Waſſers, aber in ſehr eingeſchränktem Maße. 
Einzelne Nutzungsrechte, namentlich im Verkehrsintereſſe, zur Anlage von Mühlen 
und Brunnen, zum Fiſchen, wurden zwar erwähnt 6s) und dabei der Waſſerſtau 
oberflächlich geregelt “). Auf der anderen Seite wurden aber zugleich Vorſchriften 
aufgenommen, welche mittelbar den anderweiten Gebrauch des Waſſers, ins— 
beſondere zu landwirthſchaftlichen Entwäſſerungen, auf die engſten Grenzen be— 
ſchränkten 65). 

Ju der That gelangten denn auch die waſſerrechtlichen Beſtimmungen des 
Allgemeinen Landrechts nirgend zu einer erſprießlichen Wirkſamkeit, und das um 
ſo weniger, als es die bis dahin beſtehenden Geſetze, Verordnungen und Pro— 
vinzialrechte nicht ausdrücklich aufhob, fo daß dieſelben ihre Gültigkeit neben 
dem Landrecht behielten 68). 


62) A. 
3) A. 
60) A. 
65) A. 
8) A. 


R. I. 8 88 99 ff. 
15 88 47 ff, 88 229 ff, I. 8 88 129 ff, 1.9 $§ 170 ff, 11.15 88 73 ff. 
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9 $$ 170 ff, II. 15 9935 ff, 244 ff. 
Einl. 88 59. 61. 
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3. Die Waſſergeſetzgebung feit Erlaß des Allgemeinen Tandrechts. 


a) Vorbemerkungen. 


Der ſo erwachſene Rechtszuſtand erhielt ſich bis in die Zeit der großen 
Umwälzungen des Staates im Anfang des neunzehnten Jahrhunderts. Den 
erſten Auſtoß zur Wiederaufnahme dieſes Theils der Geſetzgebung gab das Edikt 
vom 28. October 1810, das die bis dahin beſchränkte gewerbliche Benutzung der 
Waſſerkräfte durch Mühlenanlagen erweiterte und namentlich deren Beziehungen 
zur Landeskultur zu beſtimmen verſuchtes ?). Eine beſondere Beachtung erfuhren 
aber ſodann die Landeskulturintereſſen durch das bekannte Edikt zur Beförderung 
der Landeskultur?) vom 14. September 1811. Dieſes ſtellte eine allgemeine 
neue Regelung der Vorfluth, der Entwäſſerung und Bewäſſerung und zu dem 
Zweck die Einſetzung einer eigenen techniſchen Verwaltungsbehörde in Ausſicht. 
Das letztere iſt bis jetzt nicht geſchehen, das erſtere hat ſich nur in ſehr all— 
mählicher Entwicklung vollzogen und zwar nur in einem Umfange, der den For— 
derungen der Landwirthſchaft nicht genügend Rechnung trägt. 

Im Anſchluß an die früheren Kulturbeſtrebungen und mit Rückſicht auf 
die dringendſten Bedürfuiſſe der Landeskultur wurde aus Anlaß des Edikts vom 
14. September 1811 zunächſt wieder die Entwäſſerung geſetzlich geregelt, in 
Verbindung hiermit aber der Waſſerſtau der erſten vollſtändigen geſetzlichen Re— 
gelung unterworfen. Es erging dafür das Geſetz vom 15. November 1811 wegen 
des Waſſerſtauens bei Mühlen und Verſchaffung der Vorfluth “e), das für die 
neuere Zeit bahnbrechend wurde, für ſeine Zwecke ſehr ſegensreich gewirkt und 
ſeine Geltung bis heute behalten hat. Durch daſſelbe wurde zunächſt die Durch— 
führbarkeit der landrechtlichen Beſtimmungen über Vorfluth ſchärfer beſtimmt, 
indem die Aufſicht hierüber wieder der Polizei überwieſen wurde“). Dann 
wurde die Möglichkeit einer den damaligen Bedürfniſſen der Landwirthſchaft 
entſprechenden Entwäſſerung, die durch das Allgemeine Landrecht faſt ganz be— 
ſeitigt war, unter großer Schonung der vorhandenen Beſitzſtände wieder eingeführt 
und vielfach erweitert”). Endlich wurde für den durch das frühere Recht nicht 
ausreichend geregelten Waſſerſtau eine genaue Ordnung gegeben?). Damit war 
aber die durch das Edikt vom 14. September 1811 angeregte Geſetzgebung 
erſchöpft und kam erſt wieder in Fluß, als das Bedürfniß nach weiterer Regelung 
der waſſerrechtlichen Verhältniſſe in den Kreiſen der Betheiligten empfunden und 
nachdrücklich zum Ausdruck gebracht wurde. Die ſtändiſchen Vertretungen einzelner 
Provinzen gaben den allgemeinen Klagen über das Unzureichende des damaligen 


67) Geſetz⸗Samml. S. 95. 

68) Geſetz⸗Samml. S. 300. 

6) Geſetz⸗Samml. S. 352. 

70) Geſetz vom 15. November 1811 § 10. 
71) Ebenda $9 11 ff. 

2) Ebenda §§ 1—9. 
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Rechtszuſtandes Ausdruck?) und damit den Anſtoß zur Wiederaufnahme der geſetz— 
geberiſchen Thätigkeit im Gebiet des Waſſerrechts. Anfänglich wurde eine umfaſſende 
Regelung geplant, dieſer Plan aber, nachdem bereits der Entwurf eines um- 
faſſenden Geſetzes fertig geſtellt war, wieder aufgegeben, weil gegen deffen Inhalt 
vielfache Bedenken laut geworden waren, und in das Auge gefaßt, die verſchiedenen 
rechtlichen Seiten der Gewäſſer durch beſondere Geſetze zu ordnen“). Es wurde 
zunächſt eine endgültige Regelung der Nutzung der Gewäſſer als das drin— 
gendſte Bedürfniß in Angriff genommen und in dem Geſetz vom 23. Februar 1843 
uber die Benutzung der Privatflüſſe d) verſucht. In dem Geſetz ift die Waſſernutzung 
in den Privatflüſſen, aljo nur in den nicht-ſchiffbaren fließenden Gewaͤſſern geregelt 
und die landwirthſchaftliche Bewäſſerung eingehend behandelt. Die anderen Arten 
der Waſſernutzung find nur im Allgemeinen berührt. Ju Verbindung hiermit 
iſt ein beſonderes Aufgebots- und Vermittlungsverfahren vor der Verwaltungs— 
behörde eingeführt, das dazu beſtimmt ift, Unternehmer von Bewäſſerungsanlagen 
gegen willkürliche und unbegründete Einſprüche zu ſchützen und entgegenſtehende 
fremde Intereſſen zu beſeitigen. Ferner giebt das Geſetz die Möglichkeit einer 
Genoſſenſchaftsbildung mit Beitrittszwang zur Ausführung umfangreicher Be— 
wäſſerungsanlagen. Endlich wird in Ergänzung der landrechtlichen Beſtimmungen 
und des Geſetzes vom 15. November 1811 das Recht der Vorfluth in den 
Privatflüſſen mehr als bis dahin ſichergeſtellt. Zur Ergänzung der beiden im 
weſentlichen gleiche Anſchauungen vertretenden Geſetze vom 15. November 1811 
und vom 28. Februar 1843 erſchienen demnächſt noch folgende zwei kleinere 
Geſetze: vom 23. Januar 1846, betreffend ein für Entwäſſerungsanlagen einzu— 
führendes Aufgebots- und Präkluſionsverfahren “), das dem für Bewäſſerungs— 
anlagen im Geſetz vom 28. Februar 1843 eingeführten desfallſigen Verfahren 
entſpricht, und das Geſetz vom 11. Mai 1853, betreffend die Bildung von Ge— 
noſſeuſchaften zu Entwäſſerungsanlagen !), welches die in jenem Geſetz für Be- 
wäſſerungsanlagen gegebenen bezüglichen Beſtimmungen auch auf Entwäſſerungs— 
genoſſenſchaften für anwendbar erklärt, jedoch mit der Maßgabe, daß für Drainage- 
genoſſenſchaften ein Beitrittszwaug nicht gegeben ift, diefe vielmehr nur bei 
freiwilliger Zuſtimmung aller Betheiligten gegründet werden können. Gleichzeitig 
werden in dieſem Geſetz alle beſtehenden Vorſchriften über Anlegung von Ent— 
wäſſerungsgräben durch fremde Grundſtücke auch auf Ableitung des Waſſers 
unter der Erde in bedeckten Kanälen oder in Röhren (Drains) für anwendbar 
erklärt. 

Faſt zu derſelben Zeit, aber unabhängig von der Geſetzgebung, betreffend 
die Ente und Bewäſſerungen, wurde auch eine geſetzliche Regelung des Waſſer— 


) Verhandlungen des Provinziallandtages für Pommern von 1824, für Schleſien für 1825. 

) Denkſchrift über den Geſetzentwurf wegen Benutzung der Privatflüſſe in der all- 
gemeinen preußiſchen Staatszeitung, Beilage 1842 Nr. 303. 

15) Geſetz⸗Samml. S. 41. 

76) Geſetz⸗Samml. S. 26. 

77) Geſetz⸗Samml. S. 182. 


ſchutzes, ſoweit derſelbe durch Deichanlagen ausgeführt werden kann, in den 
Bereich der Geſetzgebung gezogen. Das Geſetz vom 28. Januar 1848 über das 
Deichweſen “) und die im Anſchluß hieran getroffenen allgemeinen Beſtimmungen 
über künftig zu erlaſſende Deichſtatute“?) in dem Allerhöchſten Erlaß vom 
14. November 1853 haben die Lücke ausgefüllt, die das Allgemeine Landrecht in 
dieſer Beziehung aufwies. 

Hiermit fand die Waſſergeſetzgebung einen vorläufigen Abſchluß und wurde 
erſt nach der Begründung des Deutſchen Reiches wieder in Angriff ge— 
nommen. 

Zwar wurde auch dann der vielfach aus Jntereſſentenkreiſen augeregte Ge- 


danke, ein für die ganze Monarchie gültiges Waſſerpolizeigeſetz zu erlaſſen, der 
von der Königlichen Staatsregierung gleichfalls wohlwollend aufgenommen und 
bis zur Ausarbeitung eines vollſtändigen Entwurfs gefördert worden war, 
zunächſt als vorläufig undurchführbar wieder aufgegeben. Es wurden aber die— 
jenigen Theile zur weiteren geſetzgeberiſchen Behandlung ausgeſchieden, von 
denen man annahm, daß ſie auch vor der einheitlichen Geſtaltung des bürger: 
lichen Rechts neu und einheitlich geregelt werden konnten, und daß ſie am 
dringendſten einer Neuregelung bedurften se). Demgemäß hat das Genoſſenſchafts— 
weſen eine umfaſſende Neugeſtaltung erfahren durch das Geſetz vom 1. April 1879, 
das nicht nur ein einheitliches Syſtem für das Waſſergenoſſenſchaftsweſen in der 
ganzen Monarchie eingeführt, ſondern auch die rechtliche Stellung der Genoſſen— 
ſchaften in einer den Bedürfuiſſen dieſer überaus wichtigen Vereinigungen ent- 
ſprechenden Weiſe feſtgeſtellt hats). 

Ferner ſind die Befugniſſe der Strombauverwaltung gegenüber den Ufer— 
beſitzern an öffentlichen Flüſſen durch das Geſetz vom 20. Auguſt 1833 geregelt 
worden). 

Damit ſchließt die Geſetzgebung, auf die gegenwärtig das Waſſerrecht be— 
gründet iſt, ab, nachdem ein von der Königlichen Staatsregierung dem Landtage 
im Jahre 1890 vorgelegter Geſetzentwurf, betreffend die Unterhaltung der nicht— 
ſchiffbaren Flüſſe in Schleſien, abgelehnt worden war. Es find ſeitdem nur 
einige Geſetze, betreffend die Zuſtändigkeit s?) der Behörden und betreffend die 
Bereitſtellung von Geldmitteln zu waſſerwirthſchaftlichen Unternehmungen, er— 
gangen 8). 


78) Geſetz⸗Samml. S. 54. 

79) Geſetz⸗Samml. S. 935. 

0) v. Bülow und Faſtenau, Geſetz vom 1. April 1879 S. 1. 2. 

81) Geſetz⸗Samml. S. 297. 

82) Geſetz-Samml. S. 333. 

83) Vergl. außer dem Landesverwaltungs-⸗ und Zuſtändigkeitsgeſetz das Geſetz vont 
31. Mai 1884, Geſetz⸗Samml. S. 303, betreffend eine Aenderung des § 13 des Geſetzes vom 
20. Auguſt 1883. 

84) Geſetz vom 13. Mai 1879, betreffend die Errichtung von Landeskultur-Rentenbanken, 
Geſetz⸗Samml. S. 367; vom 23. Februar 1881, Nothſtandsgeſetz für Oberſchleſien, Geſetz-Samml. 
S. 25; ferner vom 9. Juli 1886, vom 6. Juni 1888 und vom 14. April 1890, betreffend den 
Bau neuer Schiffskanale und Verbeſſerung der Oder, Geſetz-Samml. S. 207. 238. 67. 
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b) Die erlaſſenen einzelnen Geſetze. 


1. Das Geſetz vom 15. November 1811 wegen des Waſſerſtauens 
bei Mühlen und Verſchaffung der Vorfluth. 


Daſſelbe behaudelt in drei von einander völlig unabhängigen Theilen 
SS 1 bis 9 das Staurecht, § 10 die Vorfluth und § 11 bis 34 die Entwäſſerung 
im Anſchluß und in Ergänzung der diesbezüglichen Beſtimmungen des Allgemeinen 
Landrechts und der Mühlenordnungen. 

Bezüglich des Waſſerſtaues $) wird der Ginndſatz feſtgeſtellt, daß jeder 
Stauberechtigte ſich eine Begrenzung ſeines Rechts gefallen laſſen muß, wenn 
Perſonen, die dabei intereſſirt find, dies auf ihre Koften verlangen. Es erfolgt 
dann die Setzung eines Merkpfahles durch die Verwaltungsbehörde, die hierzu 
ſachverſtändige Kommiſſarien zu ernennen hat se). Bei der Setzung des Merk— 
pfahles ift, je nach dem Jutereſſe der Antragſteller und der Rechtslage des 
einzelnen Falles, entweder der höchſte oder der niedrigſte zuläſſige Waſſerſtand 
deutlich erkennbar zu bezeichnen und mit der Höhe der Stau- und Schleuſen— 
anlage, ſowie mit einem nahe gelegenen, unverrückbaren Gegenſtande durch 
Höhenmeſſungen zu vergleichen, und es ſind die gefundenen Höhenzahlen in der 
aufzunehmenden Verhandlung anzugeben 8). Allerdings ift der Fall der Feſt— 
ſtellung des niedrigſten Waſſerſtandes nur vorgeſehen, wenn der Stauberechtigte 
die Verpflichtung hat, zur Erhaltung der Schiffbarkeit eines Gewäſſers das 
Oberwaſſer auf einer beſtimmten Höhe zu erhalten. Dieſe beſondere Berück— 
ſichtigung des Schifffahrtintereſſes kann aber nicht ſo aufgefaßt werden, daß nur 
in dieſem Falle eine Feſtſtellung des niedrigſten zuläſſigen Waſſerſtandes erfolgen 
darf. Daß nur die Schifffahrt erwähnt iſt, dürfte vielmehr auf den Umſtand 
zurückzuführen ſein, daß man damals nur die ſchädliche Seite des Waſſers ins 
Auge faßte, wie ſich auch aus der Verbindung des Rechts der Begrenzung von 
Stauanlagen mit dem Recht der Vorfluth ergiebt. Die ſinngemäße Anwendung 
des Geſetzes auch auf andere Fälle, in denen der Antragſteller ein Intereſſe an 
der Feſtſtellung des niedrigſten zuläſſigen Waſſerſtandes hat, dürfte daher für 
zuläſſig zu erachten ſein. 

Als unverrückbare Gegenſtände, mit deuen die Merkpfahlhöhe verglichen 
werden ſoll, ſind ſolche anzuſehen, die nach dem gewöhnlichen Laufe der Natur, 
ohne Zuthun eines Menſchen und ohne eine bewußte Kraftanſtrengung, nicht 
leicht verrückt zu werden pflegen #8). 

Die ernannten Kommiſſarien haben zunächſt zu ermitteln, ob 

1. die Höhe des Waſſerſtandes durch rechtskräftige Urtheile oder nach dem 
Einverſtändniſſe aller Intereſſenten auf eine andere Art deutlich beſtimmt iſt, 


) Zu vergleichen oben I 254. 

80) §§ 1. 2 a. a. O. und § 67 des Zuſtandigkeitsgeſetzes vom 1. Auguſt 1883. 
87) § 3 a. a. O. 

88) Hahn, Waſſergeſetze S. 39. 
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2. oder ob die Höhe des Waſſerſtandes überhaupt nicht feſtſteht, 

3. oder ob es zwiſchen den Intereſenten ſtreitig iſt, ob die Hohe des 
Waſſerſtandes durch gültige Vertrage, Verleihung oder rechtsverjährten Bejg 
beſtimmt iſt. 

Im erſten Falle hat es ber dem Anerkenntmß fem Bewenden, und müſſen 
die Kommiſſarien den Merlpfahl danach ſetzen. Im zwetten Falle ſetzen die 
Kommiſäarien die Stauhöhe dergeſtalt feft, daß dabei n das gegenſeitige Intereſſe 
der Bodenkultur und der Stauberechtigten gewahlt wud, im letzteren Falle muß 
die Sache dem zur Entſcheidung berufenen Gerichtshofe vorgelegt und dann, je 
nach dem Ausfall der Entſcheidung, wie im eften oder zweiten Falle verfahren 
werden Doch ft die Verwaltungsbehorde auch zuftandig, während der Dauer 
des Streites interimiſtiſch einen Waſſerſtand feſtzuſetzen s'). Den ſo feſtgeſtellten 
Waſſerſtand hat der Beſitzer der Stauaulage innezuhalten und, ſobald das Waſſer 
uber die zulaſſige Hohe ſteigt, durch Wegnahme aller zeitlichen Hinderniſſe den 
Abfluß fo lange zu fordern, bis das Waffe: wieder auf der zulaſſigen Höhe 
ſteht Verſäumt er dies, fo it nicht allein die Polizerbehorde verpflichtet, auf 
Antrag der Intereſſenten einzuſchreiten, ſondern er hat auch, außer dem Crſatze 
allen durch die widerrechtliche Raumung entſtandenen Schadens, in jedem Falle 
eine Geldſtrafe verwukt 90). 

Wenn die Höhe des Waſſerſtaues einer Muhle durch polizeiliche Anordnung 
beſtimmt iſt, kann der Stauberechtigte, welcher ſich dadurch in ſeinem Rechte ver- 
letzt glaubt, zwar die Anerkennung des Rechts zu einem anderen Waſſerſtau, 
nicht aber die Gewährung dieſes Rechts in Wege des Prozeſſes verlangen “). 

Den Beſitzern von Stauanlagen liegt auch die Verpflichtung ob, die Cis— 
ſtopfung in Freigerinuen als ein zeitliches Hudey des Waſerabfluſſes zu 
beseitigen ??). Vorſatzlichkeit in der Verabſaumung der bezuglichen Pflichten ft 
ebenſo wenig, wie der Selbſtbetrieb der Anlage, Vorausſetzung der Strafbarkeit 
des Ueberſtauens. Der Befttzer ift fur die Verabſaumung dieſer Pflichten ſtrafbar, 
auch wenn die Schuld feme Dienſtleute tufft’) 

In Anſehung der Vorfluth ſtellt das Geſetz vom 15 November 1811 
die Unterhaltung der Graben und Waſſerlaufe unter die Aufſicht der Polizei, 
dergeſtalt, daß, ſobald aus der Vernachlaſſigung derſelben oder aus Mangel an 
der erforderlichen Tiefe Nachtheile fur die Beſitzer anderer Grundſtücke oder nup- 
barer Anlagen oder auch für die Geſundheit entſtehen, dieſe den zur Unterhaltung 
Verpflichteten zu deſſen Auskrautung oder Raumung anhalten kann. Die Bes 


30) Geſetz vom 15 November 1811 §8 4—6, Zuſtandigkeitsgeſet vom 1 Auguſt 1883 $ 67 

W) Geſeh vom 15 November 1811 §§ 8 9 

90) Erntſcherdungen des Kompetenzgerichtehofes vom 8. Marz 1856 und vom 1. Oktober 
1859, Juſtizj⸗Mimſterial Blatt 1856 S 119, 1860 S 258 

%) Erlaß des M. f L vom 9 April 1873, Munſterial Blatt fur die innere Verwaltung 
S. 136. 5 

23) Entſch des Ober Tribunals vom 19 April 1855, Juſtiz Min Bl. S. 243, Entſch des 
Kammergerichts vom 2. Januar 1882, Entf) B 3 S. 361. 
** 
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ſtimmung geht alfo nicht über die Regelung der Zuſtändigkeitsfrage hinaus. Sie 
ſchließt ſich vielmehr au die landrechtliche Regelung der privatrechtlichen Be— 
ziehungen, die auf Grund der Vorfluth unter den Beſitzern nachbarlicher Grund— 
ſtücke beſtehen, an, welche verbietet, daß zum Nachtheil der Nachbarn und Ufer— 
bewohner durch Hemmung des Ablaufes in den Privatflüſſen etwas unternommen 
oder verändert wird), und ferner eine geſetzliche Verpflichtung feſtſtellt, wonach 
in der Regel ein Jeder die über ſein Eigenthum gehenden Gräben und Kanäle, 
wodurch das Waſſer ſeinen ordentlichen und gewöhnlichen Ablauf hat, zu unter— 
halten verbunden ift”). Beide Beſtimmungen, diejenigen des Geſetzes vom 
15. November 1811 über die Zuſtändigkeit der Polizei und des Landrechts über 
die Erhaltung der Vorfluth im Intereſſe der Nachbargrundſtücke, werden ergänzt 
durch § 7 des Geſetzes vom 28. Februar 1843 über die Benutzung der Privat 
flüſſe. Danach werden die Uferbeſitzer inſoweit zur Räumung der Privatflüſſe für 
verpflichtet erklärt, als es zur Beſchaffung der Vorfluth nothwendig iſt, es wird alſo 
die nach dem Landrecht nur auf Gräben und Kanäle bezügliche Räumungspflicht 
auch auf andere fließende Gewäſſer ausgedehnt. Die Polizei wird zugleich er— 
mächtigt, diejenigen, welchen die Räumung obliegt, hierzu anzuhalten de). Dieſe 
Ermächtigung iſt jedoch an ſich nur eine Wiederholung der auf Grund des Geſetzes 
vom 15. November 1811 bereits beſtehenden Befugniß der Polizei, „die Unter— 
haltung der Gräben und Waſſerlänfe“ zu überwachen, die nur inſofern eine 
Bedeutung hat, als fie im Auſchluß an die den Uferbeſitzern neu auferlegte 
Flußräumungspflicht gegeben iſt, um klar zu ſtellen, daß die Erfüllung auch 
dieſer Pflicht polizeilich erzwingbar iſt. Bei Feſtſtellung dieſer Räumungspflicht 
wird zugleich betont, daß, wo Provinzialgeſetze, Lokalſtatuten oder ſpezielle Rechts— 
titel ein Anderes beſtimmen, es hierbei bewendet. Hiernach tritt die in dem 
Geſetz neu begründete Räͤumungspflicht nur an die Seite, nicht an die Stelle 
beſtehender Verpflichtungen, um dieſe, dem Bedürfniß entſprechend, zu ergänzen. 
Mit Rückſicht hierauf wird die bereits auf Grund des Geſetzes vom 15. November 
1811 beſtehende, hier wiederholt ertheilte Ermächtigung der Polizeibehörde dahin 


91) A. L. R. J. 8 8 99. 

85) A. L. R. I. 8 §§ 100. 101. 

de) Vergl. Polizei⸗Verordnung des Regier.-Präſidenten zu Oppeln, betreff. die Räumung 
der Privatgewäſſer, vom 1. April 1881 nebſt Ausführungs⸗Reglement von demſelben Tage 
(Amtsbl. Extra⸗Beil. zu St. 13). 

Räumungs⸗ und Schaureglements für die faule Ihna vom 9. Juli 1883 (Amtsbl. für 
Frankfurt a./ O. S. 297) nebſt Ergänzung vom 30. November 1885 (Amtsbl. S. 9) und für 
die große Shna vom 21. Februar 1887 (Amtsbl. für Frankfurt a./O. S. 105). 

Anweiſung für die Schaukommiſſare des Lohefluſſes im Landkreiſe Breslau vom 
10. April 1888. 

Verfügung des Regier.⸗Präſidenten zu Liegnitz vom 28. Mai 1890 (Amtsbl. S. 155), 
betreffend Räumung der Flüſſe, Bäche und Vorfluthgräben, ſofern dieſelben zu den Privat- 
gewaſſern gehören. 

Siehe auch wegen der Anpflanzungen und Neubauten im Ueberſchwemmungsgebiet der 
Warthe die Polizei⸗Verordnungen der Regier.⸗Präſidenten zu Frankfurt a./O. vom 3. Februar 1893 
(Amtsbl. S. 33) und zu Poſen vom 14. Februar 1893 (Amtsbl. S. 101), ſowie die vorgedachte 
Verfügung des Regier.⸗Präſidenten zu Liegnitz (ergänzt durch Verfügung vom 9. März 1894). 
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erläutert, daß, wenn unter den Betheiligten Streit über diefe Verpflichtung ent- 
ſteht, die Räumung einſtweilen nach Maßgabe des Beſitzſtandes und, wenn auch 
dieſer nicht feſtſteht, von den Uferbeſitzern zu bewirken iſt, unter Vorbehalt richter— 
licher Entſcheidung. Dieſe Erläuterung findet ſelbſtredend auch auf die Maß— 
nahmen der Polizei Anwendung, die auf Grund des § 10 des Geſetzes vom 
15. November 1811 ergriffen wurden, da ſchon früher kein Zweifel darüber beſtand, 
daß bei der Anordnung einer Raͤumung, im Falle die Pflicht ſtreitig war, eine 
interimiſtiſche Entſcheidung unter Vorbehalt des Rechtsweges getroffen werden 
konnte?). Das Allgemeine Landrecht und die beiden genanuten Geſetze bilden 
zuſammen die Grundlage des gegenwärtigen Rechts der Vorfluth. Die Be— 
ſtimmungen greifen ſo eng in einander ein, daß ſie nur im Zuſammenhang ein 
richtiges Bild der Rechtslage geben, während die einſeitige Anwendung der einen 
oder der anderen leicht zu Irrthümern führen kann. Beſondere Beachtung ver— 
dienen hierbei die folgenden Geſichtspunkte: 

Der $ 10 des Geſetzes vom 15. November 1811 findet auf alle Waſſer— 
läufe, mithin auch auf öffentliche Flüſſe, Auwenduug, inſoweit es ſich um deren 
Räumung im Jutereſſe der Vorfluth handelt. Da jedoch hierbei, eine beſtehende 
Unterhaltungspflicht vorausgeſetzt, aber keine Beſtimmung getroffen wird, wer als 
Pflichtiger anzuſehen ift, fo können die Uferbeſitzer nur daun herangezogen werden, 
wenn dieſelben aus einem beſonderen Rechtsgrunde für verpflichtet zu erachten 
ſind oder ſich wenigſtens ein entſprechender Beſitzſtand gebildet hat, nicht ſchon 
aus dem Grunde, weil ein anderer Verpflichteter nicht zu ermitteln iſt. Keines— 
falls findet der § 7 des Geſetzes vom 28. Februar 1843 auf öffentliche (das 
heißt auf ſchiffbare) Flüſſe Anwendung, da nach § 1 a. a. O. die Geltung des 
ganzen Geſetzes auf Privatflüſſe beſchränkt ift). Dagegen unterliegt es keinem 
Zweifel, daß der § 10 des Geſetzes vom 15. November 1811 ſowohl auf Privat- 
flüſſe als auch auf künſtliche Waſſerläufe Anwendung findet”). Dem Antrags 
ſteller, der die Räumung eines Waſſerlaufes bei der Polizei verlangt, ſteht gegen 
deren Entſcheidung in der letzten Beſchwerde-Inſtanz ein Klagerecht nicht zu, da 
es lediglich dem pflichtmäßigen Ermeſſen der Polizeibehörde obliegt, zu prüfen, 
ob ein ſolcher Antrag zu berückſichtigen oder abzulehnen iſt, und ob ſie eine 
bereits erlaſſene Verfügung durchführen oder wieder aufheben will)). Wird da- 
gegen die Räumung angeordnet, ſo iſt die Grenze der polizeilichen Einwirkung 
auf diefe als Ausfluß der Unterhaltungslaſt beſchräukt. Mit der Beſeitigung der 
eingetretenen Störung und der Wiederherſtellung des Zuſtandes, wie er bis zu 
derſelben beſtand, ift die Zuſtändigkeit der Polizei erſchöpft. Darüber hinaus- 

97) Erlaß des J.-M. vom 28. Marz 1840, Juſtiz⸗Miniſterial-Blatt S. 128, zu vergleichen 
auch der Erlaß des M. f. L. vom 5. Dezember 1872, Min. Bl. für die innere Verwaltung 1873 S. 45. 

98) Der vorſtehend zu 97 angeführte Erlaß vom 5. Dezember 1872. 

90) Cutſch. des Ober-Tribunals vom 9. März 1867, Juſtiz-Min.⸗Bl. S. 259, vom 
21. Februar 1860, Entſch. B. 43 S. 70 und vom 27. Juni 1868, Striethorſt Archiv, B. 59 
S. 271, Entſch. des Komp.⸗Gerichtshofes vom 10. Marz 1860, Juſtiz⸗Min.⸗Bl. 1861 S. 260. 

1) Erk. des Ober-Verwaltungsgerichts vom 27. November 1879, Entſch. B. 6 S. 234. 
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gehende Anſprüche gehören in das Gebiet der Entwäſſerung ?). Hiernach bez 
ſchränkt ſich die Räumungspflicht auf die Erhaltung des Bettes und der Ufer in 
geregeltem Zuſtande, mithin auf die Vornahme von Handlungen, welche einer 
Verſchlammung und einem Verwachſen des Bettes, einer Verſtrauchung, Ver— 
landung und einem Verfalle der Ufer vorbeugen, oder, wenn dieſe Hinderniſſe 
bereits eingetreten ſind, dieſelben wieder beſeitigen. Mit der Erhaltung der 
Bahn, in welcher das Waſſer ſich zu bewegen hat, des Bettes und der Ufer in 
ordnungsmäßiger Beſchaffenheit, iſt die Räumungspflicht, ſo weit ſie lediglich auf 
das Geſetz gegründet wird und polizeilich erzwungen werden kann, erſchöpft; ſie 
erſtreckt ſich nicht auch auf die Entfernung der Subſtanz des in jenem Bett ſich 
bewegenden Waſſers, mag ſich daſſelbe in flüſſigem oder in gefrorenem Zuſtande 
befinden?). Eine Zwangspflicht zur Unterhaltung der Ufer beſteht bei Gräben 
und bei öffentlichen Flüſſen, bei Privatflüſſen nur innerhalb der Grenzen der 
Näumungspflicht‘). 

In Anfehung der Entwäſſerung werden die landrechtlichen Beſtim— 
mungen, wonach die Verſchaffung der Vorfluth über tiefer liegende Nachbar— 
grundſtücke unter beſtimmten Vorausſetzungen verlangt werden kann, durch das 
Geſetz vom 15. November 1811 theils geändert, theils erweitert. Beide Geſetze 
greifen auch hier jo eng in einander, daß fie nur gemeinſchaftlich beſprochen 
werden können. Das Allgemeine Landrecht ſchränkt das gemeinrechtlich anerkannte 
Recht auf Vorfluth dahin ein, daß es jedem Eigenthümer geſtattet, ſein Grund— 
ſtück gegen das außerhalb der ordentlichen Kanäle und Gräben wild ablaufende 
Waſſer zu decken). Nur wenn ein Beſitzer dergleichen Waſſer durch die auf 
ſeinem Grund und Boden zu machenden Veranſtaltungen nicht abführen kann, 
iſt der Nachbar zur Annahme, alſo zur Gewährung der Vorfluth verpflichtet, 
wenn er 

a) in der Lage iſt, das ſolchergeſtalt anzunehmende Waſſer weiter abzu— 

führen, oder 

b) für etwaigen Schaden von dem Beſitzer des zu entwäſſernden Grund— 

ſtücks vollſtändig entſchädigt wird. 

Iſt zur Verſchaffung der Vorfluth die Ziehung eines neuen Grabens oder 
die Verbreiterung oder Vertiefung eines vorhandenen erforderlich, ſo müſſen die— 
jenigen, welche Nutzen davon haben, nach Verhältuiß deſſelben zu den Koſten 
beitragen, während zu dem zu vergütenden Schaden auch der Landverluſt und die 


2) Erk. des Ober⸗Verwaltungsgerichts vom 12. Mai 1877, Entſch. B. 2 S. 277. 

) Erlaß d. Min. f. L. vom 28. September 1856, Min.⸗Bl. für die innere Verw. S. 263, 
Erk. des Ober⸗Verwaltungsgerichts vom 14. November 1878, vom 20. März 1879, vom 3. April 
1882 und vom 6. April 1883, Entſch. B. 4. 5. 8. 9 S. 271. 250. 223. 257. Anders bei vor- 
handener Stauberechtigung. Oben Anmerkung 91. 

) A. L. R. J. 8 §§ 100. 101, II. 15 § 63, Geſetz vom 15. November 1811 § 10. Siehe 
auch die Polizei⸗Verordnung des Regier.-Präſidenten zu Oppeln vom 1. April 1881 nebſt 
Ausführungs⸗Inſtruktion von demſelben Tage (Amtsbl. Extra⸗ Beil. zu St. 13) und die 
Seite 20 Anmerk. 96 angeführten Räumungs⸗ und Schau-⸗ Reglements. 

5) A. L. R. I. 8 § 102. 
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entjtehende oder vermehrte Grabenunterhaltungslaſt gerechnet wird. Zur Ableitung 
von Teichen oder ſtehenden Seen iſt aber, nach Landrecht, Niemand wider ſeinen 
Willen die Ziehung eines Grabens über fein Grundſtück zu dulden verpflichtete). 
Der Staat wird für berechtigt erklärt, die betroffenen Eigenthümer zur Ge— 
währung der Vorfluth in den vorangegebenen Fällen anzuhalten, wenn die 
Vortheile der Vorfluthſuchenden den Schaden beträchtlich überſteigen, der den 
Beſitzern der unteren Grundſtücke entſteht. 

Das Geſetz vom 15. November 1811 erweitert das Recht der Staats— 
behörden, Vorfluth zu beſchaffen, unter der Vorausſetzung, daß ein überwiegender 
Vortheil für die Bodenkultur oder Schifffahrt zu erhoffen iſt und Schadlos— 
haltung eintritt. Letzterenfalls kann auch gegen ſolche Perſonen, die ein Recht 
erworben haben und beſitzen, den Abfluß des Waſſers anzuhalten, eine Ent— 
wäſſerung erzwungen werden, ſelbſt wenn die ganze auf Grund des Staurechts 
errichtete Anlage weggeräumt werden muß, und auch da, wo keine künſtlichen 
Hinderniſſe des Waſſerabfluſſes vorhanden ſind, kann jeder Grundbeſitzer ver— 
langen, daß ihm geſtattet werde, Abwäſſerungsgräben durch fremden Grund— 
und Boden zu ziehen und ſelbſt zur Ablaſſung von Teichen und ſtehenden Seen 
die Geſtattung der Vorfluth zu fordern. 

Eine genauere Ausführung über dieſe Beſtimmungen, die ſich nur auf Ent— 
wäſſerungsgräben beziehen, liegt außerhalb des Rahmens der gegenwärtigen 
Denkſchrift, da die Oder mit ihren Nebenflüffen dabei nur inſoweit in Betracht 
kommt, als dieſe ſtets als die Rezipienten für die Eutwäſſerungsgräben anzuſehen 
find. Es mag genügen, noch darauf hinzuweiſen, daß das Geſetz vom 15. No- 
vember 1811 auch ein polizeiliches Vermittlungsverfahren einführt, mittelſt deſſen 
Entwäſſerungspläne durchgeführt und die zu gewährenden Entſchädigungen feſt— 
geſtellt werden konnen, wenn die Unternehmer einer Entwäſſerungsanlage ſich 
dieſerhalb nicht gütlich mit den zur Stauung berechtigten oder anderen Grund- 
beſitzern einigen können ). 

Ergänzt ift das Geſetz vom 15. November 1811 in Bezug auf die Be- 
ſtimmungen über Entwäſſerungen durch das Geſetz vom 23. Januar 1846, 
betreffend das für Entwäſſerungsanlagen einzuführende Aufgebots- und Präkluſtous⸗ 
verfahren, das den Unternehmern das Recht einräumt, durch Vermittlung der 
Polizeibehörde eine Feſtſtellung aller privatrechtlichen Widerſpruchsrechte oder 
Eutſchädigungsanſprüche gegen und aus Anlaß der beabſichtigten Anlage zu ver- 
langen, um ſich Sicherheit darüber zu verſchaffen, welche Auſprüche erhoben 
werden können, ſowie daß eine ſpätere Anfechtung ausgeſchloſſen iſt. Ferner 
durch Art. 3 des Geſetzes vom 11. Mai 1853, wonach die Geſetze über Anlegung 
von Entwäſſerungsgräben durch fremde Grundſtücke auch auf Ableitung des 
Waſſers unter der Erde, in bedeckten Kanälen oder in Röhren Anwendung 


finden 9). 
0 A. L. R. J. 8 §§ 103—117. 


7) Geſetz vom 15. November 1811 §§ 15—34. 
8) Oben J 3a. 
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2. Das Geſetz vom 28. Februar 1843 über die Benutzung der 
Privatflüſſe. 

Das Geſetz beſtimmt, unter Aufrechterhaltung der auf ſpeziellen Rechtstiteln 
beruhenden oder durch Lokalſtatuten oder Provinzialrechte begründeten Anſprüche 
auf das Eigenthum oder die Nutzung der Privatflüſſe und unter Aufrechterhaltung 
der in Anjehung der Benutzung des Waſſers zu Mühlen und anderen Trieb- 
werken, in Anſehung der Fiſcherei und in Anſehung der Vorfluth beſtehenden 
Geſetze: „daß jeder Uferbeſitzer an Privatflüſſen berechtigt ſein ſoll, das an 
„ſeinem Grundſtück vorüberführende Waſſer zu feinem beſonderen Vortheile zu 
„benutzen“, beſchränkt aber das Benutzungsrecht folgendermaßen: 

a) Es darf kein Rückſtau über die Grenzen des eigenen Grundftids 
hinaus und keine Ueberſchwemmung oder Verſumpfung fremder Grundſtücke ver— 
urſacht werden. 

b) Das abgeleitete Waſſer muß in das urſprüngliche Bett des Fluſſes 
zurückgeleitet werden, bevor dieſer das Ufer eines fremden Grundſtücks berührt. 

Bei dem Einverſtändniß mehrerer aneinander grenzender Uferbeſitzer über 
eine Anlage werden deren ſämmtliche Grundſtücke zuſammen als ein Beſitzſtand 
angeſehen. 

c) Durch die Bewäſſerungsanlagen dürfen weder öffentliche Intereſſen ge— 
fährdet, noch darf den Einwohnern der unterhalb liegenden Orte der nothwendige 
Bedarf an Waſſer für die Hauswirthſchaft (zum Trinken, Kochen, Waſchen, 
Viehtränken) entzogen werden. Die Prüfung, ob dies der Fall, ſteht dem Be— 
zirksausſchuß zu, der, wenn nöthig, über eine Beſchränkung der Ableitung des 
Waſſers zu beſchließen hat ). 

Neben dieſen geſetzlichen, unter allen Umſtänden eintretenden Beſchränkungen 
ſind zu Gunſten der Beſitzer von Mühlen und anderen Triebwerken, die zur Zeit 
des Erlaſſes des Geſetzes bereits rechtnäßig beſtanden, Widerſpruchsrechte vor— 
behalten, wenn deren Betrieb infolge der Einrichtung von Bewäſſerungsanlagen 
der Uferbeſitzer Schaden leidet. 

Ueber den Widerſpruch, der auf die Fälle beſchränkt iſt, daß ein auf 
ſpeziellem Rechtstitel beruhendes Recht zur Benutzung der geſammten Waſſer— 
maſſe oder eines beſtimmten Theils derſelben beeinträchtigt, oder daß das zum 
Betriebe in dem bisherigen Umfange nothwendige Waſſer entzogen wird, ent— 
ſcheidet der Kreis-(Stadt-⸗ Ausſchuß im Verwaltungsſtreitverfahren 10. 

Seit Erlaß des Geſetzes angelegte oder erweiterte Triebwerke haben dieſes 
Widerſpruchsrecht nur, wenu ihnen ein ausdrücklich verliehenes Recht zuſteht. 

Dieſe letztere Beſtimmung iſt von Wichtigkeit für die Behandlung des 
Konzeſſionsweſens auf Grund der Reichsgewerbeordnung. Danach und in 
Gemäßheit des Zuſtändigkeitsgeſetzes vom 1. Auguſt 1883 beſchließt der Kreis— 
(Stadt) Ausſchuß und beziehungsweiſe in den zu einem Landkreiſe gehörigen 


°) Eeſetz vom 28. Februar 1843 $ 15, Zuſtändigkeitsgeſetz vom 1. Auguſt 1883 $ 73. 
10) Ebenda § 16 und bezw. § 75. 
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Städten mit mehr als 10000 Einwohnern der Magiſtrat über Anträge auf 
Genehmigung zur Errichtung oder Veränderung von Stauanlagen für Waſſer⸗ 
triebwerke nach Durchführung eines Aufgebotsverfahrens 11). Auf Grund dieſes 
Aufgebots ſind alle Einwendungen, die nicht auf privatrechtlichen Titeln be— 
ruhen, auszuſchließen, wenn ſie nicht rechtzeitig angemeldet werden. Die 
hiernach der Ausſchließung nicht unterliegenden Einwendungen ſind, je nach— 
dem ſie auf beſonderen privatrechtlichen Titeln oder auf Geſetz beruhen, 
vom ordentlichen Richter oder von den Verwaltungsbehörden zu erörtern. Zu 
letzteren gehörten die ſogenaunten Nachbarrechte, insbeſondere die für die Ufer: 
beſitzer durch das Geſetz vom 28. Februar 1843 begründeten Rechte, auf 
welche das Ausſchlußverfahren keine Anwendung findet?), wohl aber die Be- 
ſchränkung des Rechtswegs ?). Dagegen find Fiſchereiberechtigte zu einem 
Widerſpruch gegen Bewäſſerungsanlagen nicht berechtigt, ſondern nur zur 
Geltendmachung von Schadenerſatzanſprüchen ). 

Einer polizeilichen Erlaubniß bedarf der Uferbeſitzer zu ſolchen Anlagen 
nicht, er iſt aber befugt, die Vermittlung des Kreis-(Stadt-) Ausſchuſſes in 
Anſpruch zu nehmen, wenn er fih darüber Sicherheit verſchaffen will, welche 
Widerſpruchsrechte oder Cutſchädigungsanſprüche in Beziehung auf die Anlage 
beſtehen oder wenn er gegen andere ein Recht erlangen oder auch ein Dritten 
zuſtehendes Recht einſchränken will, das einen Widerſpruch gegen die Anlage 
begründen würde"), 

Das Verfahren ift im Geſetz genau vorgeſchrieben ““). Eine ausführliche 
Darſtellung deſſelben gehört nicht in den Rahmen dieſer Erörterung, doch iſt zu 
bemerken, daß dem für Bewäſſerungsanlagen hier eingeführten Verfahren ſpäter 
ein ähnliches Verfahren für Entwäſſerungsunternehmungen mit den aus der 
Natur der Sache ſich ergebenden Aenderungen nachgebildet worden ift. Im 
Anſchluß hieran enthält das Geſetz Beſtimmungen über die Bildung von Be- 
wäſſerungsgenoſſenſchaften !), die ſpäter mit einer Eiuſchränkung bezüglich der 
Drainagegenoſſenſchaften auch auf Entwäſſerungsgenoſſeuſchaften ausgedehnt 
wurden ), jetzt aber durch ein neueres Geſetz erſetzt ſind ?). 

Neben dieſen, die beſonderen Rechte der Uferbeſitzer an Privatflüſſen regelnden 
Beſtimmungen iſt der Gemeingebrauch des Waſſers in dieſen Waſſerläufen dahin 
feſtgeſtellt: 


11) Reichs-Gewerbeordnung $ 16 ff und Zuſtandigteitsgeſetz vom 1. Auguſt 1883 
$$ 109. 110. 

12) Iteichd:Gewerbeordiiung $ 17. 

13) Erkenntniß des Reichsgerichts vom 20. Mai 1885, Entſcheidungen B. 18. S. 52. 

15) Geſetz vom 28. Februar 1843 $ 18. 

15) Geſetz vom 28. Februar 1843 § 19, Zuſtandigkeitsgeſetz vom 1. Auguft 1883 88 74 ff. 

16) Geſetz vom 28. Februar 1843 §§ 20—55. 

17) Geſetz vom 23. Januar 1846, Geſetz-Samml. S. 26, zu vergleichen oben I 3a. 

18) Geſetz vom 28. Februar 1843 §§ 56—59. 

10) Geſetz vom 11. Mai 1853, Geſetz-Samml. S. 182. 

a0) Geſetz vom 1. April 1879, zu vergleichen unten I 304. 
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a) Wo öffentliche Plätze oder Wege das Ufer eines Privatfluſſes bilden, 
iſt der Gebrauch des Waſſers zum Trinken und Schöpfen, ſowie das Tränken 
des Viehes einem jeden geſtattet, ſofern es nach dem Ermeſſen der Ortspolizei— 
behörde ohne Gefahr für die Ufer geſchehen kann?). 

b) Das zum Betriebe von Färbereien, Gerbereien, Walken und ähnlichen 
Anlagen benutzte Waſſer darf nur dann in Privatflüſſe geleitet werden, wenn 
dadurch nicht der Bedarf der Umgegend an reinem Waſſer beeinträchtigt, auch 
keine erhebliche Beläſtigung des Publikums herbeigeführt wird ?). 

c) Die Aulegung von Flachs- und Hanfröſten ift mit der Maßgabe ge- 
ſtattet, daß der Polizeibehörde die Pflicht obliegt, die Anlage zu unterſagen, 
wenn ſich Unzuträglichkeiten, namentlich eine Beeinträchtigung der „Heilſamkeit 
der Luft“ ergeben 2). 

Ju dieſen drei Fällen hat aber die Polizei nur das öffentliche Intereſſe zu 
wahren, während bezüglich der in Frage kommenden Privatrechte das ordentliche 
Gericht eintritt 2). Jusbeſondere ift in einzelnen Fällen der Grundſatz aus- 
geſprochen, daß das Recht zum Waſſerſchöpfen an öffentlichen Orten nicht fo 
weit auszudehnen iſt, daß eine Eiſenbahngeſellſchaft den Waſſerbenutzungsberech— 
tigten gegenüber daſſelbe uneingeſchränkt ausüben darf. Gegen eine übermäßige 
Ausnutzung des Gemeingebrauchs ift ſowohl die Polizei einzuſchreiten befugt, 
als ein hierdurch Geſchädigter zu klagen berechtigt *). Ferner ift von den 
Gerichten wiederholt angenommen worden, daß das zum Betriebe einer Fabrik 
benutzte und durch den Gebrauch verunreinigte Waſſer, wie auch Grubenwaſſer, 
nicht in den Fluß zurückgeleitet oder eingeleitet werden darf, wenn die Subſtanz, 
durch welche das Waſſer verunreinigt iſt, auf den Betrieb und die Nutzung unter— 
halb angrenzender Anlagen oder Grundſtücke nachtheilig einwirkt. Der Geſchädigte 
kann ſowohl im Rechtswege, wie im Verwaltungswege Schutz finden 20). 

d) Der Gebrauch der Privatflüſſe zum Holzflößen iſt im Allgemeinen 
unterſagt und kann nur durch landesherrliche Entſcheidung und gegen vollſtändige 
Entſchädigung der betroffenen Eigeuthümer und Nutzungsberechtigten frei gegeben 
werden 29. 

Endlich regelt das Geſetz auch die Vorfluthverhältniſſe in den Privatflüſſen, 


25) Geſetz vom 28. Februar 1843 § 2. Vergl. auch die S. 20 Anmerk. 98 angeführten 
Schau- und Räumungs⸗Reglements, ſowie die Polizei-Verordnung vom 21. Februar 1875. 
(Amtsbl. für Stettin St. 10.) 

2) Geſetz vom 28. Februar 1843 § 3. Siehe auch die S. 20 Anmerk. 96 erwähnten 
Schau⸗ und Räumungs⸗Reglements. 

25) Geſetz vom 28. Februar 1843 $ 6. 

20 Erkenntniſſe des Ober⸗Tribunals vom 27. Juni 1865, Striethorſt, Archiv B. 60 S. 82, 
und des Reichs⸗Gerichts vom 21. April 1880, Entſch. B. 2 S. 208. 

25) Erkenntniß des Ober⸗Tribunals vom 10. Januar 1867, Striethorſt, Archiv B. 67 S. 30. 

26) Erkenntniſſe des Ober⸗Tribunals vom 1. Dezember 1854 und 7. Juni 1862, Striet⸗ 
horft, Archiv B. 16 S. 50, B. 23 S. 252, des Reichs Gerichts vom 21. April 1880 und vom 
26. Juli 1886, Entſch. B. 2 S. 208, B. 16 S. 229, Seelig, Fiſcherei und einſchlagendes Waſſer⸗ 
recht S. IX. 

2) Geſetz vom 23. Februar 1843 §§ 8—12. 
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indem es die frühere Geſetzgebung ergänzt. So weit hierbei eine Verpflichtung 
zu beſtimmten Handlungen der Uferbeſitzer oder der ſonſtigen Räumungspflichtigen 
eingeführt wird, iſt das Geſetz nur in Verbindung mit den älteren Geſetzen ver- 
ſtändlich und deshalb bereits bei dem Geſetz vom 15. November 1811 mit ab— 
gehandelt ?). Neben dieſen Beſtimmungen über die Räumungspflicht enthält 
das Geſetz aber noch das Verbot eines die Abflußverhältniſſe ſtörenden Eingriffs 
in den Waſſerlauf. In dieſer Beziehung wird die landrechtliche Beſtimmung, 
wonach in den Privatflüſſen zum Nachtheile der Nachbarn und Uferbeſitzer 
durch Hemmung des Ablaufs derſelben nichts unternommen oder verändert 
werden darf >), dahin ergänzt und erläutert: 

a) daß das Einwerfen und Einwälzen von loſen Steinen, Erde und 
anderen Materialien allgemein verboten wird mit der Maßgabe, daß die Polizei 
eine Ausnahme zulaſſen darf, wenn eine Aulage am Ufer nothwendig iſt und 
dadurch weder ein Hinderniß für den freien Abfluß des Waſſers, noch eine 
Beeinträchtigung des Bedarfs der Umgegend an reinem Waſſer, noch ſonſt eine 
erhebliche Beläftigung des Publikums veranlaßt wird 30); 

b) daß das Einkarren und Einſchwemmen von Sand und Erde zur Anlage 
von Wieſen nur inſoweit geſtattet wird, als dadurch für die Vorfluth, für die 
Schiffbarkeit öffentlicher Flüſſe und für die Beſitzer der unterhalb liegenden Ufer 
kein Schaden geſchieht s). 


3. Das Geſetz vom 28. Januar 1848 über das Oeichweſen. 


Das Geſetz behandelt in zwei getrennten Abſchnitten die Rechtsverhältniſſe 
der Deiche, die keinem Verbande augehören, ſowie der Deichverbände und ſchließt 
in einem dritten Abſchu'tt einige beiden gemeinſame Beſtimmungen an. 

Der Begriff der Deiche, die keinem Deichverbande angehören, ift 
ſehr weit gefaßt, indem als ſolche „Deiche oder ähuliche Erhöhungen der Erdober— 
„fläche, welche die Ausbreitung der zeitweiſe aus ihren Ufern tretenden Gewäſſer 
„beſchränken“, bezeichnet find. 

Erderhöhungen der gedachten Art dürfen, außer in Fällen augenblicklicher 
Gefahr, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Bezirksausſchuſſes neu angelegt, 
erhöht oder ganz oder theilweiſe zerſtört werden??). Die Genehmigung ſoll ver- 
jagt werden, ſobald der Bezirksausſchuß annimmt, daß das nothwendige Abfluß— 
profil des Hochwaſſers dadurch beſchränkt werden wurde, und darf, wenn das 


28) Oben Abſchnitt I 3b 1. 

20) A. L. R. I. 8 § 99. 

30) Geſetz vom 28. Februar 1843 § 4, A. L. R. I.S § 99. Vergl. auch Anmerk. 96 S. 20 
und Polizei-Verordnung des Regierungs-Präſidenten zu Frankfurt a.) O. vom 15. Juli 1875 
(Amtsbl. S. 183) und der Regierung zu Stettin vom 5. Oktober 1842. (Amtsbl. S. 273.) 

=) Geſetz vom 28. Februar 1843 § 5. Siehe hierbei Anmerk. 96 S. 20. 

) Geſetz vom 28. Januar 1848, Zuſtändigkeitsgeſetz vom 1. Auguſt 1883 § 96. Siehe 

auch die Polizei⸗Verordnung der Regierung zu Stettin vom 21. Februar 1875. (Amtsbl. St. 10.) 


nicht der Fall iſt, nur nach Anhörung der Betheiligten ertheilt werden?“), die, 
ſoweit ſie bekannt ſind, unmittelbar, im Uebrigen öffentlich zu laden ſind. 

Aber nicht nur gegen Einwirkungen durch Menſchenhand ſind die „Deiche 
und ähnlichen Erderhöhungen“ geſchützt, ſondern auch gegen Beſchädigungen durch 
Naturereiguiſſe, indem der Bezirksausſchuß ermächtigt iſt, nicht nur denjenigen, 
der den Deich zu unterhalten oder wiederherzuſtellen verpflichtet ift, hierzu an- 
zuhalten, ſondern auch von den Grundbeſitzern, deren Grundſtücke durch den 
Deich geſchützt werden, die interimiſtiſche Unterhaltung des Deiches zu verlangen, 
wenn der Verpflichtete unbekannt oder leiſtungsunfähig iſt “). 

Zu ODeichverbänden haben ſich in der Regel diejenigen Grundbeſitzer 
zufammengethan, die an der gemeinſamen Eindeichung ihrer des gleichen Schutzes 
bedürftigen Beſitzungen ein Intereſſe hatten. Deichbauten der einzelnen Eigen— 
thümer, zu deren Unterhaltung die gleichfalls dadurch geſchützten Beſitzer 
keine Beiträge leiſteten, bildeten die Ausnahme ?). Ju den Marken hat das 
provinzielle Recht ſchon in früheren Zeiten die Bildung von genoſſenſchaftlichen 
Verbindungen zum Behufe eines geordneten Deichſchutzes unterſtützt. Die Oeich—, 
Damm- und Schauordnungen, welche für das Dber- und Warthebruch im Laufe 
des vorigen und des gegenwärtigen Jahrhunderts, theilweiſe auf Grund älterer, 
theilweiſe im Wege einer ganz neuen Organiſation, für beſtimmte Schutzanlagen 
entſtanden, find bis zum heutigen Tage in Kraft verblieben ). Ihre Cin- 
richtungen beruhen zwar überall auf einer Vereinigung der betheiligten Grund— 
ſtücke für die Uebernahme der Laſten und Pflichten, welche das Intereſſe des 
gemeinſamen Schutzes gegen die Waſſersgefahr jederzeit erforderlich machte, aber 
dieſe Vereinigungen waren weder unter ſich angeſchloſſen und verbunden, noch 
in gleichen Formen ausgebildet und nicht überall zu weſentlichen Verbänden 
durchgebildet. Die lebhafte Eutwicklung des Deichſchutzes in der Mark, ins— 
beſondere in den ihr angehörigen Oderniederungen, hat eine Anzahl Deich— 
ordnungen geſchaffen, welche bis heute, mit unweſentlichen Ergänzungen, auf— 
recht erhalten werden konuten, während der gemeinſchaftliche Deichſchutz in den 
ſchleſiſchen Landestheilen eine ſo geringe Ausbildung erfahren hat, daß die in 
ihren Niederungen beſtehenden Verbände faſt durchweg erſt unter der Herrſchaft 
des gegenwärtigen Deichrechts gebildet worden ſind. Bis dahin machte ſich der 
Mangel regelmäßiger Deichbauſyſteme empfindlich geltend, weil die Unterhaltung 
der in Schleſien von Alters her beſtehenden Oderdeiche provinzialrechtlich aus— 
ſchließlich deu einzelnen Grundeigenthümern oblag, in deren Grenzen die Dämme 
lagen. Auf Grund des Landrechts?) hatte man zwar dieſe Unterhaltungspflicht 
eingeſchränkt, die Beitragslaſt der Grundeigenthümer ermäßigt und zugleich mit 


) Geſetz vom 28. Januar 1848 §8 3. 4, Zuſtändigkeitsgeſetz vom 1. Auguſt 1883 $ 96. 

) Geſetz vom 28. Januar 1848 $$ 5. 6, das Verfahren, ebenda $$ 710. Wegen der 
Behörden unten II I, Zuſtändigkeitsgeſetz vom 1. Auguft 1883 $ 96. 

35) Bluntſchli, Deutſches Privatrecht § 80. 

3) Geſetz vom 28. Januar 1848 § 23. Oben I 2 1. 

3 A. L. R. II. 15 58 6s ff. 
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diefen die übrigen im Ueberſchwemmungsgebiet angeſeſſenen Grundbeſitzer mit 
herangezogen. Obgleich nun auf Grund dieſer landrechtlichen Beſtimmungen im 
Verwaltungswege eine Anzahl vorläufiger Verbände errichtet wurde, denen die 
fortdauernde Aufſicht und Sicherung der Dämme zur Laſt fiel, entbehrten dieſe 
Verbände doch, wie jene Beſtimmungen überhaupt, der ausreichenden geſetzlichen 
Grundlage und einer genügenden Durchbildung, und ihre Wirkſamkeit blieb nur 
unbedeutend. Durch die Maßnahmen auf Grund des Geſetzes vom 28. Januar 
1848 ſind ſie faſt gänzlich beſeitigt. 

Durch dieſes Geſetz iſt feſtgeſtellt, daß die Bildung neuer Verbäude nicht 
von der Zuſtimmung der betheiligten Beſitzer abhängt, ſondern ausſchließlich 
in das Ermeſſen des Staates geſtellt wird. Sie ſoll überall dort erfolgen, 
wo weſentlich öffentliche Iuterefien an der Herſtellung eines geordneten Deich— 
ſchutzes betheiligt ſind, gleichviel ob es ſich um die Abwendung gemeiner 
Gefahr oder um die Förderung der Landeskultur handelt 8). Wird ein Verband 
gegründet, dann ſind alle Beſitzer in dem durch die Anlage zu ſchützenden Gebiet 
der Niederung in den Verband hineinzuziehen, der in der Regel die ganze 
Niederung umfaſſen ſoll. Nur wenn die Intereſſen eines Theils der Niederung 
mit denen der übrigen Niederung nicht übereinſtimmen oder mit erheblich 
niedrigeren Koſten gewahrt werden können, ſind ſolche Theile entweder zu 
beſonderen Verbänden zu vereinigen oder von dem Deichſchutz gänzlich aus— 
zuſchließen?'). Die Bildung eines neuen Deichverbandes braucht nicht die 
Errichtung neuer Schutzaulagen zum Zwecke zu haben. Sie kann auch zur 
Erhaltung beſtehender, keinem Deichverbande angehörender Deiche und zur Gr- 
weiterung oder zur Vereinigung beſtehender Verbände erfolgen, ſo weit gemein— 
ſchaftliche Snterefien an der Erhaltung derſelben Deiche vorhanden find. Die 
Vereinigung mehrerer beſtehender Verbände kann aber auch darauf beſchränkt 
werden, daß ſie bei Aufrechterhaltung ihrer Selbſtſtändigkeit nur inſoweit unter 
eine Verwaltung geſtellt werden, daß ſie ſich nur bei Deichbrüchen und anderen 
außerordentlichen Beſchädigungen gegenſeitig unter in einem gemeinſamen Ver— 
bandsſtatut zu regelnden Bedingungen zu unterſtützen haben“). Als noth- 
wendiger Inhalt eines jeden Deichſtatuts iſt im Geſetz bezeichnet: die nähere 
Bezeichnung des Umfangs der Zwecke des Verbandes; die Feſtſtellung der 
Deichpflicht und der ſonſtigen Laſten der eingedeichten und ausgedeichten Grund— 
ſtücke; ferner die Organiſation der Deihverwaltung ſowie die Vertretung der 
Deichgenoſſen dabei und endlich der Umfang des ſtaatlichen Aufſichtsrechts ). 
Die den Behörden geſetzlich übertragenen Befugniſſe können durch das Statut 
oder durch Statutenänderung dem Kreis-(Stadt-) Ausſchuß, dem Bezirks-Ausſchuß 
oder dem Provinzialrath übertragen werden?). Dieſe geſetzlichen Vorſchriften 


38) Geſetz vom 28. Januar 1848 $ 11. 

39) Geſetz vom 28. Januar 1848 §§ 11. 13. 

10) Geſetz vom 28. Januar 1848 §§ 12. 14. 

41) Geſetz vom 28. Januar 1848 § 15. 

42) Zuſtändigkeitsgeſetz vom 1. Auguſt 1883 § 97. 


find durch den in der Geſetzſammlung veröffentlichten Allerhöchſten Erlaß vom 
14. November 1853, betreffend allgemeine Beſtimmungen für künftig zu erlaſſende 
Deichſtatute, ergänzt worden“), welcher für die Aufſtellung von Statuten und für 
die Verwaltung der Deichverbände maßgebend iſt. 

Das Verfahren bei der Bildung von Deichverbänden ift durch eine In— 
ſtruktion des Miniſters für Landwirthſchaft ꝛc. vom 24. Auguſt 1850 geregelt“), die 
zwar nicht förmlich publizirt iſt, aber durchweg angewendet wird. Danach wird 
das Verfahren in vier Abſchnitte getheilt: die vorbereitenden Erörterungen; die 
Verhandlungen mit den Betheiligten; die Errichtung des Statuts; die Aus— 
arbeitung und Ausführung des Plans. 

Durch die vorbereitenden Erörterungen wird die Grundlage für die 
Beurtheilung des Unternehmens geſchaffen. Der mit der Leitung des Verfahrens 
betraute Kommiſſarius ſtellt alles zu dieſem Zwecke dienliche Material in einer 
Denkſchrift zuſammen, zu deſſen Beſchaffung techniſche Hülfskräfte und die am 
meiſten betheiligten Beſitzer heranzuziehen find. Nach dem Inhalt der Deulſchrift 
iſt der Plan von dem Regierungspräſidenten zu prüfen, mit Rückſicht auf die 
Intereſſen der Landeskultur und, ſoweit ſchiffbare Ströme in Frage kommen, 
auch in Rückſicht der Schifffahrt und Strompolizei, und ſodann dem zuſtändigen 
Miniſter vorzulegen +8). 

Bei den Verhandlungen mit den Betheiligten iſt die Denkſchrift, mit 
Berückſichtigung der etwa von Aufſichts wegen angeordneten Aenderungen des 
Plans, vorzulegen. Dabei find Einwendungen und Gegenvorſchläge aufzunehmen, 
vom leitenden Beamten zu prüfen und, wenn ſie weſentlich ſind, vor der Fort— 
ſetzung des Verfahrens dem Regierungspräſidenten vorzulegen, der zu entſcheiden 
hat, und gegen deſſen Entſcheidung die Beſchwerde an die betheiligten Miniſter 
erfolgen kann 0). 

Auf Grund der Ergebniſſe dieſer Verhandlungen erfolgt die Aufſtellung 
des Statuts. Auch über deſſen Inhalt find die Deichgenoſſen zu hören. 
Durch das Statut ift namentlich die Deichpflicht zu regeln, die auf allen in den 
Verband gezogenen Grundftüden, kraft Geſetzes, in gleichem Maße ruht, ohne 
Rückſicht auf ſonſtige Befreiungen. Die Vertheilung ſoll in der Regel nach dem 
Verhältniß des abzuwendenden Schadens und des herbeizuführenden Vortheils 
erfolgen. Die beſonderen Rechtstitel, welche etwa bisher, vor Bildung des neuen 
Verbands in anderer Art über die Vertheilung der Deichlaſt beſtimmt haben, 
kommen dabei nicht in Betracht, und können nur zur Begründung von 
Entſchädigungsanſprüchen geltend gemacht werden 1). Streitigkeiten über die 
Deichpflicht überhaupt und über das Theilnahmemaß ſind, mit Ausſchluß des 


8) Geſetz-Samml. S. 935. 

+) Greiff, die preußiſchen Geſetze über Landeskultur S. 616. 
5) Unten II 22, 5. 

3) Nieberding⸗Frank, ©. 427. 

) Geſetz vom 28. Januar 1848 §§ 11. 16. 17. 
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Rechtswegs, im Verwaltungswege zu entſcheiden ). Erſtattungsanſprüche auf 
Grund beſonderer Rechtstitel dagegen können auch beim Gericht eingeklagt 
werden“). Entſchädigungen dieſer Art find auf Verlangen des Berechtigten für 
die ordentlichen Beiträge in einer Jahresrente zu gewähren; für die anferordent- 
lichen Lieferungen beſtehen ſie in dem Erſatz ihres Werthes. Die Verpflichtung 
kann indeſſen, auf Autrag des Verpflichteten, gegen verhältnißmäßige Vergütung 
abgelöſt werden und zwar durch Vermittlung der Auseinanderſetzungsbehörde 50). 
Nach Inhalt des Geſetzes findet die Exekution auch gegen Pächter, Nutznießer 
und andere Beſitzer des verpflichteten Grundſtücks vorbehaltlich des Regreſſes 
an den eigentlich Verpflichteten ftatt 5). Mit Rückſicht auf die anderweit 
feſtgeſtellten rechtlichen Beziehungen der Nutznießer und Eigenthümer 3) hat 
man aber in der Verwaltung und Rechtſprechung den Grundſatz zur Geltung 
gebracht, daß nicht der Pfarrer, ſondern das Kirchenvermögen, beziehungs— 
weiſe der Patron und die Eingepfarrten zur Unterhaltung der Dämme in 
gleicher Art, wie zur Unterhaltung der Pfarrgebäude für verpflichtet zu erachten 
find 3%). Jedenfalls ift es in das Ermeſſen der Deichverwaltungsbehörde geſtellt, 
ob ſie gegen den eigentlich Verpflichteten oder gegen den Beſitzer, Nutzuießer, 
Pächter u. f. w. die Zwangsvollſtreckung veranlaſſen will ). Mit dieſer Map- 
gabe laſtet die in einem Deichverbande zu leiſtende Deichpflicht unablöslich auf 
den Grundſtücken, iſt den öffentlichen Laſten gleich zu achten und hat im Kolliſions— 
falle das Vorrecht vor dieſen, bedarf auch nicht der Eintragung in das Grund— 
buch ). Die Regelung des Beitragsverhältniſſes geſchieht durch Aufſtellung eines 
Deichkataſters, das den Beitragsfuß der ſämmtlichen deichpflichtigen Grundſtücke 
angiebt und einen Theil des Statuts bildet, deſſen Ausarbeitung jedoch bis nach 
der Beſtätigung des Statuts verſchoben werden kann, wenn dieſes nur die Grund— 
züge für die Vertheilung feſtſtellt. 

Nach der Beſtätigung des Statuts iſt der Deichverband durch die Wahl 
ſeines Vorſtandes einzurichten, und es iſt zugleich mit der Ausarbeitung und 
Ausführung des Meliorationsplanes vorzugehen. 

Der ausgearbeitete Plan bedarf der Prüfung durch den Regierungspräſidenten. 
Die Genehmigung der beiden betheiligten Miniſter iſt nur einzuholen, wenn der 
Fiskus mit Grundſtücken betheiligt iſt, weun der Staat für das Unternehmen 
Vorſchüſſe gemacht hat oder wenn der genehmigte Plan erhebliche Abänderungen 


18) Geſetz vom 28. Januar 1848 $ 22. 

40) Geſetz vom 28. Januar 1848 § 17 Abſatz 2, Inſtruktion vom 24. Auguſt 1850 $ 9. 

30) Geſetz vom 28. Januar 1848 § 17 Abſatz 3, Ablöſungsgeſetz vom 2. März 1850 § 65, 
Lette und v. Rönne, B. III S. 698. 

5) Geſetz vom 28. Januar 1848 § 19, Allerhöchſter Erlaß vom 14. November 1853 ŞT. 

52) A. L. R. I. 21 §§ 136. 50. 

53) Erlaß des Min. für Landwirthſchaft vom 3. Oktober 1857, Min.⸗Bl. für die innere 
Verwaltung 1860 S. 85, Erk. des Ober-Tribunals vom 4. Mai 1860, Min.⸗Bl. für die innere 
Verwaltung 1862 S. 112, des Reichsgerichts vom 7. Oktober 1880, Entſch. B 2 S. 329. 

54) Nieberding⸗Frank, S. 430, Greiff, die preußiſchen Geſetze über Landeskultur S. 612. 

55) Geſetz vom 28. Januar 1848 $$ 18. 19, Grundbuch⸗Ordnung vom 5. Mai 1872 § 11. 
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erlitten hat. Auch mit der Aufſtellung des Deichkataſters ift, wenn daſſelbe nicht 
zugleich mit dem Statut vollendet iſt, bald vorzugehen. Beſchwerden dagegen 
ſind unter Zuziehung der Beſchwerdeführer, der Vertreter des Verbandes und von 
Sachverſtändigen zu unterſuchen. Sind die Beſchwerdeführer und die Vertreter 
des Verbands einer Meinung, wird das Kataſter danach berichtigt; wenn nicht, 
ſteht die Entſcheidung dem Regierungspräſidenten zu se), gegen die der Rekurs 
an den Miniſter für Landwirthſchaft pp. gegeben iſt. Der Rechtsweg iſt gegen den 
Inhalt des Kataſters nicht zuläſſigs“). Das feſtgeſetzte Kataſter wird von dem 
Regierungspräſidenten beſtätigt und ausgefertigt. 

Die Ausführung des Plans erfolgt durch den Verband ſelbſt, kann aber 
auch ſchon begonnen werden, während derſelbe noch in der Bildung begriffen iſt, 
und wird in dieſem Falle von dem die Verhandlung leitenden Beamten oder 
unter beffen Aufſicht von einer durch die Betheiligten gewählten Kommiſſton 
bewirkt. 

Bezüglich der Verfaſſung der Oeichverbände iſt zu bemerken, daß die 
aus älterer Zeit ſtammenden nicht einheitlich geregelt ſind. Jeder einzelne Ver— 
band ift nach dem Inhalt feiner Ordnungen und Statuten zu beurtheilen ?). 
Die neueren Verbände dagegen beſitzen in den Grundzügen und in der Regel 
auch in deren weiterer Ausführung ein übereinſtimmendes Recht. Danach bilden 
fie juriſtiſche Perſonen s“), die erwerbsfähig find und fich vollgültig verpflichten 
können. Ihre Verwaltung liegt in den Händen eines Vorſtandes, an deffen 
Spitze der Deichhauptmann ſteht, der in techniſchen Angelegenheiten durch den 
Deichinſpektor unterſtützt wird. Beide werden von den verfaſſungsmäßigen Ber- 
tretern der Deichgenoſſen auf ſechs Jahre gewählt und bedürfen der Beſtätigung 
des Regierungspräſidenten. Können der Verband und der Regierungspräſident 
ſich nicht über die Perſonen einigen, ſo ernennt der letztere auf höchſtens drei 
Jahre Kommiſſarien zur Führung der Geſchäfte. Die Verbandsgenoſſen haben 
zu ihrer Vertretung Repraͤſentanten aus ihrer Mitte zu wählen, deren Zahl die 
einzelnen Statuten beſtimmen de). Dieſe bilden mit dem Deichhauptmann, der 
den Vorſitz hat, und dem Deichinſpektor zuſammen das Deichamt, das über alle 
Angelegenheiten des Verbandes zu beſchließen und über deſſen Verwaltung die 
Kontrolle zu üben hat. Die Beſchlüſſe des Deichamts find für den Deihverband 
verbindlich. Sie bedürfen nur in einzeluen beſtimmten Fällen der Geuehmigung 
des Regierungspräſidenten. An etwaige Aufträge ihrer Wähler find die Mitglieder 
des Deichamts bei Faſſung ihrer Beſchlüſſe niemals gebunden. 

Die Verpflichtungen der Oeichgenoſſen ſind theils durch Naturalleiſtungen, 
theils durch Geldbeiträge zu erfüllen. 


6) Geſetz vom 28. Januar 1848 $ 22, Erlaß vom 14. November 1853 $ 24. 

) Erk. des Komp.⸗Gerichtshofes vom 12. November 1859, Juſtiz⸗Miniſterial⸗Blatt für 
1860 S. 334. 

59) Lette und v. Rönne, B. Il S. 682 ff. 

59) Allerh. Erlaß vom 14. November 1853 $1. 

“) Allerh. Erlaß vom 14. November 1853 88 48 ff, 57. 


Zu den erſteren gehört die Verpflichtung, dem Deichverband alle ſchon be⸗ 
ſtehenden Deiche, welche er zum Ausbau oder zur ferneren Unterhaltung úber- 
nimmt, ohne Entſchädigung zum Eigenthum zu überlaſſen, den zu den Shub- 
und Meliorationsanlagen erforderlichen Grund und Boden, auch das nöthige 
Material an Sand, Lehm, Raſen u. f. w. gegen Vergütung herzugeben ). Bei 
der Feſtſtellung der Vergütung kommt aber für die Grundſtücke ein außerordent⸗ 
licher Werth nie in Aurechnung, und für die Materialien wird uur der durch 
deren Wegnahme verurſachte Schaden, niemals der Werth des Materials ſelbſt 
bezahlt“). Außerdem find, wenn Eisgang droht oder Hochwaſſer eintritt, die 
Deichgenoſſen zur Leiſtung von Hand- und Spanndienſten für den Meldedienſt 
und für die Deichvertheidigung verpflichtete“). 

Das Deichrecht legt aber, neben dieſen von den Oeichgenoſſen zu tragenden 
Laſten, zugleich allen Beſitzern der Niederung, gleichviel ob ihre Grundſtücke 
durch den Deich geſchützt werden oder nicht, und ſchließlich allen Bewohnern der 
Gegend gewiſſe Einſchränkungen und Verpflichtungen auf, die bald im Intereſſe 
der Sicherheit der Anlagen, bald zur Erleichterung ihrer Unterhaltung eintreten 
und auf deren Beachtung die Deichverwaltung unter Auwendung von Zwangs- 
maßregeln halten kann 6). Ausnahmen hiervon können nur mit Genehmigung 
der zuſtändigen Behörde geſtattet werden““). Dazu gehört namentlich, daß der 
Deichhauptnann in Fällen der Noth befugt ift, die Materialien überall zu 
nehmen, wo er ſie findet und daß er alle arbeitsfähigen, mehr als 16 Jahre 
alten männlichen Bewohner der bedrohten Gegend zur perſönlichen und unent— 
geltlichen Hülfeleiſtung heranziehen kann und daß er hierbei, wenn nöthig, von 
der Polizeibehörde zu unterſtützen iſt ““). Die Geldbeiträge, die den öffentlichen 
Laſten gleichſtehen, ſind dem Rechtswege völlig entzogen; auch in ſolchen Fällen, 
in denen bei anderen öffentlichen Abgaben eine Klage zuläſſig ifte). Auf die 
älteren Verbände und die Zeit der früheren Geſetzgebung findet das aber keine 
Anwendung). Hier ift der Rechtsweg unbedingt zugelaſſen, ſelbſt in Betreff 
der Befreiung von der Deichpflicht, aber auch dann nur unter den Betheiligten 
ſelbſt und nicht unmittelbar gegen die Anordnungen der Behörde“). Sind da- 


61) Allerh. Erlaß vom 14. November 1853 $$ 18. 21. 

62) Geſetz vom 28. Januar 1848 § 20, Allerh. Erlaß vom 14. November 1853 $$ 21, 23, 
Lette und v. Rönne, B. III S. 700. 
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§§ 18 ff, 29. 34. 

65) Allerh. Erlaß vom 14. November 1853 F 20 letzter Abſatz, Landesverwaltungsgeſetz 
vom 30. Juli 1883 § 18, Zuſtändigkeitsgeſetz vom 1. Auguſt 1883 $ 97. 
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67) A. L. R. II. 14 §§ 78 ff. 
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69) Nieberding⸗Frank, S. 485. 

3 


gegen nicht der Eigenthümer der pflichtigen Grundſtücke, ſondern deren nutzungs— 
berechtigte Beſitzer herangezogen, ſo ſteht dieſen ſtets ein Klagerecht gegen den 
Eigenthümer zu“). 

Die Verwaltung der Deichverbände liegt, was die laufenden Geſchäfte 
anlangt, in der Hand des Deichhauptmanns und des Deichinſpektors, denen 
zur Ausführung der Geſchäfte noch ein Deichrentmeiſter und die nöthigen 
Damn- oder Wallmeiſter für beſtimmte Gebiete der Verwaltung zugetheilt 
werden, während das Oeichamt nur die Aufſicht über die Verwaltung übt und 
in den im Geſetz vorgeſehenen Fällen an derſelben theilnimmt. 

Der Deichhauptmann übt, neben feinen Obliegenheiten als Spitze der 
Deichverwaltung, die örtliche Deichpolizei. Ihm liegt die Ausführung der dem 
Verbande nach dem Geſetz und nach behördlicher Anordnung obliegenden Ge— 
ſchäfte und Pflichten ob, ſowie die Vorbereitung und Ausführung der Beſchlüſſe 
des Deichamts. Er vertritt auch den Verband nach außen, namentlich in Prozeſſen 
und führt den ganzen Schriftwechſel. Ihm ſteht endlich die Aufſicht über ſämmt⸗— 
liche Beamte zu, mit der Befugniß, gegen die Unterbeamten Orduungsſtrafen bis 
zu neun Mark zu verhängen oder dieſelben vorläufig von ihren Amtsverrichtungen 
zu entheben “). Als Deichpolizeibehörde darf der Deichhauptmann in Betreff der 
Angelegenheiten des Deichverbandes in demſelben Umfange polizeiliche Verord— 
nungen erlaſſen, wie dieſes Recht den Ortspolizeibehörden zuſteht“), und Strafen 
bis zu 15 Mark oder 3 Tage Gefängniß vorläufig, unter Vorbehalt der gerichtlichen 
Eutſcheidung, feſtſetzen “). 

Dem Deichinſpektor iſt die techniſche Leitung übertragen. Er entwirft die 
Anſchläge zur Herſtellung und Unterhaltung der Verbandsanlagen, führt die 
Bauten, leitet die Unterhaltung und Beaufſichtigung derſelben und hat bei Eis— 
gang und Hochwaſſer die zur Abwehr der Gefahr nöthigen Maßnahmen zu 
treffen“), ſoweit nicht die Landespolizeibehörde und die Strombauverwaltung 
ſelbſt eingreifen“). 

Der Deichrentmeiſter verwaltet die Oeichkaſſe, führt und berichtigt die Deich— 
kataſter und kann auch die Geſchäfte eines Oeichſekretärs übernehmen 1). 

Die Unterbeamten des Verbandes haben als Damm- oder Wallmeiſter die 
beſondere Beaufſichtigung der Arbeiten, Anlagen und Grundſtücke des Deich— 
verbandes zu führen. Zahl und Geſchäftskreis derſelben und die Art ihrer Mu- 
ſtellung beſtimmt das Deichamt. Die Wahl und die Anſtellung ſelbſt ſteht dem 
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Deichhauptmann zu, der den Deichinſpektor wegen ihrer Befähigung zu Rathe 
zu ziehen hat“). 

Das Deichamt übt die unmittelbare Kontrolle über den Gang der Gefammt- 
verwaltung wie über die einzelnen Geſchäfte, deren Art und Gang durch ſeine 
Beſchlüſſe beſtimmt werden. Die Grenzen ſeiner Zuſtändigkeit ſind nicht genau 
und vollſtändig beſtimmt. Grundſätzlich hat es in allen Angelegenheiten zu be— 
ſchließen, die nicht unmittelbar in die ausführende Verwaltung fallen 18). 

Bei der Regelung der Geſchäfte des Deichhauptmanns, Oeichrentmeiſters und 
des ganzen Deichamts hat man keine erſchöpfenden Zuſtändigkeitsbeſtimmungen 
getroffen, ſondern nur deren hauptſächlichſten Obliegenheiten hervorgehoben, ſodaß 
daraus für ſolche Geſchäfte kein Schluß gezogen werden kann, deren darin keine 
Erwähnung geſchehen ift). Sowohl in den älteren als in den neueren Ber- 
bänden ſind für gewiſſe Uebertretungen der durch die Deichordnungen getroffenen 
Verbote und für die Nichtbeachtung der durch ſie feſtgeſtellten Verpflichtungen 
Strafen eingeführt. Die älteren Ordnungen haben die Befugniß, diefe Strafen 
zu verhängen und zu vollſtrecken, bald in die Hände des Deichhauptmanns, bald 
in die eines beſonderen Deichgerichts gelegt. Dies ift für einzelne Bezirke noch 
erweitert worden. Namentlich ſind für die älteren Verbände der Altmark den 
Deichhauptleuten s“) und für die proviſoriſchen Verbände in Schleſien den Land- 
räthen !)) Strafbefuguiſſe theils neu übertragen, theils find dieſelben erweitert. 
Dieſe Zuſtändigkeitsbeſtimmungen ſind nach der jetzigen Geſetzgebung nicht mehr 
anwendbars?). Dagegen find die in den Ordnungen der Deichverbände vielfach 
eingeführten Geldbußen, durch die nur ſolche Verſäumniſſe und Nachläſſigkeiten 
geahndet werden, welche keine ſtrafrechtliche, ſondern nur eine vermögensrechtliche 
Bedeutung beſitzen, als ſtatutariſche Ordnungsſtrafen gegen Mitglieder des Ver— 
bandes, noch jetzt durch deſſen Vorſtand feſtzuſetzen, aber gegen Nichtmitglieder 
nur vor dem Strafrichter verfolgbars). Die ſtaatliche Aufſicht über die Deich— 
verbände ſteht geſetzlich dem Regierungspräſidenten zu, der dieſelbe in allen 
den Fällen übt, in denen die Deichverbände nicht diefe Befugniß durch Statut 
einer anderen Behörde übertragen habens). Bei den älteren Verbänden ift die 
Einwirkung der Aufſichtsbehörde ſehr verſchiedenartig beſtimmt und zum Theil 
ſehr weitgreifend®). Bei den neueren Verbänden ift fie dagegen übereinſtimmend 
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geregelt und von beſchräuktem Einfluß auf die Selbſtverwaltung der Verbände 
und entspricht den Befugniſſen der Aufſichtsbehörden über die Gemeinden s). Die 
Aufſicht ift beſchräunkt auf die Sorge für eine ordnungsmäßige Verwaltung, 
namentlich bezüglich der Verbandsanlagen und der Vermögensverwaltung. Gleich— 
zeitig ſteht jetzt der Aufſichtsbehörde die Befugniß zu, im Intereſſe der Deich— 
verwaltung den Oeichbeamten Geſchäftsanweiſungen zu ertheilen, doch muß vorher 
das Deichamt gehört werden. Ferner kann die Aufſichtsbehörde im Intereſſe 
der Deichanlagen die zu deren Erhaltung erforderlichen Polizeiverordnungen 
erlaſſens). Endlich ift ihrer Genehmigung die Ausführung wichtiger Angelegen— 
heiten, namentlich der Bau erheblicher Schutzbauten, die Veräußerung von Grund— 
ſtücken, die Aufnahme von Schulden und die Feſtſetzung des Gehalts der beiden 
erſten Deichbeamten vorbehalten 3°). 

Bezüglich aller Deiche aber, gleichviel ob ſie einem Deichverbande angehören 
oder nicht, iſt in den gemeinſamen Beſtimmungen des dritten Abſchnitts des 
Geſetzes vom 28. Januar 1848 der ſtaatlichen Aufſichtsbehörde das Recht vor— 
behalten, eine ſolche Benutzung der Deiche, welche deren Widerſtaudsfähigkeit zu 
ſchwächen geeignet ift, zu beſchränken oder ganz zu unterſagen 9). Werden 
hierdurch wohlerworbene Rechte Dritter eingeſchräukt oder aufgehoben, jo hat 
der zur Unterhaltung des Deiches Verpflichtete den Berechtigten zu entſchädigen. 

Weiter iſt für den Fall einer Waſſersgefahr dem Landrath als Vertreter 
der Aufſichtsbehörde die Berechtigung eingeräumt, ſich perfönlich die Ueberzeugung 
zu verſchaffen, ob und inwieweit die erforderlichen Sicherheitsmaßregeln getroffen 
ſind. Iſt Gefahr im Verzuge, ſo kann er ſelbſt an Ort und Stelle die nöthigen 
Anordnungen treffen, denen alle Deichbeamten unweigerlich Folge zu leiſten haben. 
Dieſe, dem Landrath allgemein übertragene Befugniß kann auch für einzelne 
Fälle von der Aufſichtsbehörde einem beſonderen Kommiſſarius übertragen 
werden 9). Dieſe in Bezug auf alle Deiche gegebene Vorſchrift iſt ein Fall, in 
dem der Verwaltungsbehörde ein unmittelbarer Eingriff in die Verwaltung der 
Deichverbände geſtattet iſt. Aber auch dieſe Einwirkung iſt keine unbedingte, es 
iſt vielmehr den Deichverbänden das Recht vorbehalten, bezüglich der zum Ver— 
bande gehörigen Deiche, durch das Statut andere Beſtimmungen zu treffen 9). 
Jedenfalls aber ſind in ſolchen Fällen dringender Gefahr alle Bewohner der be— 
drohten, nöthigen Falls auch der benachbarten Gegend, verpflichtet, auf Anordnung 
der Polizeibehörde zu den Schutzarbeiten unentgeltliche Hülfe zu leiſten und die 
erforderlichen Arbeitsgeräthe und Transportmittel mit zur Stelle zu bringen. 


86) Allerh. Erlaß vom 14. November 1853 8 24. 

85) Allerh. Erlaß vom 14. November 1853 §§ 24. 25, Geſetz vom 11. Marz 1850. 

88) Allerh. Erlaß vom 14. November 1853 $ 57. 

8) Geſetz vom 28. Januar 1848 § 24. Vergl. auch die Deich-Polizei⸗Verordnungen der 
Regierungen zu Frankfurt a./ OO. vom 11. Juni 1864 (Amtsbl. S. 137) und 28. Marz 1872 
(Amtsbl. S. 101), zu Liegnitz vom 30. Juni 1857 (Amtsbl. S. 279) nebſt Ergänzungs⸗Verord⸗ 
nung vom 24. Auguſt 1862 (Amtsbl. S. 217). 

6) Geſetz vom 28. Januar 1848 $ 25, Allerh. Erlaß vom 14. November 1853 § 26. 

31) Geſetz vom 28. Januar 1848 $ 26. 
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Innerhalb der nächſten Umgebungen der Feſtungen findet das Oeichgeſetz 
nur inſoweit Anwendung, als dadurch die bezüglich der Vertheidigungsfähigkeit 
und zu deren Sicherung gegebenen Vorſchriften nicht berührt werden 9). 


4. Das Geſetz vom 1. April 1879, betreffend die Bildung von 
Waſſergenoſſenſchaften. 


Das Geſetz vom 1. April 1879 geſtattet die Bildung von Genoſſenſchaften 
zur Benutzung oder Unterhaltung von Gewäſſern zur Ent- oder Bewäſſerung 
von Grundſtücken, zum Schutze der Ufer, zur Anlegung, Benutzung oder Unter- 
haltung von Waſſerläufen oder Sammelbecken, zur Herſtellung und Ver— 
beſſerung von Waſſerſtraßen, (Flößereien) und anderen Schifffahrtsanlagen und 
räumt den auf Grund des Geſetzes gebildeten Genoſſenſchaften folgende Rechte ein: 

Sie können unter ihrem Namen Rechte, namentlich Eigenthum und andere 
dingliche Rechte an Grundſtücken, erwerben und Verbindlichkeiten eingehen, ſowie 
vor Gericht klagen und verklagt werden ). Zu dieſem Zweck müſſen fie einen 
Vorſtand haben, welcher die Genoſſenſchaft in allen ihren Angelegenheiten vertritt”), 
und zwar nach außen dergeſtalt unbeſchränkt, daß feine mit Dritten im Namen 
der Genoſſenſchaft zu treffenden Abmachungen unbedingt verbindlich ſind, ſelbſt 
wenn der Vorſtand den Beſchlüſſen der Genoſſenſchaft, dem Geſetz oder den 
Statuten zuwider gehandelt hat, weil die Geſammtheit der Genoſſen, kraft Ge— 
ſetzes, als juriſtiſche Perſon gilt, ohne daß es einer Verleihung bedarf, und dem— 
gemäß die Stellung des Vorſtandes als Vertreter der Geſammtheit gegeben iſt, 
deſſen Befugniſſe nicht wie die eines Bevollmächtigten nach den Grenzen ſeines 
Auftrages zu beurtheilen, ſondern nach den Regeln, nach denen die Befugniſſe eines 
mit den Rechten und Pflichten der Vertretung nach außen angeſtellten Beamten 
oder Verwaltungskörpers eines Gemeinweſens zu prüfen ſind. Daß ſich der Vor— 
ſtand durch ein Ueberſchreiten der ihm durch das Statut oder die Beſchlüſſe der 
Genoſſenſchaft gezogenen Schranken, dieſen gegenüber perſönlich verantwortlich 
macht, verſteht fih von ſelbſt, dem erworbenen Anſpruch des Dritten aber kann der 
Einwand, der Vorſtand habe gegen den ihm ertheilten Auftrag gehandelt oder feine 
Befugniſſe überſchritten, niemals mit Erfolg entgegengeſetzt werden. Als Dritte 
kommen aber nicht nur außerhalb der Genoſſenſchaft ſtehende Perſonen in Be— 
tracht, ſondern auch die Genoſſen ſelbſt können mit der Genoſſenſchaft Verträge 
ſchließen und auf Grund dieſer Verträge Rechte erwerben und Pflichten über- 
nehmen, die mit ihren ſonſtigen Beziehungen zur Genoſſenſchaft als Genoſſen 
nichts gemein haben. Dem Genoſſen ſtehen der Genoſſenſchaft gegenüber 
lediglich die im Statut feſtgeſtellten Rechte gegen Erfüllung der ſtatutenmäßigen 
Pflichten zu; durch Erfüllung dieſer Pflichten, namentlich durch Zahlung der 
ordnungsmäßig auferlegten Umlagen, wird der einzelne Genoſſe von jeder ver 


92) Geſetz vom 28. Januar 1848 § 27. 
95) Geſetz vom 1. April 1879 § 10. 
0) Geſetz vom 1. April 1879 § 9. 


mögensrechtlichen Verbindlichkeit auch gegen Dritte frei, dergeſtalt, daß er für 
die Schulden der Genoſſenſchaft den Gläubigern niemals zu haften braucht. Dieſe 
können ihre Auſprüche immer nur gegen die Genoſſenſchaft als ſolche geltend 
machen, deren Vorſtand es obliegt, die Mittel zur Befriedigung durch Umlagen 
nach Maßgabe der Statuten zu beſchaffen 9). 

Auf dieſer Grundlage ift das Geſetz, unter Aufhebung der bisherigen He- 
ſtimmungen über die Bildung von Be- und Entwäſſerungsgenoſſenſchaften “e), an 
deren Stelle getreten. Demgemäß bezweckt das Geſetz vom 1. April 1879 auch 
in erſter Linie die Bildung von Genoſſenſchaften für waſſerwirthſchaftliche Unter- 
nehmungen zu regeln, welche den Zwecken der Landeskultur dienen folen. Man 
hat aber gleichzeitig den Rahmen des Geſetzes auf die im Eingange dieſes Ab— 
ſchnitts außerdem angegebenen Zwecke erweitert, namentlich auch auf die Bildung 
von Genoſſenſchaften zur Anlage und Verbeſſerung von Waſſerſtraßen, die aus— 
ſchließlich oder vorwiegend dem Verkehrsintereſſe zu dienen beſtimmt find. Da- 
gegen ift das Deichweſen, obgleich die Vorſchriften über die Errichtung und 
Verfaſſung von Oeichverbänden an ſich in den Rahmen des Geſetzes fallen würden, 
ganz ausgeſchloſſen worden, weil Genoſſenſchaften dieſer Art mit Rückſicht auf 
ihre beſonderen, die Abwendung gemeiner Gefahr und die Sicherung des Landes 
bezweckenden Aufgaben, eine weſentlich abweichende Behandlung erfordern, und 
weil die beſtehenden Geſetze über das Oeichweſen ?%) den Anforderungen genügen 
und fih bisher als ausreichend erwieſen haben 9). 

Das Geſetz vom 1. April 1879 unterſcheidet zwei Arten Genoſſenſchaften, 
die freien und die öffentlichen, und behandelt als beſondere Unterabtheilung 
die öffentlichen Genoſſenſchaften zur Ent- oder Bewäſſerung von Grundſtücken 
unter Einführung eines Beitrittszwanges. 

Die freien Genoſſenſchaften gehören in jeder Beziehung in das Gebiet 
des Privatrechts. Sie eutſtehen durch einen Vertrag, den die Genoſſen gerichtlich 
oder notariell auf Grund freier Vereinbarung abſchließen, der beſtimmte im 
Geſetz vorgeſehene Punkte enthalten?) und der nebſt einem Mitglieder- 
verzeichniß bei dem zuftändigen Amtsgericht eingereicht werden muß, das ihn in 
ein zu dieſem Zweck anzulegendes Regiſter für Waſſergenoſſenſchaften einzutragen 
hat 100). Das Verfahren iſt durch eine allgemeine Verfügung des Juſtizminiſters 
vom 9. September 1879 geregelt). Mit der Eintragung in das Regiſter cr- 
langen die Genoſſenſchaften die ihnen nach dem Geſetz zuſtehenden Rechte). Sie 


5) Geſetz vom 1. April 1879 88 25. 26. 52. 

e) Geſetz vom 28. Februar 1843 88 56—59, Geſetz vom 11. Mai 1853 Art. 2, oben 1 352. 

97) Oben I 3b3. 

*) Frank, im Handwörterbuch der Staatswiſſenſchaften B. 6 S. 611, B. 2 S. 917, 
von Bülow und Faſtenau, Geſetz vom 1. April 1879 S. 7. 

99) Geſetz vom 1. April 1879 88 11. 12. 

100) Geſetz vom 1. April 1879 98 13. 14. 15. 
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bedürfen weder der Betätigung oder Genehmigung einer Staatsbehörde, noch 
ſind ſie der Aufſicht einer ſolchen unterworfen. Die Genoſſenſchaften ſind kraft 
Geſetzes eine Vereinigung von Grundſtücksbeſitzern dergeſtalt, daß bei einem 
Wechſel in der Perſon der Eigenthümer der bei dem Unternehmen betheiligten 
Grundſtücke der neue Erwerber an Stelle des früheren Beſitzers als Mitglied 
in die Genoſſenſchaft eintritt). Gleichwohl ift die privatrechtliche Seite der 
dinglichen Zugehörigkeit zur Genoſſenſchaft fo weit gewahrt, daß die Vorſchriften 
des bürgerlichen Rechts über die Vorausſetzung, unter welcher Rechte an einem 
im Grundbuch eingetragenen Grundſtück Rechtswirkung gegen Dritte erlangen, 
auch hier zu beobachten ſind, daß alſo ein Vermerk über die Betheiligung der 
im Statut bezeichneten Grundſtücke einzutragen iſt, wenn die freie Genoſſenſchaft 
dagegen ſichergeſtellt werden ſoll, daß Grundſtücke durch Eigenthumswechſel aus 
dem Verbande ausſcheiden. Die Pflicht, einen ſolchen Vermerk eintragen zu 
laſſen, folgt aus dem Beitritt zur Genoſſenſchaft von ſelbſt, und die Eintragung 
erfolgt auf Antrag des Genoſſenſchaftsvorſtandes, ohne daß es der ausdrücklichen 
Einwilligung des Eigenthümers bedarf“). Die Eintragung erfolgt nicht vor- 
rechtlich, ſondern nur au der bereiteſten Stelle, ſodaß der Inhaber einer bereits vorher 
eingetragenen Forderung im Falle einer Zwangsverſteigerung den Verkauf unter 
der Bedingung verlangen kann, daß der Erſteher nicht verpflichtet iſt, in die 
Genoſſeuſchaft einzutreten, wenn dem Gläubiger jonft nicht vollſtändige Deckung 
gewährt wird. 

Für die Verbindlichkeiten der freien Genoſſenſchaften haftet in erſter Linie 
deren Vermögen. Reicht daſſelbe nicht aus, fo find die Genoſſen verpflichtet, die 
Mittel durch Umlagen aufzubringen und dabei zahlungsunfähige Genoſſen zu 
übertragen. Iſt ein Gläubiger genöthigt, die Zwangsvollſtreckung eintreten zu 
laſſen, weil der Genoſſenſchaftsvorſtand die Ausſchreibung der Umlage unterläßt, 
ſo hat er vom Prozeßgericht erſter Inſtanz die Ermächtigung einzuholen, auf Koſten 
der Genoſſenſchaft die Umlegung der erforderlichen Beiträge der Genoſſen und 
deren Beitreibung durch einen Dritten vornehmen zu laffen“). 

Für die Beitreibung der Beiträge, gleichviel ob ſie vom Vorſtande oder 
in der vorangegebenen Weiſe von einem beauftragten Dritten bewirkt wird, 
findet nur die Rechtshülfe ſtatt, nicht ein Verwaltungszwangsverfahren. Auch 
genießen die Beiträge kein Vorzugsrecht im Konkurſe und können im Falle der 
Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermögen der Genoſſen nur an der 
Stelle gefordert werden, die ihnen durch die Eintragung der Vermerke der Zu— 
gehörigkeit des Eigenthümers zur Genoſſenſchaft im Grundbuche geſichert iſt '“). 

Die Begründung und Verwaltung öffentlicher Genoſſenſchaften iſt an 


2) Geſetz vom 1. April 1879 § 27. 

9) Geſetz vom 1. April 1879 § 28, Geſetz vom 5. Mai 1872 über den Eigenthumserwerb 
§ 13 Abſatz 2, Grundbuch⸗Ordnung vom 5. Mai 1872 S$ 30 ff. 
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Bedingungen geknüpft, die ſich aus deren öffentlichem Charakter und den ein- 
geräumten Vorrechten erklaͤren und deren Erfüllung von den ſtaatlichen Behörden 
überwacht wird. Vorausſetzung der Begründung iſt der Nachweis eines öffentlichen 
oder gemeinwirthſchaftlichen Nutzens. Die Begründung ſelbſt erfolgt durch Be- 
ſchluß der zuſtändigen ſtaatlichen Behörden)). Das Statut und jede Aenderung 
deſſelben iſt nach erfolgter Beſtätigung der Vorſchrift gemäß und mit der Wirkung 
des Geſetzes, betreffend die Bekanntmachung landesherrlicher Erlaſſe durch die 
Amtsblätter vom 10. April 1872, zu verkünden ). Die jo begründeten öffentlichen 
Genoſſenſchaften haften dann für die Erfüllung ihrer Verbindlichkeiten in demſelben 
Umfange wie die freien, aber bei der Erfüllung ihrer Pflichten find fie der ftaat- 
lichen Aufſicht unterworfen, und dem Vorſtande ſtehen zur Geltendmachung der an 
die Genoſſen zu machenden Forderungen Vorrechte zu, die jede Mitwirkung des 
Gerichts zum Zweck der Beitreibung von Beiträgen überflüſſig machen?). Denn 
die ſtaatliche Aufficht, der die öffentlichen Genoſſenſchaften unterſtellt find, hat mit 
den Befugniſſen, welche geſetzlich den Aufſichtsbehörden der Gemeinden zuſtehen, 
darüber zu wachen, daß die Angelegenheiten der Genoſſenſchaften in Ueberein— 
ſtimmung mit dem Statut und den Geſetzen verwaltet werden. Zu dem Ende 
kann fie die Aufnahme ſolcher Ausgaben in den Haushaltungsplan verfügen und 
ſolche außerordentliche Ausgaben feſtſtellen, die zur Erfüllung der der Genoſſenſchaft 
geſetz oder ſtatutenmäßig obliegenden Leiſtungen und Ausgaben erforderlich ſind, 
wenn die Genoſſenſchaft dergleichen unterläßt oder verweigert 1). Die fo durch 
die Genoſſenſchaft oder durch die Aufſichtsbehörde feſtgeſtellten Ausgaben werden, 
ſo weit ſie durch Umlagen von den Genoſſen aufzubringen ſind, den gemeinen 
öffentlichen Laſten gleichgeachtet !“). Demgemäß find fie im Wege des Ver- 
waltungszwangsverfahrens beizutreiben und haften als dingliche Laſt mit dem 
Vorzugsrechte der öffentlichen Abgaben auf den bei dem Unternehmen betheiligten 
Grundſtücken, ohne daß eine Eintragung dieſer Laſten oder der Zugehörigkeit der 
Grundſtücke zur Geuoſſenſchaft im Grundbuch erforderlich iſt ). 

Die öffentlichen Genoſſenſchaften zur Ent- oder Bewäſſerung 
von Grundſtücken zu Zwecken der Landeskultur unterliegen denſelben 
Beſtimmungen. Ihre Begründung wird aber durch das Geſetz noch beſonders 
begünſtigt, weil die für dieſe Art von Genoſſenſchaften bereits damals beſtehende 
Befugniß, gegen Widerſprechende bei der Neubegründung einen Beitrittszwang 
zu üben, aufrecht erhalten wird. 

Dieſer Beitrittszwang iſt dahin feſtgeſtellt, daß der Eintritt in eine neu 
zu bildende Genoſſenſchaft zur Ent- oder Bewäſſerung von Grundſtücken gegen 
widerſprechende Eigenrhümer der dei dem Unternehmen zu betheiligenden Grund- 


T) Geſetz vom 1. April 1879 §§ 45. 4. Unten II I. 

8) Geſetz vom 1. April 1879 § 58. 

9) Geſetz vom 1. April 1879 $ 52. 
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ſtücke erzwungen werden kann, wenn das Zwecke der Landeskultur verfolgende Unter- 
nehmen nur bei Ausdehnung auf die in dem Eigenthume der Widerſprechenden 
befindlichen Grundflächen zweckmäßig ausgeführt werden kann, und wenn die 
Mehrheit der Betheiligten, nach der Fläche und dem Kataſtralreinertrage der zu 
betheiligenden Grundſtücke berechnet, ſich für das Unternehmen erklärt hat!). 

Jufolge dieſes Beitrittszwanges ſind zum Schutze der zu zwingenden Minder— 
heit noch einige beſondere Beſtimmungen gegeben. 

Während bei den übrigen öffentlichen Genoſſenſchaften die Feſtſtellung des 
Stimmenverhältniſſes der freien Vereinbarung ganz überlaſſen iſt und nur nach 
oben eine Beſchränkung dahin erleidet, daß, wenn die Genoſſenſchaft aus mehr 
als zwei Mitgliedern beſteht, kein Genoſſe mehr als zwei Fünftel aller Stimmen 
auf ſich vereinigen darf, fo daß mehreren Genoſſen zuſammen eine Stimme zu- 
geftanden werden darf, die kollektiv abgegeben werden muß, wird für die Zwaugs— 
genoſſenſchaften das Stimmenverhältniß auch nach unten begrenzt, indem daſſelbe, 
in Ermangelung anderweiter Vereinbarung, nach dem Verhältniß der Theilnahme 
an den Genoſſenſchaftslaſten derart feſtzuſtellen iſt, daß jeder beitragspflichtige 
Genoſſe mindeſtens eine Stimme hatt). 

Auch das Verhältniß der Theilnahme an den Nutzungen und Laſten iſt bei 
den übrigen öffentlichen Genoſſenſchaften ganz der Feſtſtelluug durch freie Ver- 
einbarung überlaſſen 5). Bei den Zwangsgenoſſenſchaften dagegen ift ausdrücklich 
vorgeſchrieben, daß, in Ermangelung anderweiter Vereinbarungen, die Theilnahme 
au den Genoſſenſchaftslaſten nach Maßgabe der den Genoſſen aus den Genoffen— 
ſchaftsanlagen erwachfſenden Vortheile geregelt werden follen 1). 

Die Vorſchriften über das Verfahren bei der Begründung von Genoſſen— 
ſchaften, über ihre Organiſation und Verwaltung und über ihre Auflöſung gehört 
nicht in den Rahmen dieſer Erörterung und kann daher hier übergangen werden. 
Erwähnt ſei nur noch, daß dieſelben, Dritten gegenüber, außer den vorſtehend 
angegebenen Vorrechten in Bezug auf die Abwicklung vermögensrechtlicher Ver— 
bindlichkeiten, namentlich bezüglich der Einziehung der Beiträge, keinerlei beſon— 
dere Rechte genießen. Das ganze Genoſſenſchaftsgebiet wird nur jo angeſehen, 
als ob es ſich in einer Hand befaͤnde. Unter dieſer Annahme unterliegt die 
Genoſſenſchaft, auch die öffentliche, allen geſetzlichen Einſchraͤnkungen in Bezug 
auf Vorfluth, Benutzung fließender Gewäſſer und ſonſtige Nachbarrechte wie jeder 
Beſitzer r). Daß aber die Genoſſen ſelbſt in dieſer Beziehung nicht, wie in 
ſonſtigen geſchäftlichen Verbindungen, der Genoſſenſchaft als Dritte gegenüber— 
ſtehen und als Genoſſen die Vornahme aller zur Erreichung der Genoſſenſchafts— 
ziele erforderlichen Maßnahmen auf ihren Grundſtücken zu dulden haben, iſt eine 
Folge der Mitgliedſchaft und der Genehmigung des Statuts. 


13) Geſetz vom 1. April 1879 § 65. 

1) Geſetz vom 1. April 1879 SS 48. 67. 
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5. Das Geſetz vom 20. Auguſt 1883, 
betreffend die Befugniſſe der Strombauverwaltung gegenüber 
den Uferbeſitzern an öffentlichen Flüſſen. 

Die Fürſorge, welche die Königliche Staatsregierung der Verbeſſerung der 
Waſſerſtraßen im Verkehrsintereſſe in neuerer Zeit zugewendet hat und die zus 
nächſt zu der Einrichtung der Strombauverwaltungen an den größeren Strömen 
im Verwaltungswege geführt hatte!), begegnete in den Kreiſen der Beſitzer von 
Grundſtücken in den Flußniederungen dem allgemeinen Vorurtheil, daß durch die 
zur Förderung des Verkehrs ergriffenen Maßnahmen, insbeſondere durch die 
Buhnenbauten, ſchwere Schädigungen der angrenzenden Grundſtücke, namentlich 
eine erhöhte Ueberſchwemmungsgefahr, herbeigeführt würden. Dies und die 
durchaus ungenügende Regelung der Rechtsverhältniſſe der Uferbeſitzer, die von 
Vorausſetzungen ausging, welche weſentlich verſchieden waren von den Verhält— 
niſſen, die ſich entwickelt hatten, ſeit die öffentlichen Ströme einer plaumäßigen 
Regulirung unterzogen worden waren, hatte zu der Vorlegung eines Geſetz— 
entwurfs geführt, der zugleich den in Schleſien ſeit dem Jahre 1837 wiederholt 
kund gegebenen Wünſchen der Provinziallandtage entſprach !). Nachdem bereits 
in den Jahren 1873/74, 1879/80, 1880/81 in den Häuſern des Landtags über 
dieſen Gegenſtand ohne Ergebniß verhandelt worden war, gelangte im Jahre 
1882/83 das Geſetz vom 20. Auguſt 1883 zur Aunahme. Durch Geſetz vom gleichen 
Datum wurde die bis dahin in Schleſien gültige Ufer-, Ward- und Hegungs— 
ordnung vom 12. September 1763 aufgehoben?). Das Geſetz giebt eine ſichere 
Grundlage für die Wirkſamkeit der Flußregulirungsarbeiten und demnach für die 
nützliche Verwendung der dafür beſtimmten Mittel, ſowie für die Durchführung 
der zwiſchen den Faktoren der Geſetzgebung vereinbarten Regulirungspläne, indem 
einmal der Strombauverwaltung das Recht der Verfügung über das Flußbett 
nebſt Zubehör unterhalb der Linie des Uferrandes eingeräumt wird, dann auch 
ihr die Befugniß ertheilt wird, die Anlandungen in einer für die Regulirung des 
Stromes erforderlichen Weiſe auszubilden, ſowie natürliche Aulandungen, Inſeln, 
Felſen, Sandbänke und hervortretende Uferſtrecken, je nach Bedürfniß der Negu- 
lirung zu beſeitigen oder zu befeſtigen und auszubilden. Endlich wird der Bau— 
verwaltung die Benutzung der Ufer ſelbſt in gewiſſem Umfange zugeſtanden. 

Die Anwendbarkeit des Geſetzes ift auf die „öffentlichen Flüſſe“ 20, ſoweit 
deren Schiffbarkeit reicht, beſchräutt, mit der Maßgabe, daß die Verwaltungs- 
behörde mit Ausſchluß des Rechtsweges über die Schiffbarkeit im Sinne dieſes 
Geſetzes entſcheidet??). Die Uferbeſitzer an den ſchiffbaren Strömen find verpflichtet, 


18) Unten II 2a. 

19) Anlagen zu den ſtenographiſchen Berichten über die Verhandlungen des Hauſes der 
Abgeordneten 1882/83 Nr. 126. 216. 

20) Geſetz⸗Samml. S. 338. 

21) Geſetz vom 20. Auguſt 1883 § 1. 

2) Frank, über öffentliche und Privatgewäſſer, Verwaltungsarchiv von Schultzenſtein und 
Keil B. J S. 61. 


gegen Entgelt zu deu im öffentlichen Intereſſe anzulegenden Deckwerken, Buhnen, 
Kupirungen oder anderen Stromregulirungswerken den erforderlichen Grund 
und Boden ſowie die nöthigen Arbeitsplätze einzuräumen, die Aufuhr, das Muf- 
ſetzen und Lagern der Baumaterialien und einen Zugang für die Arbeiter und 
das Aufſichtsperſonal zu den Arbeitsplätzen, ſowie die Entnahme der erforder— 
lichen Erde und den Anſchluß der Werke an das Ufer zu geſtatten ??). Ferner 
haben ſie das Aufſtellen von Vorrichtungen zum Räumen des Flußbettes, das 
Ablagern, Bearbeiten und die Abfuhr geräumter Hölzer und anderer verſunkener 
Gegenſtände zu geſtatten?). In Bezug auf alle Anlandungen, die noch nicht 
in den Beſitz des Ufereigenthümers übergegangen find, iſt die Beſitzergreifung 
von der Genehmigung der Strombauverwaltung abhängig”), der es freiſteht, 
die Aulandungen auszubilden und jo weit zu befeſtigen, daß fie ohne Nachtheil 
für den Strom benutzt werden können, der Staat tritt zu dieſem Zwecke in den 
Beſitz und die Nutzung der anſtoßenden Anlandungen und darf jede Benutzung 
derſelben, die den Stromregulirungswerken ſchädlich werden könnten, unterſagen, 
jo lange diefe Werke vom Staat erhalten werden?“). Ueberhaupt unterliegt die 
Bepflanzung oder anderweitige Befeſtigung, ſowie die gänzliche oder theilweiſe 
Beſeitigung aller Anlandungen der Kontrole der Strombauverwaltung dergeſtalt, 
daß ſie Beſchädigungen derſelben unterſagen, den Umfang etwaiger Aenderungen 
beſtimmen und endlich deren Bepflanzung mit Weiden anordnen kann. Wird 
der Aufforderung, Weiden zu pflanzen und zu unterhalten, nicht entſprochen, 
dann iſt die Strombauverwaltung berechtigt, die Bepflanzung, beziehungsweiſe 
die Unterhaltung der Pflanzung ſelbſt zu übernehmen, die Nutzungen zu ziehen 
und nur einen etwaigen Ueberſchuß der Nutzungen über die gemachten Auf— 
wendungen dem Uferbeſitzer zu überweiſen, bis dieſer gegen Erſtattung der durch 
die Einnahme nicht gedeckten Aufwendungen die Unterhaltung übernimmt?) . 
Außerdem ift die Strombauverwaltung berechtigt, gegen Entſchädigung An- 
landungen, Sandbänke, Felſen, Juſeln oder vortretende Uferſtrecken zu beſeitigen, 
ſoweit dies nach dem Regulirungsplau zur Beförderung der Schifffahrt, zur 
Wiederherſtellung des ordentlichen Laufes des Fluſſes, oder im Intereſſe der 
Landeskultur oder der öffentlichen Sicherheit erforderlich iſt?s). Endlich ift das 
Betreten aller Anlandungen, Sandbänke, Sufeln ſowie der Ufer ſelbſt, das 
Setzen von Stations- und Feſtpunktſteinen, ſowie von Schifffahrts- und ſonſtigen 
Merkzeichen, den Beamten und den mit Legitimation verſehenen Beauftragten 
der Strombauverwaltung zu dienſtlichen Zwecken zu jeder Zeit geſtattet?“). 


23) Geſetz vom 20. Auguſt 1883 § 3 Abſ. 1. 

21) Geſetz vom 20. Auguſt 1883 § 3 Abſ. 2. 

25) Geſetz von 20. Auguſt 1883 § 5, Erlaß des Min. d. öff. A. vom 7. September 1883, 
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26) Geſetz vom 20. Auguſt 1883 § 7. 

27) Geſetz vom 20. Auguſt 1883 $ 10. 

25) Geſetz vom 20. Auguſt 1883 $ 8. 

20) Geſetz vom 20. Auguſt 1883 § 11. 


Gegenüber dieſen Rechten der Strombauverwaltung find zu Gunſten der 
Uferbeſitzer einige Einſchränkungen und Vorbehalte gemacht: 

Die Betheiligten ſollen, wenn nicht für das Gemeinweſen von einer Ver— 
zögerung der Ausführung überwiegende Nachtheile zu fürchten ſind, vor Feſt— 
ſtellung der Pläne zur Regulirung öffentlicher Flüſſe gehört werden. Daſſelbe 
gilt von der Abänderung endgültig feſtgeſtellter Plane ?“) und von der Beſeitigung 
von Anlandungen, Felſen und dergleichen ?). 

Die Ausführungsanweiſung ſtellt die bei der Ladung zu beobachtenden 
Förmlichkeiten feſt und beſtimmt, daß über den Termin zur Anhörung der Be— 
theiligten eine amtliche Verhandlung aufzunehmen iſt, die bei Ueberreichung der 
Regulirungspläne an die Reviſtonsbehörde mit vorzulegen ift, und daß über etwaige 
Einwendungen der Lokalbaubeamte ſich gleichzeitig gutachtlich zu äußern hat). 

Das Recht der Strombauverwaltung auf Entnahme von Material und zur 
Ueberfahrt über die Ufergrundſtücke iſt dahin eingeſchränkt, daß beides nicht in 
Anſpruch zu nehmen ift, ſofern das Bedürfniß anderweit ohne unverhältunißmäßige 
Koſten befriedigt werden kann, und daß die Entnahme von Erde ohne Zuſtimmung 
des Uferbeſitzers überhaupt nur inſoweit erfolgen darf, als nicht durch Verringerung 
der beſtehenden Uferhöhe das Uebertreten des Hochwaſſers auf die angrenzenden 
Ländereien beſchleunigt wird. Der Abfluß vorhandener Gräben darf ohne Ge— 
nehmigung der Intereſſenten nicht gehindert werden??). Ueberhaupt muß allen 
Anordnungen der Strombauverwaltung auf Anlage von Stromregulirungswerken, 
für die ein Entſchädigungsanſpruch der Uferbeſitzer beſteht, deren Anhörung voraus— 
gehen?), die in beſtimmten Fällen eine Entſcheidung über den Umfang der Be- 
laſtung verlangen können ??). Der Antrag hierauf hält aber die Ausführung 
nicht auf, wenn Gefahr im Verzuge iſt . 

In Bezug auf die Anlandungen werden die beſtehenden geſetzlichen Grund— 
ſätze über die Rechte der Ufereigenthümer auf dieſelben nicht nur aufrecht er— 
halten?), ſondern auch auf ſolche Aulandungen ausgedehnt, die durch Maßnahmen 
der Strombauverwaltung veranlaßt, ausgebildet oder befeſtigt ſind, mit der 
Maßgabe, daß die der Strombauverwaltung auf dieſelben eingeräumten Rechte 
nur als Dienſtbarkeiten anzuſehen ſind, die ſo weit geduldet werden müſſen, als 
die Zwecke der Stromregulirung erfordern). Keinesfalls darf dem Uferbeſitzer 
die Verbindung mit dem Fluſſe ſelbſt, fo weit das ſeine wirthſchaftlichen Juter— 
effen erfordern, abgeſchnitten werden, und bei der Verpachtung der Nutzungen, 
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die der Strombauverwaltung zeitweiſe zufteht, ift bei gleichem Gebot dem Ufer- 
beſitzer der Vorzug zu geben ). Sobald das von der Strombauverwaltung 
erſtrebte Ziel erreicht ift und ſobald die weitere Fürſorge für die Anlandungen 
ſeitens des Staates aufhört, ſteht dem Uferbeſitzer das Recht zu, ſich gegen 
Erſtattung des Werthes in den Beſitz derſelben zu ſetzen, ſo weit dieſer Werth 
hinter den aufgewendeten Koſten zurückbleibt. Ein Ueberſchuß des Werthes über 
die Koſten braucht nicht vergütet zu werden!)). 

Entſtehen durch die Maßnahmen der Strombauverwaltung Beſchädigungen, 
jo hat der Uferbeſitzer auf Erſatz des Schadens Anſpruch ). Namentlich hat 
der Staat Erſatz zu leiſten für Abſpülungen und Beſchädigungen der Ufer, welche 
durch die Strombauten hervorgerufen werden, auch wenn dieſelben nicht beabſichtigt 
waren, ſofern nicht der Uferbeſitzer die Erfüllung ſeiner Pflicht zum Uferſchutz 
verſäumt hatt). 

Welche Behörden in den einzelnen Fällen, in denen Erſatz- oder Ent- 
ſchädigungsauſprüche feſtzuſetzen find, mitwirken, ift anderweit bei der Erörterung 
der Zuſtändigkeitsverhältniſſe angegeben!“). 


4. Aechtsperhältniſſe der Anlieger der Küfe. 


a) Allgemeine Vorbemerkungen. 


Die Rechtsverhältniſſe der Anlieger an fließenden Gewäſſern ergeben ſich 
im Allgemeinen aus den geſetzlichen Beſtimmungen über die Gewäſſer, ſowie aus 
dem Umſtand, daß ihnen in erſter Linie die Möglichkeit gegeben iſt, das an ihren 
Grundſtücken vorbeifließende Waſſer zu nützen und, ſoweit nicht geſetzliche Ein— 
ſchränkungen oder vertragsmäßige Beſtimmungen entgegenſtehen, andere von 
dieſer Nutzung auszuſchließen, während ſie dagegen auch den Angriffen des 
Waſſers auf ihre Grundftüde vor allen anderen ausgeſetzt und darauf angewieſen 
ſind, ihr Eigenthum gegen dieſe Angriffe zu ſchützen und zu ſichern. Da aber 
ſowohl bei Ausübung des Waſſerbenutzungsrechts als auch bei dem Ergreifen 
von Schutzmaßregeln gegen die Angriffe des Waſſers Maßnahmen nöthig find, 
die den Lauf und bisweilen auch die Beſchaffenheit des Waſſers mehr oder 
weniger beeinfluſſen, und da dieſer Einfluß in der Regel über die Grenzen des 
Grundſtücks hinaus empfunden wird, auf dem die Maßnahme ergriffen iſt, erzeugt 
der Zuſammenhang eines Grundſtücks mit einem fließenden Gewäſſer an ſich 
eine Intereſſengemeinſchaft unter allen Grundſtücksbeſitzern, deren Grundſtücke an 
daſſelbe Gewäſſer anſtoßen, die neben der Einwirkung des öffentlichen Intereſſes 
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überall zur Geltung kommt und eine Fülle von rechtlichen Beziehungen dem 
öffentlichen Leben wie den Privaten gegenüber bedingt, 

Die Mehrzahl dieſer Rechtsverhältniſſe ift durch die Ausführungen über 
die Geſetze bezüglich der Vorfluth“), der Benutzung der Privatflüſſe“), des 
Oeichweſens ?“), der Genoſſenſchaftsbildung!“) und der Befugniſſe der Strom- 
bauverwaltung!s) klargeſtellt. Der beſonderen Erwähnung bedürfen aber noch 
die Beziehungen der Beſitzer von Ufergrundſtücken zu den Beſitzern ſolcher Grund— 
ſtücke, die im Niederſchlags- und Ueberſchwemmungsgebiet deſſelben Flußlaufs 
liegen, ohne denſelben zu berühren, zur Uferbaulaſt und zur Räumungspflicht, 
welche letztere zwar in den Beſtimmungen über die Vorfluth mit erwähnt, aber 
nirgend überſichtlich und erſchöpfend behandelt iſt. 


p) Beziehungen der Anlieger der Flüſſe zu anderen Grundſtücksbeſitzern. 


Im Allgemeinen ſind die rechtlichen Beziehungen der Beſitzer von Grund— 
ſtücken, die im Niederſchlags- und Ueberſchwemmungsgebiet eines Waſſerlaufs 
liegen, denſelben aber nicht berühren, in der Geſetzgebung wenig oder gar nicht 
beachtet. Sie kommen nur inſoweit in Betracht, als die Beſitzer berechtigt ſind, die 
in den Nachbargrundſtücken befindlichen, in den Fluß mündenden Gräben als Vor— 
fluthgräben zu benutzen und, bei dem Mangel ſolcher Waſſerzüge, deren Anlegung 
zum Zweck der Entwäſſerung ihrer Grundſtücke zu verlangen. Außerdem giebt 
das Deichrecht den Behörden das Recht und die Möglichkeit, ſolche Grundſtücke 
zu den Deichlaſten heranzuziehen. Im Uebrigen aber beſtehen keine rechtlichen 
Beziehungen der Beſitzer ſolcher Grundſtücke aus Anlaß ihrer Beziehungen zu 
dem Waſſerlauf, weder unter einander, noch Dritten gegenüber. Insbeſondere 
fehlt ihnen, abgeſehen von der Genoſſenſchaftsbildung, jedes Mittel, eine Ein— 
wirkung auf den Zuſtand des Flußlaufs auszuüben, da ſie von der Mitbenutzung 
grundſätzlich ausgeſchloſſen ſind “e), und da die Ueberwachung der Vorfluth der 
Polizei überwieſen ift5%), deren pflichtmäßigem Ermeſſen es überlaſſen ift, ob fie 
einem an ſie gerichteten Antrage auf Räumung eutſprechen will, und die dieſe 
Frage einzig und allein aus Gründen des öffentlichen Wohles zu entſcheiden hat, 
nicht unter Berückſichtigung des Privatintereſſes der einzelnen Grundbeſitzer im 
Niederſchlags- und Ueberſchwemmungsgebiets:). Dagegen ſind die Uferbeſitzer 
nicht in der Lage, wenn ſie Flußregulirungen, Uferbauten oder ſonſtige Ein⸗ 
richtungen vornehmen, die den Beſitzern des ganzen Thalgebiets zu Gute kommen, 
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die anderen Beſitzer mit zu den Koſten heranzuziehen. Dieſem Rechtszuſtande iſt 
es hauptſächlich zuzuſchreiben, daß fih die Nebenflüffe der Oder in Schleſien 
durchweg in einem recht verwahrloſten Zuftande befinden. 

Der einzige Weg, der bisher zur Erreichung einer Beſſerung durch gemein— 
ſchaftliches Vorgehen möglich war, ift der der Genoſſenſchaftsbildungse). Da aber 
ein Beitrittszwang nur für die Bildung von Be- und Entwäſſerungsgenoſſen⸗ 
ſchaften gegeben ift, fo ift, trotz mancher erfreulicher Schöpfungen auf dieſem 
Gebiet, der Erfolg doch kein durchgreifender geweſen, weil die Herſtellung der 
Flußläufe immer nur nebenſächlich, als Mittel zum Zweck, behandelt werden 
konnte und weil umfaſſende, einen ganzen Flußlauf berührende Einrichtungen 
nicht auf Grund der Genoſſenſchaftsbildung zu erlangen waren, mit Rückſicht 
darauf, daß Geuoſſenſchaftsgebiete herausgegriffen werden mußten, die durch das 
gemeinſchaftliche Intereſſe an einer Ent- oder Bewäſſerungsanlage oder an beiden 
verbunden waren, nicht durch das Intereſſe der Regulirung eines ganzen Fluß— 
laufs zum Nutzen des ganzen Niederſchlags- und Ueberſchwemmungsgebiets. 

So find überall nur Flußſtrecken, uirgend ganze Flußläufe regulirt und 
außerhalb dieſer Strecken die Uferbeſitzer ohne Zuſammenhang verblieben mit 
denen, die oft ein größeres Intereſſe an der Unterhaltung des Flußlaufs haben, 
als die zur Unterhaltung im Vorfluthintereſſe Verpflichteten. 

Aehnlich wie an den Nebenflüſſen, liegen die Verhältniſſe an der Oder 
ſelbſt, deren Unterhaltung dem Staat im Schifffahrtsintereſſe obliegt. Die Geſetz— 
gebung berückſichtigt auch hier überall nur die Uferbeſitzer und nimmt keine Rückſicht 
auf die ſonſtigen unter dem Einfluß der Oder ſtehenden Grundſtücke. In Bezug 
auf die Ufergrundſtücke aber ſind lediglich die Verpflichtungen feſtgeſetzt, die deren 
Beſitzern gegenüber der Strombauverwaltung obliegen s)), ohne daß für eine Drga- 
niſation derfelben unter einander und mit den ſonſt Betheiligten der Boden 
geſchaffen iſt. 


c) Uferunterhaltungslaſt. 


Der Waſſerſchutz, ſoweit er die Sicherung vor dem Angriffe der Waſſer⸗ 
maſſe auf die Ufer bezweckt, welche die fließenden Gewäſſer einſchließen, 
wird durch den Uferbau gewährt und fol den Abbruch der Ufer und die 
damit verbundene Zerſtörung der das Waſſer zunächſt begrenzenden Grund— 
ſtücke verhindern. Der Schutz des einzelnen Grundſtücks berührt zunächſt das 
Jutereſſe des Ufereigenthümers und führt dazu, im Allgemeinen die Ufer⸗Unter⸗ 
haltung in das freie Ermeſſen deſſelben zu ſtellen, der zu erwägen hat, ob die 
Koſten etwaiger Schutzanlagen dem Werth des zu ſchützenden Grundſtücks ent⸗ 
ſprechen. Die bisherige Rechtsbildung hat den Verhältniſſen des Uferbaues ſo 
wenig Beachtung geſchenkt, daß da, wo zur Wahrung weiterer Intereſſen einem 
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Uferbau ſtaatlicher Schutz gewährt wird, Schwierigkeiten entſtehen, welche im Weſent— 
lichen auf dem Maugel an geſetzlichen Beſtimmungen beruhen, die das Recht der 
Ufereigenthümer gegenüber den Eigenthümern der mehr landein belegenen Grund- 
ſtücke regeln. Das Gemeine Recht geht von der Annahme aus, daß ſich die Ufer 
ſowohl der ſchiffbaren wie der nicht-ſchiffbaren Flüſſe in der Regel im Privat- 
eigenthum befinden und daß die Eigenthümer nur infolge der öffentlichen Eigen— 
ſchaft des Waſſers ſich Beſchränkungen und Laſten gefallen laſſen müſſen, zu 
denen auch der Waſſer- und Uferbau in gewiſſem Umfange gehört“). Es geht 
in dieſem Punkt bereits über die römiſch-rechtliche Auffaſſung hinaus, die über- 
haupt nur eine Befugniß der Anlieger zur Befeſtigung des Ufers Anſtalten 
zu treffen anerfennt ë). Erſt mit der Anerkennung, daß das Intereſſe an der 
Ausnutzung des Waſſers ein „öffentliches“ iſt, beginnt die ſtaatliche Ueber— 
wachung, die ſich naturgemäß immer nur auf die Gewäſſer bezog, welche nach der 
jeweiligen Anſchauung als öffentliche angeſehen wurden. Das Privatrecht hat 
ſich daher damit begnügt, die rechtlichen Beziehungen der Uferbeſitzer nur in 
wenigen Sätzen zu ordnen und iſt auf die öffentlichen Intereſſen garnicht ein— 
gegangen, hat vielmehr deren Wahrung, ſoweit ſie die Sicherheit der Ufer be— 
rühren, dem Sonderrecht überlaſſen, das in vereinzelten Ordnungen mit örtlich 
beſchränkter Gültigkeit den Uferbeſitzern gewiſſe Verpflichtungen auferlegte“). An 
der Oder hat ſich ein Bedürfniß nach einer geſetzlichen Regelung der Uferbaulaſt 
nur im oberen Theile herausgeſtellt. Der untere Lauf, von der Mündung 
aufwärts etwa bis Schwedt, durchzieht mit äußerſt ſchwachem Gefälle ein 
weites Wieſenthal, in dem ein Bedürfniß nach Uferſchutz bisher noch nicht dring— 
lich hervorgetreten ift. Auch von da aufwärts durch den größten Theil der Marken 
durchfließt die Oder faſt nur Bruchland, das frühzeitig durch Einpolderungen, 
auf der Grundlage feſtgefügter Verbände, Einrichtungen erhalten hat, die geſetz— 
liche Maßnahmen über den Uferſchutz erübrigten, um ſo mehr, als nach Aus— 
führung der Flußregulirung die Oderſtrombauverwaltung die Buhnen und Ufer 
im Intereſſe der Fahrrinne unterhält und dadurch zugleich den Abbruch der 
Ufer und ein Unterſpülen der Deiche verhindert. Um ſo dringlicher trat das 
Bedürfniß für den oberen Lauf der Oder hervor, wo der Waſſerlauf vielfach 
neben der Schifffahrt Landeskulturintereſſen dient. Hier war die Uferunter— 
haltungslaſt bereits durch die „Ufer-, Ward- und Hegungsordnung für Schleſien 
und die Grafſchaft Glatz“ vom 12. September 1763 ſehr eingehend geordnet 
worden?“). Das Allgemeine Landrecht hat dann, unter Aufrechterhaltung der 
vorbezeichneten Ordnung?), an Stelle der bis dahin angewendeten gemeinrecht— 
lichen Rechtssätze einige ausdrückliche Vorſchriften gegeben, die aber im Weſent— 
lichen nur den römiſch-rechtlichen Grundſatz beſtätigen, daß jeder Anlieger eines 


> Endemann, das ländliche Waſſerrecht S. 20. 
5) Dig. 43. 15. De ripa munienda. 

5) Bluntſchli, $ 80. 

57) Korn, Edikten⸗Sammlung B. 7 S. 412. 

58) A. L. R. Einl. § 61. 
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Fluſſes berechtigt ift, fein Ufer zu ſchützeuss), ohne für das Recht und die 
Pflicht zum Uferbau maßgebende Geſichtspunkte zu gewähren do). Mit Rückſicht 
auf die öffentlichen Intereſſen, welche ſich an die ordnungsmäßige Erhaltung der 
Ufer knüpfen, hat ſich bezüglich der Oder in Schleſten, ſoweit deren Schiffbarkeit 
reicht, ein beſonderer Geſchäftsgebrauch herausgebildet, der auch noch aufrecht er— 
halten worden iſt, nachdem die Befugniſſe der Strombauverwaltung gegenüber 
den Uferbeſitzern an den öffentlichen Strömen durch das Geſetz vom 20. Auguſt 
1883 im ganzen Staate einheitlich geregelt und die Ufer-, Ward- und Hegungs⸗ 
Ordnung aufgehoben worden iſt, während es in Anſehung der nicht-ſchiffbaren 
Flüſſe bei dem Recht der Uferbeſitzer, ihr Ufer zu ſchützen, bewendet. 

Es wird bezüglich jedes einzelnen Falls unterſchieden, ob das Schifffahrts— 
intereſſe bei Sicherung einer Uferſtrecke in Frage kommt, namentlich ob es ſich 
um die Ergänzung und Unterhaltung beſtehender Uferbauwerke handelt, deren 
Unterhaltung nach den Reglements vom 14. Juni 1879 beziehungsweiſe vom 
22. Januar 1889 der Oderſtrombauverwaltung obliegt. Ju ſolchen Fällen hat 
die Oderſtrombauverwaltung einzutreten und auch die Koſten der im Schiff— 
fahrtsintereſſe auszuführenden Uferbauten auf die ihr zur Verfügung ſtehenden 
Fonds zu übernehmen), 

Liegt für die Oderſtrombauverwaltung keine Veranlaſſung vor, ein ſchad— 
haft gewordenes Ufer mit ihren, ausſchließlich zur Beförderung des Schifffahrts— 
intereſſes beſtimmten Fonds auszubeſſern, dann ift weiter zu prüfen, ob ſouſt 
ein öffentliches Intereſſe in Frage kommt. Trifft dies zu, ſo iſt vom ſtrom⸗ 
polizeilichen Standpunkte aus gegen die Anlieger öffentlicher Ströme ein— 
zuſchreiten, welche die ordinäre” Unterhaltung der Ufer unterlaſſen. Die 
Ortspolizeibehörde iſt niemals zuſtändig, wenn es ſich um den Uferbau und 
die Sicherung der Abflußverhältniſſe in einem ſchiffbaren („öffentlichen“) Fluſſe 
handelte). Die Befugniß aber, gegen den Aulieger einzuſchreiten, der die 
ordinäre Unterhaltung der Ufer unterlaſſen hat, folgt, nach Aufhebung der Ufer: 
Mard- und Hegungs-Ordnung vom 12. September 1763, lediglich aus § 63 
Titel 15 Theil II des Allgemeinen Landrechts, das neben dem Geſetz vom 
20. Auguſt 1883 unverändert fortbeſteht, weil aus der Begründung dieſes Ge— 
ſetzes hervorgeht, daß die Uferbaulaſt planmäßig von der geſetzlichen Regelung 
durch dieſes Geſetz ausgeſchloſſen ift"). Da nun ſowohl von den Gerichten“) 
wie von den Verwaltungsbehörden ſtets angenommen worden ift, daß § 63 a. a. O. 
eine Verpflichtung der Uferbeſitzer zur ordinären Befeſtigung der Ufer an den 


59) A. L. R. I. 9 § 229. 

60) Ebenda und II. 15 §§ 63 ff. 

61) A. L. R. Theil II. Titel 15 § 79. 

62) Erk. des Ob.⸗Verw.⸗Ger. vom 20. Februar 1893 und 30. Mai 1879, Entſch. B. 24 
S. 250, B. 2 S. 281. 

63) Druckſachen zu den Verhandlungen des Abgeordnetenhauſes 1881/83 II. III. IV. 

60 Entſch. des vormaligen Ober⸗Tribunals vom 21. März 1854 (Archiv für Rechtsfaͤlle 
B. XII S. 265) und vom 22. Mai 1856, Entſch. B. 33 S. 147. 
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ſchiffbaren Flüſſen eingeführt hat, und daß dieſe Verpflichtung auch nicht durch 
das Deichgeſetz vom 28. Januar 1848 geändert worden ift, kann an fih über 
die Anwendbarkeit des Geſetzes kein Bedenken entjtehen, wohl aber über die 
Grenze, bis zu welcher ein Einſchreiten der Polizeibehörde ſtattfindet, das ledig- 
lich in der Wahrung öffentlicher Intereſſen ſeine Begründung findet und niemals 
zur Wahrung rein privater Intereſſen und zum Schutz privatrechtlich begründeter 
Auſprüche erfolgen darf. Die Beſtimmung dieſer Grenze bleibt unter allen Um- 
ſtänden dem pflichtmäßigen Ermeſſen der Behörde ſelbſt überlaſſen. Lehnt die 
Polizeibehörde es ab, in einem beſtimmten Falle gegen die Folgen vorgekom— 
mener Uferbeſchädigungen einzuſchreiten, dann bleibt den Beſchädigten, die ein 
Recht auf Schadenerſatz oder Wiederherſtellung der Ufer zu haben glauben, nur 
der Rechtsweg. 

In jedem Falle find die betheiligten Behörden bemüht geweſen, die Ufer— 
baulaſt au der Oder, die eine ſchwere Belaſtung der Uferbeſitzer darſtellte, nach 
Kräften zu erleichtern und haben überall da, wo ein Landeskulturintereſſe nachzu— 
weiſen war, aus den Landesmeliorationsfonds, wo Billigkeitsrückſichten anerkannt 
wurden, aus ſonſtigen Fonds, namentlich aus dem im Jahre 1854 aus frei 
willigen Beiträgen für die durch die Oderüberſchwemmungen Geſchädigten ge— 
bildeten, ſogenannten Kollektenfonds,“) den Pflichtigen reichliche Zuwendungen 
zu machen. 

Die Thatſache aber bleibt beſtehen, daß der § 63 Titel 15 Theil II des 
Allgemeinen Laudrechts die einzige Geſetzesſtelle iſt, die eine Uferunterhaltungs— 
laſt feſtſtellt, und daß dieſe Feſtſtellung lediglich auf den ſchiffbaren Theil 
der Oder, Warthe und Netze zu beziehen iſt, während im Uebrigen, alſo 
namentlich bei allen nicht⸗ſchiffbaren Nebeuflüſſen des Stromes, eine geſetzliche 
Pflicht zur Unterhaltung der Ufer überhaupt nicht bezw. nur innerhalb der 
Grenzen der Räumungspflicht beſteht. Die Uferunterhaltungslaſt aber, ſoweit ſie 
geſetzlich beſteht, kaun unter Umſtänden zu einer unerſchwinglichen Laſt des Ufer— 
beſitzers werden, der eben für ſich allein verpflichtet iſt, ohne Rückſicht auf den 
Werth des belaſteten Grundſtücks und namentlich ohne Rückſicht darauf, wem 
die Aulage von Nutzen iſt. Wie ſchwer dieſe Laſt vielfach empfunden iſt, dafür 
ſpricht die Thatſache, daß die Königliche Regierung in Liegnitz ſich im Jahre 1834 
zu einem Erlaß veranlaßt ſah, wonach die Pflicht zur Deckung und Herſtellung 
abgebrochener Oderufer durch Abtretung einzelner Theile des Grundſtücks dem 
ganzen urſprünglich belaſteten Grundſtück nicht abgenommen werden darf). Der 
Erlaß ift mit der Aufhebung der Ufer⸗, Ward- und Hegungs-Orduung hinfällig 
geworden, da nach allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen jedem Eigenthümer 
freiſteht, ſein Grundſtück zu derelinquiren. 

Dieſer dem Bedürfniß wenig entſprechenden Uferunterhaltungslaſt ſteht, wie 


6) Unten 1 5b. Amtsblatt für Breslau 1878 S. 178. 
6% R.D. vom 9. Mai 1834, v. Kamptz, Annal. B. 18 S. 545. 
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im Eingange dieſes Abſchnitts erwähnt, ein allgemeines Uferunterhaltungsrecht 
gegenüber, das nur in folgenden Punkten beſchränkt iſt. 

Durch die Uferbefeſtigungen darf dem freien Ablauf des Waſſers niemals 
ein Eintrag geſchehen. In öffeutlichen Flüſſen darf auch die Schifffahrt und 
Flößerei nicht beeinträchtigt werdens“). Uferbefeſtigungen, die das Eutſtehen von 
Anlandungen befördern, follen nicht über die nothwendigſten Grenzen ausgedehnt 
werden“). Sobald die Anlagen aber über die bloßen Uferbefeſtigungen hinaus- 
gehen und zu Waſſerbauten ausgedehnt werden, darf fremdes Eigenthun durch 
dieſelben nicht gefährdet werden, ſo lange andere Befeſtigungsmittel möglich 
ſind 6); auch ift zu deren Ausführung in den öffentlichen Strömen gemäß $ 62 
Th. II Tit. 15 des Allg. Landrechts die landespolizeiliche Genehmigung erforderlich, 
und der Staat ift nach dem Geſetz vom 20. Auguſt 1883 allen Uferbeſitzern gegen- 
über berechtigt, ſolche Regulirungen jederzeit im öffentlichen Intereſſe ſelbſt— 
ſtändig in Angriff zu nehmen und durchzuführen. Auch Anpflanzungen, die durch 
Bildung allmählicher Verlandungen den Ufern Schutz gewähren, dürfen in öffent— 
lichen Gewäſſern ohne ſtaatliche Erlaubniß nicht vorgenommen werden d). 


d) Anlandungen und Uferabbrüche. 


Nach der Auffaſſung des Allgemeinen Laudrechts gehören die Ufer der 
fließenden Gewäſſer in der Regel den Eigeuthümern der angrenzenden Grund- 
ſtücke und ſind, wie dieſe, dem Eigenthumsrecht unterworfen. Zum Aus— 
druck gebracht ift diefe Annahme nur bezüglich der öffentlichen Ströme !); und 
als Folge hiervon iſt bei den Beſtimmungen über das Eigenthum feſtgeſetzt, 
daß in Nüdfiht der öffentlichen Ströme, abgeſehen von der ſtaatlichen Aufſicht 
über Bauten an denſelben, die Einſchränkungen der Rechte des Eigenthümers in 
dem Titel von den Regalien des Staats zu behandeln ſind. Dort aber ſind 
den Uferbeſitzern nur ſolche Beſchränkungen auferlegt, die im Verkehrsintereſſe 
nöthig erſcheinen und zwar unter Vorbehalt eines Erſatzauſpruchs für eintretende 
Beſchädigungen ). 

Bezüglich der Privatflüſſe iſt eine ausdrückliche Beſtimmung, wer Eigen— 
thümer der Ufer iſt, nicht getroffen. Daß aber auch hier angenommen iſt, 
die Ufer der Privatflüſſe gehören der Regel nach den Eigenthümern der un— 
mittelbar daranſtoßenden Grundſtücke, folgt daraus, daß an den nicht⸗ſchiffbaren 
Privatflüſſen überhaupt ein Privateigenthum angenommen wird. In Frage 
kann dieſes Eigenthum am Ufer jedoch nur dann kommen, wenn Fluß und Ufer 
im Eigenthum verſchiedener Perfonen fih befinden, ein Fall, den das Preußiſche 


67) A. L. R. Theil Titel 8 §§ 99. 100, Theil II Titel 15 § 61. 
68) Ebenda Theil I Titel 9 §§ 240. 241. 

09) Ebenda Theil 1 Titel 9 §§ 229. 230 ff, 240 ff. 

70) Ebenda Theil Titel 9 § 237. 

71) Ebenda Theil II Titel 15 § 55. 

73) Ebenda Theil 1 Titel 8 § 98, Theil II Titel 15 §§ 57. 58. 60. 
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Privatflußgeſetz als möglich annimmt”), und der in Schleſien auf Grund des 
hier geltenden Auenrechts oft vorkommt, weil auf Grund der älteren guts— 
herrlich-bäuerlichen Verhältuniſſe angenommen wird, daß der Gutsherr Eigen— 
thümer aller der Grundſtücke iſt, an deuen ein ausdrücklicher Akt der Eigen— 
thumsübertragung nicht ſtattgefunden hat. In dieſem Sinne werden die Eigen— 
thümer der Privatflüſſe und die Uferbeſitzer an Privatflüſſen nebeneinander 
genannt. 

Die Praxis unterſcheidet nicht immer ſtreng zwiſchen Bett und Ufer, deren 
Rechtsverhältniſſe durchaus verſchieden find”). In der Regel wird angenommen, 
daß das Bett nicht weiter reicht, als der gewöhnliche Waſſerſtand, d. h. das 
Jahresmittel der Waſſerſtände, in deſſen Höhe das eigentliche Ufer beginnt. 
Jufolge der unaufhörlichen Bewegung des Waſſers aber ſind Bett und Ufer der 
fließenden Gewäſſer häufigen Veränderungen durch Juſelbildungen, Verlan— 
dungen, Abbrüche und Anlandungen unterworfen, wodurch eigenartige Rechts— 
verhältniſſe entſtehen. 

Nach den landrechtlichen Grundſätzen ſteht an öffentlichen Strömen den 
Uferbeſitzern das erſte Recht zu, Juſeln in Beſitz zu nehmen, die im Fluſſe neu 
entſtehen “?). Daſſelbe gilt von Privatflüſſen 7%), ſofern Ufer und Bett derſelben 
in dem Eigeuthum verſchiedeuer Perſonen ſtehen?ꝰ). Das Recht der Ufereigen— 
thümer auf die Inſeln im Fluß von der Beſitzergreifung abhängig zu machen), 
iſt eine beſondere Beſtimmung des Landrechts, die weder dem Römiſchen noch dem 
Deutſchen Recht entſpricht. Denn nach Römiſchem Recht geſchieht die Erwerbung 
mit der Entſtehung der Inſel von ſelbſt ), während fie nach Deutſchem Recht, 
wenigſteus in den öffentlichen Flüſſen, für den Landesherrn in Anſpruch genommen 
wurde. Das Recht des Uferbeſitzers zur Beſitzergreifung reicht ſoweit, als ſich 
der Beſitz am Waſſer entlang zieht und an jeder Stelle des Fluſſes bis zur 
Mitte des Flußbetts. Die dieſe Mitte bildende Linie grenzt den Anſpruch der 
gegenüber liegenden Ufereigenthümer ab se). Durch die Inſel wird das Bett des 
Fluſſes getheilt, und es entſtehen an Stelle des einen nunmehr zwei ſelbſtſtändige 
Stromläufe, auf deren jeden die Beſtimmungen ſelbſtſtändig Anwendung finden, 
welche die Rechtsverhältuiſſe des Waſſers, des Betts und der Ufer im Allgemeinen 
regeln. Der Erwerber der Inſelufer tritt daher zum Theil in diejenigen Rechte 
und Pflichten ein, welche vordem ausſchließlich von den Beſitzern der Ufer des 
feſten Landes geübt und getragen wurden. Da die Beſitzergreifung Voraus— 
ſetzung des Eigenthumserwerbs iſt, zu der das Geſetz dem Uferbeſitzer nur ein 


73) Geſetz vom 28. Februar 1843 § 1. 

7) Entſcheidungen des vormaligen Ober-Tribunals vom 22. März 1857, Striethorſt, 
Archiv B. 33 S. 90, und vom 4. Nopember 1859, Entſcheidungen B. 42 S. 56. 

78) A. L. R. Theil l Titel 9 §§ 244. 246. 

76) Ebenda § 245. 

*) Ebenda Theil 11 Titel 15 § 67, Theil ! Titel 9 § 244. 

18) Ebenda Theil! Titel 9 § 296. 

19) J. 7 83, J. 56 pr. D. 41. 1. § 22 J. II. 1. 

80) A. L. R. Theil 1 Titel 9 88 247 ff. 


Vorrecht einräumt, kann, wenn der Uferbeſitzer von ſeinem Recht keinen Gebrauch 
macht, der Eigenthumserwerb auch von einem Dritten durch Vermittlung des 
Staates oder durch Erſitzung während eines ununterbrochenen dreijährigen Beſitzes 
geſchehen ). Wo das Waſſer in dem Bette zurücktritt, jo daß Verlandungen ent- 
ſtehen, oder wo das Waſſer durch Aulandungen das Ufer erweitert, da fällt der 
bloßgelegte oder neu entſtandene Boden an den Flußufern den Eigenthümern der- 
jenigen Uferſtrecken zu, die dadurch eine Erweiterung erfahren. Das Eigenthum 
des einzelnen Uferbeſitzers, das, ſoweit es ſich um natürliche Vorgänge und nicht 
um die Folgen menſchlicher Einwirkung handelt, von ſelbſt, ohne beſondere Beſitz— 
ergreifung erworben wird, reicht ſoweit, als ſein Ufer ſich ausdehnt, in das Bett 
hinein auch über die Mitte des Fluſſes hinaus. Nur dann, wenn das Verlanden 
ſich über das ganze Bett des bisherigen Waſſerlaufs ausdehnt, fällt das vom 
Waſſer verlaſſene Land deu Beſitzern beider Ufer in gleicher Weiſe nach der 
Länge ihrer Uferſtrecken und nach der Breite zu, die das Bett an jeder Stelle 
beſitzts?). Soll aber ein Flußbett durch Verkrippungen oder andere dergleichen 
Anſtalten verengt oder zugelandet werden, dann iſt nicht nur eine Beſitznehmung 
erforderlich, ſondern die Grundbeſitzer müſſen auch, wenn ſie von dieſem Recht 
Gebrauch machen wollen, nach Verhältniß ihrer Antheile an dem gewonnenen 
Lande zu den Arbeiten und Koſten der Ausführung beitragen ss). Dieſe land— 
rechtlichen Beſtimmungen find in Anſehung der öffentlichen Flüſſe durch das Geſetz 
vom 20. Auguſt 1883 vielfach ergänzt und erweitert worden ). Löſt das Waſſer 
durch Abbruch einen Theil des Ufers los, ſo bleibt das Eigenthum des los— 
geriſſenen Stücks dem früheren Eigenthümer, auch wenn es ſich nur als Inſel 
im Flußbett erhält. Legt es ſich aber an ein fremdes Ufer an, bleibt dem vorigen 
Eigenthümer das Recht, ein ſolches Stück wegzunehmen, noch ein Jahr vor— 
behalten. Nach Ablauf dieſer Friſt ift der Eigenthümer des dadurch verbreiterten 
Ufers befugt, fi) das angelegte Stück durch Beſitzergreifung zuzueignen 55). 
Wenn endlich das Waſſer durch Ueberſtrömung eines Theils des bisher 
trockenen Landes das Flußbett erweitert oder verändert, dann kann wegen einer 
bloßen Schmälerung oder Erweiterung des Flußbetts, welche durch die Natur 
ſelbſt veranlaßt worden, keinerlei Vergütung gefordert werdens“). Nur wenn der 
Strom ſich einen neuen Weg geſucht hat und ſein altes Bett dadurch gänzlich 
verlandet, haben die Eigenthümer der verlaſſenen Strecke des Betts die Pflicht, 
nach ihrer Wahl den durch den neuen Stromlauf geſchädigten Beſitzern das ihnen 
zugefallene verlaſſene Bett zu überlaſſen, oder bis zu dem Werthe des Betts 
dieſelben anderweit ſchadlos zu halten s)). Hat dagegen der Staat durch ver- 


8) A. L. R. Theil I Titel 9 § 254 ff. 

62) A. L. R. §§ 225, 265 ff. 

83) Ebenda §§ 263. 264. 

81) Oben I 3b 5. 

85) A. L. R. Theil I Titel 9 §§ 223. 224. 
86) Ebenda § 274. 

87) Ebenda $ 271. 
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anlaßte Durchſtiche einem öffentlichen Strome einen anderen Lauf angewieſen, 
ſo iſt er in allen Fällen berechtigt, über das verlaſſene Bett Verfügung zu treffen. 
Er muß aber die durch eine ſolche Anlage Geſchädigten vollſtändig entſchädigen “. 
Die Ausmittlung der Entſchädigungen erfolgt im Enteignungsverfahrens ), 
mittelſt deſſen Grundeigenthum aus Gründen des öffentlichen Wohles gegen 
vollſtändige Entſchädigung entzogen oder beſchränkt werden kann. 


e) Der Leinpfad. 


Der Leinpfad iſt derjenige Theil des Ufers eines ſchiffbaren Fluſſes, auf 
welchem durch Menſchen und Thiere Schiffe gezogen werden können. Die Eigen— 
thümer der Ufer öffeutlicher Flüſſe ſind geſetzlich verpflichtet, den zur Einrichtung 
des Leinpfades erforderlichen Theil des Ufers herzugeben und können dafür keine 
Entſchädigung verlangen?). Denn das Geſetz beſtimmt, daß die Eigenthümer 
der Ufer öffentlicher Flüſſe den Schifffahrenden nicht wehren dürfen, ſich des 
Leinpfades zu bedienen, daran zu landen, die Schiffe zu befeſtigen und im Noth— 
falle die Ladung eine Zeit lang am Ufer auszuſetzen?!). Nur wenn das Ufer 
ſelbſt oder deſſen Befeſtigungen durch dieſe Benutzung beſchädigt oder dem 
Eigenthümer des Ufers die Nutzung an demſelben dadurch ganz entzogen oder doch 
geſchmälert wird, ift ihm der Urheber des Schadens erſatzpflichtig??). Dieſelben 
Beſtimmungen finden Anwendung auf die Holzflößerei. Demgemäß hat auch die 
Rechtsſprechung angenommen, daß Holzflöße in öffentlichen Strömen längere 
Zeit liegen dürfen. Dagegen iſt in dem Floßrecht nicht die Befugniß ein— 
begriffen, das Floßholz im Winterhafen feſtzulegen ??). Inwieweit dieſe zunächſt 
nur für die öffentlichen Ströme gegebenen Beſtimmungen auf ſolche nicht ſchiff— 
baren Privatflüſſe Anwendung finden, deren Eigenthümer vom Staat genöthigt 
ſind, das Holzflößen darin zu geſtatten, iſt im Geſetz nicht zum Ausdruck gebracht. 
Jedenfalls iſt bei Feſtſtellung der den Eigenthümern zu gewährenden Entſchädi— 
gung diefe Belaſtung zu berückſichtigen ?!); auch dann, wenn Bett und Ufer des 
Fluſſes Eigenthum verſchiedener Perſonen ſind. 


1) Landungsplätze. 


Die Fürſorge des Staats für die Waſſerſtraße erſtreckt ſich im Allgemeinen 
auch darauf, daß geeignete Plätze zum Landen, Bergen und Verladen der Fahr— 


83) A. L. R. Theil II Titel 15 §§ 20. 71. 
60) Geſetz vom 11. Juni 1874 über die Enteignung von Grundeigenthum, Geſetz-Samm⸗ 
lung S. 221. 


90) Erkenntniß des vormaligen Ober-Tribunals vom 9. März 1849, Entſcheidungen 
B. 17 S. 374. 

91) A. L. R. Theil II Titel 15 $ 57. 

92) Ebenda $ 58. 

9) Ebenda $ 60. 

2) A. L. R. Theil II Titel 15 88 42. 43. 
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zeuge und Flöße vorhanden find”). Dies ift auch für die zur Hergabe des 
Leinpfades Verpflichteten von Intereſſe, deren Laft durch geeignete Vorrichtungen 
der gedachten Art erleichtert wird. Demgemäß find bereits früher Güterverladungs- 
Oderuferplätze angelegt worden, namentlich bei Glogau und Küſtrin. Später 
ſind ſolche Plätze auch an der Oberen Oder angelegt, insbeſondere bei Brieg, 
Groß-Schimnitz, Schalkowitz, Koſel. Für die Benutzung dieſer Uferladeſtellen 
werden Gebühren nach beſtimmten Tarifen erhoben. Nach Maßgabe dieſer Tarife 
handelt es ſich nicht ſowohl um die Erhebung von Abgaben für die Benutzung 
einer für Handel und Schifffahrtszwecke hergerichteten Anlage, ſondern lediglich um 
eine Abgabe, welche als Erſatz für die bei Güterverladungen an den gewöhnlichen 
Stromufern verurſachten Beſchädigungen dient. Demgemäß iſt für die Erhebung 
dieſer Gebühr nicht der Umfang des Schiffsverkehrs maßgebend d), ſondern 
lediglich der Bedarf, und es iſt der Tarif deshalb immer nach Ablauf einiger 
Jahre, im Hinblick darauf, daß der Ertrag der Abgabe die zur Unterhaltung und 
gewöhnlichen Herſtellung der Ufer erforderlichen Koſten nicht überſteigen darf, 
von neuem zu prüfen und der Ertrag aus der Erhebung mit den Koſten zu 
vergleichen, die durch Beſeitigung der Beſchädigungen der Oderufer entſtehen, 
welche dieſe durch die Benutzung der Ladeſtellen zur Güterverladung erleiden. 
Die Feſtſtellung der Tarife erfolgt nach den Allerhöchſten Erlaſſen vom 4. Sep— 
tember 1882 und 31. Dezember 189497) ſowie den Miniſterial-Erlaſſen vom 
18. Dezember. 1882, vom 31. Mat 1883 und 30. März 1895. Sie wird durch 
den Miniſter der öffentlichen Arbeiten unter Mitwirkung des Finanzminiſters 
bezw. bei Hafenanlagen des Miniſters für Handel und Gewerbe bewirkt, inſoweit 
nicht eine Uebertragung der Befugniſſe auf den Ober-Präſidenten oder den 
Regierungs-Präſidenten erfolgt iſt. (Vergl. S. 77.) 


g) Die Ueberfahrten. 

Das Recht, gewerbsmäßig, das heißt zum Zweck der Gewinnerzielung und 
mit der Abſicht der Wiederholung, den Perſonen- und Güterverkehr von einem 
Ufer des Fluſſes an das andere zu vermitteln, gilt nicht als ein Ausfluß des 
Jedermann zuſtehenden Gebrauchs des Gewäſſers für Verkehrszwecke. Das ge— 
werbsmäßige Ueberſetzen bedarf aus verſchiedenen Gründen einer anderen rechtlichen 
Behandlung als die ſonſtige Fahrt?). Zunächſt find zu dem Betriebe einer 
ſolchen ſtändigen Fähre in der Regel beſondere Anlagen am Ufer, im Fluß und 
an den Halteplätzen erforderlich, die einer ſtaatlichen Aufſicht bedürfen. Dann 
find die Fähren der Regel nach im Zuge öffentlicher Wege belegen und gewiſſer— 
maßen, wie die Brücken, Theile dieſer Wege. Da nun der freie Gebrauch der 
öffentlichen Wege einem Jeden zum Reiſen und Fortbringen ſeiner Sachen ge— 


95) Der Rheinſtrom S. 332. 

90) Erlaß des Miniſters der öffentlichen Arbeiten und des Finanzminiſters vom 28. März 
1887 III 5215 I. Ang. / III 3035. 

97) Geſetz⸗Samml. S. 360, bezw. S. 43. 

98) Der Rheinſtrom S. 332. 
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ſtattet ift und überdies bei einzelnen Straßen der Staat für die Unterhaltung 
der Sicherheit und Bequemlichkeit derſelben zu ſorgen hat, während die Wege— 
polizeibehörde auch die Verkehrsfähigkeit der ſonſtigen Landwege zu regeln 
hat, ift als Ausfluß der Wegepolizei auch eine gewiſſe Kontrolle des Fähr— 
gewerbes unentbehrlich ss). Der Fährbetrieb auf öffentlichen Flüſſen iſt daher 
der ſtaatlichen Aufſicht ſowohl vom Standpunkt der Waſſer- als auch der Wege- 
polizei unterworfen. Das Allgemeine Landrecht ſetzt feft), daß zum eigenen 
Gebrauch jeder Anwohner eines öffentlichen Fluſſes Fähren und Prahmen halten 
darf, daß aber das Recht, Fähren und Prahmen zum Ueberſetzen für Geld zu 
halten, zu den Regalien des Staats gehört. Die Reichsgewerbeordnung hat 
hieran nichts verändert, indem § 6 feſtſetzt, daß dieſes Geſetz auf die Be— 
fugniß zum Halten öffentlicher Fähren keine Anwendung findet. Betrifft die Be- 
ſtimmung des Allgemeinen Landrechts auch zunächſt nur die öffentlichen Flüſſe, 
alſo die Oder, Warthe und Netze, ſo iſt doch die Wege- und Waſſerpolizei 
auch für die übrigen Waſſerläufe in der Lage, wenn ein Bedürfniß vorliegt, im 
Verkehrs- oder Vorfluthintereſſe einzuſchreiten, und die Ueberfahrt nicht nur mit 
Prahmen, ſondern auch mit Kähnen im öffentlichen Intereſſe zu überwachen und 
einzuſchränken. Namentlich haben die Behörden wiederholt das Liegenlaſſen 
unangeſchloſſeuer Kähne unterſagt. So ift in Bezug auf die Oppa bereits am 
23. März 1846 eine Polizeiverordnung erlaſſen, welche beſagt: Es hat ſich er— 
geben, daß auf dem Grenzfluß Oppa unangeſchloſſen liegende Kähne die Grenz— 
kontrolle erheblich erſchweren und das Steuerintereſſe gefährden. Zur Beſeitigung 
dieſes Uebelſtandes wird verordnet, daß nur die Beſitzer der an den Fluß Oppa 
grenzenden Grundſtücke und ſolche Perſonen, welchen eine beſondere, bei der 
Ortspolizeibehörde nachzuſuchende Erlaubniß dazu ertheilt wird, Kähne auf dem 
Fluſſe Oppa halten dürfen. Auch müſſen die Fähren, ſobald fie außer Gebrauch 
ſind, angeſchloſſen liegen. 

Die Fährgerechtigkeit an den öffentlichen Flüſſen und das Recht einer 
Brückenanlage ſind zwei ſelbſtſtändige, ſich einander ausſchließende, mithin nicht 
zuſammenfalleude Berechtigungen, deshalb hat die Rechtſprechung angenommen, 
daß in der verliehenen Fährgerechtigkeit nicht unbedingt die Befugniß liegt, den 
Verleiher zu hindern, ſelbſt eine Brücke anzulegen, oder einem anderen eine ſolche 
Anlage zu geſtatten. In jedem Falle ift auch hier das Verkehrsintereſſe 
entſcheidend. 


h) Der Schifffahrtsbetrieb. 


Die ſogenannte Seil- und Kettenſchleppſchifffahrt, die auf anderen Strömen 
vielfach flattfindet‘), ift auf der Oder und ihren Nebenflüſſen noch nirgends ein- 


9) A. L. R. Theil II Titel 15 §§ 1. 11 und die einzelnen provinziellen Wegereglements 
für Pommern vom 25. Juni 1752 (Rabe, B. 1 Abth. 2 S. 310), für Schleſien vom 11. Januar 
1767. Für Oder⸗ und Warthebruch die beſonderen Deich⸗ und Wegeordnungen. 

100) A. L. R. Theil II Titel 15 §§ 50. 51. 

1) Rheinſtrom ©. 333. 
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geführt. Dagegen hat in neuerer Zeit ſowohl auf der Oder als auf der Warthe 
die Fahrt mit Dampfern, namentlich auch mit ſogenannten Schleppdampfern, die 
eine Reihe von Kähnen in's Schlepptau nehmen, einen erheblichen Aufſchwung 
genommen. In der zur Regelung des Schifffahrtsbetriebs auf der Oder von der 
öſterreichiſchen Grenze bis zum Hafen von Stettin auf Grund des § 136 des 
Geſetzes vom 30. Juli 1883 über die allgemeine Landesverwaltung erlaſſenen 
Polizeiverordnung vom 11. Auguft 18855) ift Folgendes beſtimmt: 

Dampfſchiffe dürfen weder loſe, noch zuſammengekuppelt nebeneinander 
fahren, ſondern müſſen in Abſtänden von mindeſtens 50 Metern einander folgen. 
Die von denſelben etwa geſchleppten beladenen Fahrzeuge dürfen an den Schlepp- 
dampfer und aneinander nur ſo befeſtigt werden, daß ſie einander folgen. Leere 
Kähne können ſtromauf zu je zweien aneinander gekuppelt geſchleppt werden. 
Doch dürfen dann die Dampfer in den ſtarken Krümmungen des Stroms nur 
mit gemäßigter Geſchwindigkeit fahren. Bei Hochwaſſer müſſen Dampfſchiffe 
ſich möglichſt in der Mitte des Stroms halten und namentlich von abbrüchigen 
Ufern mindeſtens 20 Meter entfernt bleiben. Wird beim Landen oder während 
der Fahrt zur Vermeidung von Gefahr eine größere Annäherung an das Ufer 
nöthig, ſo iſt mit verminderter Kraft zu fahren. 

Zum Schutze der Ufer auf der Oderſtrecke von der Peetziger Fähre bis 
Schwedt iſt unterm 26. November 1884 noch eine beſondere Strompolizeiverord— 
nung erlaſſen, wonach Dampfſchiffe bei der Thalfahrt nur mit halber Kraft treiben 
dürfen und Flöße von Niederſaaten ab ausſchließlich auf den Oderlauf angewieſen 
find, während das Flößen auf der Meglitze unterſagt wird!). 


5. Hülfsgeſetze, betreffend 
die Geldbeſchaffung für waſſerwirthſchaftliche Unternehmungen. 


Zwecks Beſchaffung von Mitteln zur Ausführung umfangreicher Verbeſſe— 
rungs- und Schutzanlagen hat ſich die geſetzgeberiſche Thätigkeit nach vier Rid- 
tungen bethätigt. 

1. Es find außer den durch den Staatshaushalt bereitgeſtellten ordentlichen 
Mitteln zur Herſtellung und Verbeſſerung von Waſſerwegen auch ſolche durch be— 
ſondere Geſetze bewilligt worden. 

2. Es ſind den Staatsbehörden und den Provinzen durch den jährlichen 
Staatshaushaltsetat beſtimmte Beträge zur Förderung waſſerwirthſchaftlicher 
Unternehmungen in Form von Beihülfen an die Unternehmer ſolcher Anlagen 
zur Verfügung geſtellt. 

3. Es ſind für beſtimmte Gegenden und Zwecke in beſonders dringenden 


2) Amtsblätter Breslau Nr. 38, Liegnitz Nr. 38, Oppeln Nr. 40, Stettin Nr. 39, Frank⸗ 
furt a/ O. Nr. 35. Siehe auch die Seite 78 Anmerk. 48 angeführten Polizei⸗Verordnungen. 
3) Amtsblatt für Stettin Nr. 51. 
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Fällen wiederholt zur Beſeitigung örtlicher, durch Waſſerſchäden entſtandener 
Nothſtände, Staatsgelder ausgeworfen worden. 

4. Es ſind Verſuche gemacht worden, die Aufnahme von Darlehen zur 
Förderung größerer Waſſerbauten, zur Hebung des Ertrages oder zum Schutz 
gegen Waſſerſchaden unter günſtigen Bedingungen zu ermöglichen. 


a) Verbeſſerung der Waſſerwege. 


Die Grundlage der Geldbewilligungen, welche feit dem Etatsjahr 1880/81 
in den einmaligen außerordentlichen Ausgaben des Etats der Bauverwaltung 
für die planmäßige Regulirung der größeren ſchiffbaren Flüſſe und Ströme erfolgt 
ſind, wird durch beſondere Denkſchriften gebildet, die dem Landtage als Anlagen 
zu den einzelnen Jahresetats, theils auch noch beſonders überreicht worden find. 
Aus denſelben iſt hier hervorzuheben: 

Bis zum Jahre 1879 war die Regulirung der Oder von Ratibor bis 
Schwedt zwar nach einem bereits im Jahre 1819 aufgeſtellten Plane zum 
größten Theile vollendet. Von der Durchführung deſſelben iſt der Landesvertretung 
durch zahlreiche Deukſchriften Kenntniß gegeben, welche nachweiſen, daß durch 
den Ausbau des verwilderten Stroms in erſter Linie die Vorfluth verbeſſert und 
in zweiter Linie eine Schifffahrtsſtraße hergeſtellt worden iſt, die eine gleichmäßige 
und auch bei niedrigen Waſſerſtänden hinreichende Waſſertiefe gewährt und ſehr 
raſch einen ſehr erheblichen Verkehr an ſich gezogen hat“); aber es war doch 
nicht möglich geweſen, die Arbeiten auf der ganzen Strecke zu dem nothwendigen 
Abſchluß zu bringen. In einer dem Landtage vorgelegten Denkſchrift vom 3. No— 
vember 1879 ift nachgewieſen worden, daß von der 642 km langen Strecke 162 km 
noch faſt ganz unregulirt waren. Gleichzeitig ift dargethan worden, daß auf der 
Strecke oberhalb der Neiſſemündung eine für den Großſchifffahrtsverkehr aus— 
reichende Waſſertiefe während der ganzen Schifffahrtsperiode nur durch eine 
Kanaliſtrung der Oder erreicht werden könne und erft von der Neiſſemündung 
abwärts bis Schwedt ſich ein befriedigender Erfolg für die Schifffahrt von der 
Regulirung des Stroms erwarten laſſe. Dementſprechend ſind zum weiteren 
Ausbau der Oder zu Schifffahrtszwecken durch nachſtehende Geſetze weitere außer— 
ordentliche Mittel bewilligt worden d): 

a) Durch das Geſetz vom 9. Juli 1886, betreffend den Bau neuer Schiff 
fahrtskanäle und die Verbeſſerung vorhandener Schifffahrtsſtraßen zur Herſtellung 
einer leiſtungsfähigen Waſſerſtraße zwiſchen Oberſchleſien und Berlin ), nämlich: 
zur Verbeſſerung der Schifffahrtsverbindung von der Mittleren Oder nach der 
Oberſpree bei Berlin, und zur Verbeſſerung der Schifffahrt auf der Oder von 
Breslau bis Koſel: und zwar zunächſt zur Verbeſſerung der Schifffahrtsverbindung 
von der Mittleren Oder nach der Oberſpree durch den unter theilweiſer Benutzung 


) Marcard, Denkſchrift vom 30. Juni 1884 S. 6. 
5) Anlagen zu den Druckſachen des Hauſes der Abgeordneten 1894 Nr. 26. 34. 
6) Geſetz⸗Samml. S. 207. 
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des Friedrich-Wilhelm⸗Kanals zu bewirkenden Neubau eines Kanals von Fürſten⸗ 
berg nach dem Kersdorfer See, durch die Regulirung der Spree von da bis 
unterhalb Fürſtenwalde und durch den Neubau eines daſelbſt beginnenden Kanals 
bis zum Seddinſee nach Maßgabe der von dem Miniſter der öffentlichen Arbeiten 
feſtzuſtellenden Projekte 12 600 000 Mark zu verwenden. 

b) Durch das Geſetz vom 6. Juni 1888, betreffend die Verbeſſerung der 
Oder und der Spree, ſowie die Abänderung des (vorſtehend zu a angegebenen) 
Geſetzes vom 9. Juli 1886, find bewilligt: 

J. zur Verbeſſerung der Schifffahrt auf der Oder von Breslau bis Koſel, 

III.) zur Verbeſſerung der Stromverhältniſſe in der Unteren Oder durch 
folgende Anlagen: 

a) Regulirung der Oder vom Pätziger Theerofen bis Raduhn, einſchließlich 
der zum Schutze des Dorfes Pätzig erforderlichen baulichen Her- 
ſtellungen, 

b) Durchſtich des Saathener Hakens, 

c) Regulirung der Oder vom Saathener Durchſtich bis Schwedt, 

d) Ausbau der Meglitze als Fluthkanal und Bau eines Nadelwehrs in 
derſelben, 

e) Regulirung der Oder von Schwedt bis Nipperwieſe, 

f) Neubau einer Brücke über die Meglitze in dem Schwedt-Niederkräniger 
Damm, 

die Beträge von 21500000 Mark und 1 600 000 Mark; die Anlagen follen 
nach Maßgabe von Projekten ausgeführt werden, welche der Miniſter der öffent— 
lichen Arbeiten feſtzuſtellen hat, und zwar zu III. im Einverſtänduiß mit dem 
Miniſter für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten. 

Urſprünglich war in Ausſicht genommen, den Intereſſentenkreiſen die 
Bedingung zu ſtellen, den geſammten Grund und Boden, welcher nach den feſt— 
geſtellten Projekten für die Bauausführung einſchließlich der Nebenanlagen er⸗ 
forderlich iſt, der Königlichen Staatsregierung unentgeltlich und laſtenfrei zum 
Eigenthum zu überweiſen oder die Erſtattung der ſämmtlichen, ſtaatsſeitig für 
deffen Beſchaffung im Wege der freien Vereinbarung oder der Enteignung auf- 
zuwendenden Koſten zu übernehmen). Nachdem aber durch Verhandlungen klar— 
geſtellt worden war, daß dieſe Leiſtungen nicht zu erreichen ſeien, iſt durch Geſetz 
vom 14. April 1890 die Ausführung an die Bedingungen geknüpft, daß aus 
Intereſſentenkreiſen zu den Koſten des Grunderwerbes u. ſ. w. ein Beitrag von 
1617 100 Mark für die Ausführung des Projektes zur Verbeſſerung der 
Schifffahrt auf der Oder von Breslau bis Koſel in rechtsgültiger Form über 
nommen und ſicher geſtellt wird!), und daß mit dem Bau der Anlagen an der 


7) Geſetz-Samml. S. 238. 

8) Il intereſſirt hier nicht; die Beſtimmung betrifft die Spree. 

9) Geſetz vom 6. Juni 1888 § 2, Geſetz-Samml. S. 239. 

10) Geſetz vom 14. April 1890, betreffend die Abänderung des Geſetzes vom 6. Juni 1888, 
Geſetz⸗Samml. ©. 67. 
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Unteren Oder, die vorſtehend zu IIIb bis e aufgeführt find, erft nach Sicher 
ſtellung der Ausführung der anſchließenden Deich- und Entwäſſerungsanlagen 
vorgegangen werden darf!!). Die geforderte Summe iſt von den Intereſſenten 
aufgebracht worden. 

In der dem Hauſe der Abgeordneten unter dem 29. Januar 1894 über⸗ 
reichten Denkſchrift !)) vom Dezember 1893 wird, unter Bezugnahme auf frühere 
Denkſchriften, namentlich vom 9. November 1879, betreffend die Regulirung 
der Oder u. ſ. w., vom 21. Januar 1882, betreffend die Regulirung der Warthe 
und auf den an den Landtag gelangten Bericht vom Jahre 1890 über die 
Thätigkeit der preußiſchen Waſſerbauverwaltung innerhalb der Jahre 1880 bis 
1890, nebſt dem im laufenden Jahre erſchienenen, den Zeitraum von 1891 bis 
1893 umfaſſenden Nachtrage, in Bezug auf obige Geſetze über Geldbewilligungen 
folgendes ausgeführt: In den vorbezeichneten Denkſchriften iſt nachgewieſen, 
was zur Ausbildung der Ströme als Waſſerſtraßen bis dahin geſchehen iſt und 
welche Ziele durch die weitere Regulirung erreicht werden ſollten. Inzwiſchen 
hat ſich aber die Nothwendigkeit herausgeſtellt, mit Anträgen auf weitere Geld— 
bewilligungen für die Stromregulirungen an den Landtag heranzutreten, und 
für die einzelnen Stromgebiete nachzuweiſen, inwieweit die vereinbarten Ziele 
für erreicht zu erachten ſind oder mit Hülfe der noch nicht verbrauchten Mittel 
erreicht werden können, eventuell welche Beträge zur Erreichung der Ziele noch 
nothwendig ſind. 

Bezüglich der Oder iſt die geſtellte Aufgabe inſoweit erfüllt, als ſich auf 
Grund der Herſtellung einer für den durchgehenden Schiffsverkehr leiſtungsfähigen 
Waſſerſtraße von mindeſtens Im Waſſertiefe beim kleiuſten Waſſerſtande ein 
großer Aufſchwung des Schiffsverkehrs vollziehen konnte, der ſich auch bei den 
ganz ungewöhnlich niedrigen Waſſerſtänden der letzten Jahre aufrecht erhalten 
ließ. In Folge der großen Steigerung des Verkehrs ſelbſt, ſowie durch die im 
Schifffahrtsbetriebe eingetretenen Aenderungen ſind die Anforderungen an den 
Zuſtand der Waſſerſtraße weſentlich größere geworden, die eine vollkommenere 
Ausbildung der Fahrrinne nach ihrer Breite und Richtung erfordern. Um die 
zur Zeit noch häufig vorkommenden Störungen des Großſchifffahrtsbetriebes 
möglichſt zu beheben, erſcheint es nothwendig, einige in der Schifffahrtsſtraße noch 
vorhandene ſcharfe Krümmungen abzuflachen und die Zahl der Ueberſchläge 
durch den weiteren Ausbau der Stromſchwellen zu vermindern. Unter genauer 
Angabe der zur Erreichung des Zwecks noch nöthigen Anlagen wird ein weiterer 
Bedarf von 1760000 Mark nachgewieſen. 

In Bezug auf die Warthe iſt darauf hingewieſen, daß der nach einer 
Oenkſchrift vom Januar 1882 auf 2 500 000 Mark veranſchlagte Betrag zum 
Ausbau der Strecke von Schrimm abwärts, in Folge der bald anerkannten 
Nothwendigkeit, auch die Strecke oberhalb Schrimm auszubauen, durch den Etat 

1) Geſetz vom 6. Juni 1888 83. 

2) Druckſachen des Hauſes der Abgeordneten 1894 Nr. 34. 
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1883/84 um 850 000 Mark verſtärkt worden ijt, daß fih aber nach Verwendung 
dieſer Beträge herausgeſtellt hat, daß das Ziel der Regulirung noch nicht überall 
erreicht werden konnte, daß vielmehr noch eine Nachregulirung innerhalb des 
Regierungsbezirks Frankfurt a. O. nothwendig wird. Als Gründe werden an- 
gegeben, wie die letzten trockenen Jahre gezeigt haben, daß die nöthige Waſſer— 
tiefe bei geringen Niederſchlägen nicht erhalten werden kann, daß durch die 
Beſchleunigung der Waſſerabflüſſe infolge der Begradigung des Flußlaufes Ufer— 
beſchädigungen in größerem Umfange eintreten, als vorausgeſetzt war, und daß 
die in neuerer Zeit fich entwickelnde Dampfſchleppſchifffahrt die Uferabbruchs⸗ 
gefahr erhöht. Um das für die Erhaltung der Fahrwaſſertiefe nachtheilige Zurück— 
weichen der Ufer zu hindern, ſind umfangreiche, bei der früheren Verauſchlagung 
nicht vorgeſehene Uferbefeſtigungen ausgeführt worden, womit fortzufahren ſein 
wird. Die Koſten hierfür ſind überſchläglich, unter genauer Angabe der einzelnen 
auszuführenden Arbeiten, auf 1500 000 Mark berechnet. 

Für die Regulirung der Netze find zufolge der dem Staatshaushalts-Etat 
für 1891/92 angehefteten Denkſchrift 8000 000 Mark veranſchlagt, wovon bis 
einſchließlich 1896/97 7530 000 Mark in 6 Raten flüſſig gemacht worden find. 

Die neben den Aufwendungen zu Regulirungsbauten durch außerordent— 
liche Geldbewillungen nöthigen Koſten der Unterhaltung der Anlagen werden 
außerdem durch den jährlichen Staatshaushalts-Etat feſtgeſtellt. 


b) An Staat: und Provinzialgeldern 


kommen zunächſt in Betracht die durch das Geſetz vom 30. April 1873, betreffend 
die Dotation der Provinzial- und Kreisverbände !), deu Provinzen aus den 
Einnahmen des Staatshaushalts überwieſenen Beträge zur Ausſtattung mit 
Fonds zur Selbſtverwaltung. Ueber die dort überwieſenen Beträge wurde nur 
theilweiſe verfügt, im übrigen aber die Beſtimmung über die Verwendung und 
Ueberweiſung einem beſonderen Geſetz vorbehalten, bis zu deſſen Erlaß die Jahres— 
beträge zu einem für Rechnung der betheiligten Verbände zu verwaltenden und 
zinsbar zu belegenden Fonds zu vereinnahmen waren ). Bei Erledigung dieſes 
Vorbehalts, die durch das Geſetz vom 8. Juli 1875 erfolgte“), wurden die Ber- 
wendungszwecke der den neu ausgeſtatteten Provinzialverbänden und Landes— 
theilen zu gewährenden Beträge feſtgeſetzt und zwar 
für die Provinz Brandenburg auf 1539 531 Mark 


„ * Pommern = 1331114 = 
8 = Poſen 1160073 = 
2 z 2 Schleſien = 2 081 058 kd 


und dabei die Beförderung der Landesmeliorationen, ſoweit fie nach Zweck und 
Umfang eine nicht über das provinzielle Intereſſe hinausgehende Bedeutung 


13) Geſetz⸗Samml. S. 187. 
14) Geſetz vom 30. April 1873 § 5. 
15) Geſetz⸗Samml. S. 497. 
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haben, mit als Zweck angegeben 1). Zugleich find die Beiträge, welche im Jahre 
1847 den acht alten Provinzen zur Errichtung von Hülfskaſſen mit dem Vorbehalt 
der Zurückziehung überwieſen worden waren, den betreffenden Provinzialverbänden 
als ein ihnen gehöriges Vermögen überwieſen, deſſen Verwaltung den ſchon 
vorher mit derſelben beauftragten Verbänden bis auf Weiteres verblieb *), 
mit der Maßgabe, daß der Kapitalsſtock als Beſtand zu erhalten und zur Ge— 
währung von Darlehnen zu verwenden, daß aber die Zinſen zu gemeinnützigen 
Zwecken im Intereſſe der Verbände verausgabt werden können!). Ferner find 
die für die Provinzen Brandenburg und Pommern, beziehungsweiſe für einzelne 
Theile derſelben gegründeten Provinzialmeliorationsfonds den Verbänden dieſer 
Provinzen, ſoweit ihnen dieſelben noch nicht eigenthümlich gehörten, übereignet, 
mit der Maßgabe, daß deren Verwaltung und Verwendung, ſoweit dieſelbe den 
Behörden des Staats zuſtand, auf die gedachten Provinzialverbände überging, 
und daß die Fonds zu Darlehnen für dauernde Bodenverbeſſerungen aller Art 
in denjenigen Landestheilen zu verwenden find, für welche fie nach den zur Zeit 
der Ueberweiſung beſtehenden Einrichtungen beſtimmt find"). Endlich beſteht 
in Schleſien noch ein unter der Verwaltung des Oberpräſideuten ſtehender ſo— 
genaunter Kollektenfonds, der im Jahre 1854 aus Beiträgen gebildet iſt, die als 
Spenden an die Königliche Regierung zu Breslau eingeſendet worden ſind, um 
den durch das damalige Hochwaſſer der Oder Verunglückten zu Hülfe zu kommen 
und künftigen Unglücksfällen vorzubeugen. Da die Spenden damals ſehr reichlich 
gegeben ſind, iſt nur ein Theil des Geſammtbetrages verwendet worden, das Er— 
ſparte aber iſt als Provinzial⸗Kollektenfonds einbehalten, aus dem in beſonderen 
Fällen dringender Noth, die durch Waſſerunglück entſtanden iſt, Hülfen und 
Unterſtützungen, namentlich zu Uferſchutzbauten gegeben werden?). 

Dem Miniſter für Landwirthſchaft werden ſeit längerer Zeit jährlich im 
Etat Summen zur Verwendung zu Beihülfen für Flußregulirungen und zur Be— 
ſtreitung der Koſten der Vorarbeiten für wichtige Meliorationen, namentlich ſolche, 
die durch Genoſſenſchaften auszuführen find, zur Verfügung geſtellt 2). 

Die Bewilligung der Beihülfen für die einzelnen Fälle im Rahmen der 
angegebenen Zwecke hängt von dem freien Ermeſſen des Miniſters für Landwirth— 
ſchaft u. ſ. w. und beziehungsweiſe der Provinzialbehörden ab, welche die eingehenden 
Anträge und Geſuche bezüglich der Wichtigkeit der Unternehmungen und der 
Bedürftigkeit der Unternehmer prüfen und ſchlimmſten Falls bei gleichen An— 
ſprüchen die zuerſt eingegangenen berückſichtigen, wenn die bereiten Mittel nicht 
zur Befriedigung aller für berechtigt erachteten Anſprüche ausreichen. In der 


16) Geſetz vom 8. Juli 1875 § 4 Nr. 2. 

17) Ebenda 88. 

18) Ebenda § 9. 

19) Ebenda § 10. 

20) Durch Reglement vom 11. Januar 1878 ift die Verwaltung dieſes Provinzial: 
Kollektenfonds geregelt. Amtsblatt f. Breslau S. 178. 

25) Etat, Kapitel 106, Tit. 12. 
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Regel wünſcht jedoch der Miniſter für Laudwirthſchaft, daß, ſobald der aus- 
geworfene Fonds „zur Förderung genoſſenſchaftlicher und kommunaler Fluß⸗ 
regulirungen“ feiner Höhe nach feſtſteht, die bei den einzelnen Provinzialſtaats— 
behörden vorbereiteten Anträge auf Gewährung von Beihülfen aus dieſem Fonds 
bereits vor Beginn des Etatsjahrs eingereicht werden, da es unerläßlich ſei, 
rechtzeitig eine Ueberſicht über die gemachten Anſprüche zu gewinnen, damit 
nicht an fih wohlbegründete Anträge nur deshalb unberückſichtigt bleiben müſſen, 
weil fie erft im Laufe des Etatsjahrs eingereicht werden, wenn bereits anderweit 
über die bereitſtehenden Mittel verfügt worden iſt 22). Auch wird gewünſcht, daß 
in jedem beſonderen Falle, in welchem die betreffenden Staatsfonds in Anſpruch 
genommen werden, nachgewieſen wird, in welcher Weiſe die Geſammtkoſten 
ſolcher Unternehmungen, ſoweit dieſelben nicht durch Staatsbeihülfen gedeckt 
werden, beſchafft werden ſollen und insbeſondere, ob und in welchem Umfange 
die Provinzialverbände mit ihren Fonds zur Förderung der gedachten Unter— 
nehmungen eintreten 2). 


c) Von Sondergeſetzen 


kommt für das Odergebiet in Betracht das Geſetz vom 23. Februar 1881, be— 
treffend die Bewilligung von Staatsmitteln zur Hebung der wirthſchaftlichen 
Lage in den nothleidenden Theilen des Regierungsbezirks Oppeln 2). Durch das 
Geſetz find der Königlichen Staatsregierung 16 000 000 Mark zur Verfügung 
geſtellt, wovon der größte Theil zu waſſerwirthſchaftlichen Aulagen beſtimmt 
war, nämlich: zur Ausführung von Ent- und Bewäſſerungen eine Summe bis 
zu 10 000 000 Mark zur Bewilligung von Darlehnen an die nach Vorſchrift des 
Geſetzes vom 1. April 1879 zu bildenden öffentlichen Genoſſeuſchaften und eine 
Summe bis zu 60000 Mark zur Gewährung von Unterſtützungen an einzelne 
Kleingrundbeſitzer, welche den zu bildenden öffentlichen Genoſſenſchaften nicht an— 
geſchloſſen werden können, ohne die Verpflichtung zur Rückgewähr ), zur Aus- 
führung von Flußregulirungen ein Betrag bis zu 800000 Mark ?). Hiervon 
ſollten die aufzuwendenden Regulirungskoſten für die obere Strecke der Oder 
und für die Obra beſtritten werden, ſoweit es ſich dabei um Abwendung der 
Ueberſchwemmungsgefahr im allgemeinen Landesintereſſe oder um die Intereſſen 
der Grenzregulirung handelt. Im übrigen ſollte die Summe nur zu Beihülfen 
an die nach Vorſchrift des Geſetzes vom 1. April 1879 zu bildenden öffentlichen 
Genoſſeuſchaften verwendet werden 2). Zu Flußregulirungen darf die Bewilligung 


22) Erlaß des Miniſters für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten vom 1. März 1887, 
Cirkular⸗Erlaß Nr. 7 von 1887. 

22) Erlaß des Miniſters für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten vom 22. Februar 
1886 (an ſämmtliche Oberpräſidenten) 1 2653. 

25) Geſetz-Samml. S. 25. 

25) Geſetz vom 23. Februar 1881 $ 3. 

20) Ebenda $ 6. 

27) Ebenda $ 6. 
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von Beihülfen im Falle des Bedürfniſſes auch ohne die Verpflichtung der Rück⸗ 
gewähr erfolgen. Im übrigen ſoll die Unterſtützung durch Gewährung von Dar— 
lehnen gegeben werden unter von der Staatsregierung zu beſtimmenden Be⸗ 
dingungen, mit der Einſchränkung, daß von den erſtgenannten 10 000 000 Mark 
die Darlehne mindeſtens nach Ablauf von fünf Freijahren durch jährliche Zahlung 
von fünf vom Hundert der urſprünglichen Darlehnsſumme verzinſt und getilgt 
werden müſſen, dergeſtalt, daß von jeder Zahlung der Betrag von drei vom 
Hundert des jedesmaligen Darlehnsreſtes auf Verzinſung und der Ueberſchuß 
als Abſchlagszahlung verrechnet wird 2). Die ſegensreiche Wirkung dieſes Ge⸗ 
ſetzes wird allgemein auerkanut, und die auf Grund deſſelben zur Ausführung 
gebrachten Anlagen haben einen erheblichen Umfaug erlangt und ſind noch in 
der weiteren Entwicklung begriffen 2°). 


d) Meliorationskredit. 


Für Waſſerbauten zur Verbeſſerung der Ertragsfähigkeit des Bodens und 
zum Schutze gegen Ueberſchwemmungen ift das wirkſamſte Mittel zur Kredit- 
beſchaffung die Bevorrechtigung der Anſprüche der Deichverbände?“) und der 
öffentlichen Genoſſenſchaften ) hinſichtlich der Geltendmachung ihrer Anſprüche 
an ihre Mitglieder gegeben in der Art, daß ſolche Anſprüche ohne Weiteres allen 
ſonſtigen dinglichen Anſprüchen gleich den öffentlichen Abgaben vorgehen. Mit 
Rückſicht hierauf kann es den genoſſenſchaftlichen Verbänden kaum Schwierig— 
keiten bereiten, die zur Ausführung der Genoſſenſchaftsanlagen nöthigen Mittel 
durch Aufnahme von Darlehnen zu beſchaffen, wenn die Genoſſen nicht in der 
Lage find, dieſelben alsbald ſelbſt aufzubringen, und es find auch billige 
Bedingungen über Verzinſung und allmähliche Abzahlung zu erlangen. 

Trotzdem hat man angenommen, daß es an ausreichendem ſogenanntem, 
„Unternehmungs- und Meliorations-Kredit“ fehlt, weil zur Gewährung deſſelben 
keine geeigneten ſtaatlichen oder kommunalen Vermittlungsinſtitute vorhanden 
ſind, da die in Preußen beſtehenden Kreditinſtitute nur unter ganz beſtimmten 
Vorausſetzungen Kredit geben, und ſtaatliche Unterſtützungen in der Regel nur 
an Korporationen und Genoſſeuſchaften gewährt werden. Es wurde deshalb 
der Verſuch gemacht, die Begründung ſolcher Inſtitute zu ermöglichen, welche 
diefe Lücke ausfüllen ?). Dieſer Verſuch trat in dem Geſetz in der Geſetz— 
gebung ius Leben?). Das Geſetz, betreffend die Errichtung der Landeskultur 
reutenbanken vom 13. Mai 1879, giebt ferner den Provinzial⸗(Kommunal⸗) 


23) Geſetz vom 23. Februar 1881 §§ 4. 6 Abſatz 3. 

3) Verhandlungen des Schleſiſchen Vereins zur Förderung der Kulturtechnik, heraus⸗ 
gegeben von Wyneken, Heft 4 S. 25 ff. 

2) Oben I 3bs. 

2) Oben I 3b4. 

32) Schober, die Landeskulturrentenbanken S. 5 ff. 

*) Geſetz⸗Samml. S. 367. 
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Verbänden des preußiſchen Staates das Recht, Landeskulturrentenbanken zu 
folgenden Zwecken zu errichten: 

1. zur Förderung der Bodenkultur, insbeſondere zu Entwäſſerungs-(Drai⸗ 
nirungs⸗) und Bewäſſerungsanlagen, zu Waldkulturen und dergleichen, 

2. zu Uferſchutzanlagen, 

3. zur Anlage, Erweiterung und Unterhaltung von Deichen und zugehörigen 
Sicherungs- und Meliorationsanlagen, 

J. zur Aulegung, Benutzung oder Unterhaltung von Waſſerläufen oder 
Sammelbecken, zur Herſtellung und Verbeſſerung vor Waſſerſtraßen, 
(Flößereien) und anderen Schifffahrtsanlagen ?), 

mit der Maßgabe, daß die Wirkſamkeit auf eine oder mehrere der angegebenen 
Zwecke beſchränkt werden kann??). Die auf Grund dieſes Geſetzes gegründeten 
Bankeu ſind ermächtigt, zu den augegebenen Zwecken Darlehne zu gewähren und 
zur Beſchaffung der Mittel Inhaberpapiere auszugeben). Die gewährten Dar— 
lehne ſollen in der Regel ſeitens der Bank unkündbar ſein (die Ausnahmen 
giebt das Geſetz an) und durch Amortiſation getilgt werden. Einzelbeſitzer 
haben für die zur Verzinſung und allmählichen Tilgung des Darlehns zu über— 
nehmende Landeskulturrente und für das Darlehn ſelbſt Sicherheit mit land- 
und forſtwirthſchaftlich benutzbaren Grundſtücken in Hypothek oder Grundſchuld 
zu beſtellen?“), bei Stadt- oder Landgemeinden, Deichverbänden, welche mit Kor— 
porationsrechten verſehen ſind, Genoſſenſchaften, die auf Grund der Geſetze vom 
1. April 1879 und auf Grund des Geſetzes vom 6. Juli 1875, betreffend Shub- 
waldungen und Waldgenoſſenſchaften, gebildet find, darf von einer Sicherheits— 
beſtellung abgeſehen werden?). 

Die Beleihungsgrenze für die Einzelbeſitzer wird ähnlich wie bei allen 
anderen Banken, die ſich mit der Beleihung von Grundſtücken befaſſen, gezogen, 
mit der einzigen Erweiterung, daß bei der Taxe der durch die auszuführende 
Anlage zu erzielende Mehrwerth mitberückſichtigt werden kann!“). Eine beſondere 
Erleichterung iſt nur für ſolche Darlehne gegeben, die zur Ausführung von 
Drainagen aufgenommen werden, indem den Darlehusnehmern ein vereinfachtes 
Vorrechtseinräumungsverfahren gegeben iſt, wenn die eingetragenen Gläubiger 
dem Vorrecht der Landeskulturrente nach vorgäugiger Bekanntmachung nicht 
widerſprechen“b“), und indem den Fideikommiß- und Lehngutsbeſitzern das Recht 
gegeben iſt, ohne Rückfrage bei den Fideikommiß- und Lehns-Nachfolgern und 
Agnaten Darlehne zur Ausführung von Drainagen aufzunehmen? ). In beiden 


31) Geſetz vom 13. Mai 1879 §§ 1—3. 
35) Ebenda § 3. 

36) Ebenda $ 4. 

37) Ebenda §§ 6—9. 

3) Ebenda $ 33. 

30) Ebenda §§ 7. 8. 

40) Ebenda §§ 10-31. 

t) Ebenda $ 32. 
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Fällen iſt die Genehmigung von der Auseinanderſetzungsbehorde nach Durch— 
fuhrung eines genau geordneten Verfahrens zu ertherlen““ 

Von dem Rechte, Landeskulturrentenbanken zu begrunden, haben bisher 
nur dier Provinzen Gebrauch gemacht, Schleſien, Schleswig-Holſtein und Poſen 
Da aber zwei dieſer Provinzen dem Oderniederungsgebiet angehören, intereſſirt 
der Gegenſtand hier doch, da die Landeskulturreutenbank für die Provinz 
Schleſien einen ziemlich erheblichen Geſchaftsumfang erreicht hat. Die Landes— 
kulturrentenbauk fur Schleſien ift auf Grund des durch Allerhochſten Crlaß vom 
22 Juli 1881 genehmigten Statuts!) begrundet, und ihre Wirkſamkeit ft durch 
das Statut auf alle im Geſetz als zulaſſig erachteten Zwecke ausgedehnt‘) In 
Auſpruch genommen iſt die Bank vorwiegend zur Ausfuhrung von Drainagen, 
und zwar hauptſachlich von ſolchen auf Fideikommißgütern und von genoſen— 
ſchaftlichen Verbanden ““). Die Landeskulturrentenbank fur Poſen ift auf Grund 
des durch Allerhochſten Crlaß vom 17. Sum 1885 beſtatigten Statuts begrundet 1). 


) Geſetz vom 13 Mar 1879 $$ 14—23 32 

% Geſetz Samml S 344 

) Amtsblatt fur Breslau S. 285, Liegnitz S. 253 und Oppeln S. 269. 

) Preußens landwuthſchaftliche Verwaltung in den Jahren 1884—1887, Bericht des 
Vinftasf. L, D u F. an Seine Mageſtat den Kufa und Konig S. 74 

) Geſeb Gamm! fur 1886 S 30, Amtsblatt fur Poſen S. 361, fur Bromberg S 365 


II. Perwaltung des Waſſerweſens. 


1. Zuſtändigkeitsperhältniſſe. 


Vorbehaltlich des Eingreifens der Gerichte ſind zur Vornahme der ein— 
zelnen wirthſchaftlichen Maßnahmen durch die Geſetze folgende Behörden berufen. 

Für die Oder iſt durch die Einführung der Oderſtrombauverwaltung, wie 
in Bezug auf die Strom-, Strombau- und Schifffahrtspolizei überhaupt, fo 
auch betreffs der Befugniſſe den Uferbeſitzern gegenüber, durch das Geſetz vom 
20. Auguſt 1883 ein einheitlicher Zuſtand geſchaffen ). Im Uebrigen liegt die 
Wahrnehmung der Waſſerpolizei theils in der Hand der Landespolizei, die der 
Regierungspräſident ausübt, theils in der Hand der Ortspolizeibehörde, alſo auf 
dem Lande zumeiſt in der Hand des Amtsvorſtehers bezw. in Poſen des 
Diſtriktskommiſſars. Die übrigen Behörden kommen, abgeſehen von dem ihnen 
auch im Gebiet der Waſſerwirthſchaft zuſtehenden Polizeiverordnungsrecht), bei 
Handhabung der Waſſerpolizei nur inſoweit in Betracht, als ſie die Aufſicht über 
die Ortspolizeibehörden ausüben. Eine Entſcheidung ſteht ihnen auch in zweiter 
Inſtanz nur theilweiſe zu, da gegen die Anordnungen der Waſſerpolizeibehörden 
vielfach die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren zuläſſig ift. 

Im beſonderen ſind nun berufen: 


I. Auf Grund des Geſetzes vom 15. November 1811 nebſt den beiden 
Ergänzungsgeſetzen vom 23. Januar 1846 und vom 11. Mai 18539, des 
Geſetzes vom 28. Februar 18434) und SS 66 ff. des Zuſtändigkeitsgeſetzes vom 
1. Auguſt 1883 

a) der Kreis⸗(Stadt⸗) Ausſchuß als Beſchlußbehörde 

1. zur Ernennung der ſachverſtändigen Kommiſſarien, behufs Feſtſetzung 
der Höhe des Waſſerſtandes bei Stauwerken, 

2. zur vorläufigen Feſtſetzung eines Waſſerſtandes, welcher bis zur 
rechtskräftigen Entſcheidung über den Streit, ob die Höhe des 
Waſſerſtandes in rechtsverbindlicher und deutlicher Weiſe bereits be- 
ſtimmt iſt, gilt, 


1) Vgl. unten II 22 5. 
2) Landesverwaltungsgeſetz vom 30. Juli 1883 $$ 136 ff. 
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zur Erledigung von Anträgen auf Beſchaffung von Vorfluth, 

zur Bildung eines Schiedsgerichts, um die für Durchführung einer 
Entwäfjerungsanlage behufs Beſchaffung von Vorfluth zu gew 
renden Eutſchädigungen zu beſtimmen, die Vollziehung der Gnt- 
wäſſerung ſelbſt anzuordnen und die künftige Unterhaltung der neu 
angelegten Abzugsgräben näher zu beſtimmen, 


zur Abfaſſung des Präkluſionsbeſcheides bei Be- und Entwäſſerungs— 


anlagen, 


zur Entſcheidung über die Vorfrage, ob ein überwiegendes Landes— 


kulturintereſſe vorliegt, dem Autrage eines Uferbeſitzers auf Ein— 
räumung oder Beſchränkung von Rechten behufs Ausführung oder 
Erhaltung von Bewäſſerungsanlagen zu entſprechen, 


zur Ernennung der Kommiſſarien für das fernere Verfahren in Ent— 


wäſſerungsſachen, nach Feſtſtellung der Vorfrage, und zur Feſtſtellung 
des Bewäſſerungsplaus gegen Widerſprechende, 


zur Ernennung von Taxatoren zur Schätzung der Entſchädigungen 


infolge der Ausführung von Bewäſſerungsanlagen, 

zur Ertheilung der Genehmigung auf vorläufige Ausführung einer 
Bewäſſerungsanlage und zur Feſtſtellung der Höhe der dieſerhalb zu 
hinterlegenden Kaution; 


b) der Kreis-(Stadt⸗) Ausſchuß als Spruchbebörde 


1. 


t9 


zur Eutſcheidung auf die den Betheiligten zuſtehende Klage gegen 
die von Kommiſſarien bewirkte Feſtſetzung des Waſſerſtandes bei 
Stauwerken, 


zur Entſcheidung darüber, ob bei einem Stauwerk die Höhe des 


Waſſerſtandes in rechtsverbindlicher und deutlicher Weiſe beſtimmt iſt, 


zur Entſcheidung, wenn in den oben zu ad, 4 und 7 gedachten 


Fällen ein Autrag auf mündliche Verhandlung im Streitverfahren 
geſtellt wird, 


. zur Entſcheidung über die Anfechtung eines Schiedsſpruches in Ent— 


wäſſerungsſachen, 


5. zur Eutſcheidung über Reſtitutionsgeſuche gegen die Präkluſion von 


Einwendungen gegen eine Entwäſſerungsanlage, 

zur Enutſcheidung über Widerſprüche gegen eine Bewäſſerungsanlage 
eines Uferbeſitzers, 

zur Feſtſetzung der Eutſchädigungen, die infolge der Ausführung einer 
Bewäſſerungsanlage zu gewähren ſind. 


c) Die Ortspolizeibehörde iſt berufen, Maßregeln zur Erhaltung der Vor— 
fluth gemäß § 10 des Geſetzes vom 15. November 1811 und gemäß 
§ 7 des Geſetzes vom 28. Februar 1843 anzuordnen. 

d) Der Bezirksausſchuß iſt als Beſchlußbehörde berufen über die Be— 
ſchränkung der Ableitung des Waſſers aus Privatflüſſen zu entſcheiden, 


e 


f 


h 


— 


za BO gs 
wenn durch eine Bewäſſerungsaulage das öffentliche Intereſſe gefährdet 
oder einer Gegend der nothwendige Waſſerbedarf entzogen wird. 
Der Bezirksausſchuß als Spruchbehörde entſcheidet im Verwaltungsſtreit— 
verfahren als zweite Juſtanz in den zu b angeführten Fällen und zwar 
in dem Falle zu b5 endgültig. 
In Landkreiſen liegt dem Landrath, in Stadtkreiſen dem Gemeinde— 
vorſtande ob die Einziehung und Auszahlung oder Hinterlegung der 
im Falle der Ausführung von Bewäſſerungsanlagen feſtgeſtellten Ent— 
ſchädigungen. 
Das Oberlandeskulturgericht entſcheidet in zweiter Inſtanz in dem oben 
zu b7 angegebenenen Falle. 
Das Oberverwaltungsgericht entſcheidet in dritter Inſtanz in den oben 
zu b 1—4 und 6 bezw. zu e angegebenen Fällen. 


II. Auf Grund des Deichgeſetzes vom 28. Januar 1848 und der § 96 u. 97 
des Zuſtändigkeitsgeſetzes vom 1. Auguft 1883 find zuftändigd): 


1. 


N 


Der Bezirksausſchuß als Beſchlußbehörde, vorbehaltlich der Beſchwerde 

an den Miniſter für Landwirthſchaft, Domainen und Forſten: 

a) über die Genehmigung für neue und für die Verlegung, Erhöhung 
oder Beſeitigung beſtehender Deiche; 

b) über die Herſtellung ganz oder theilweiſe verfallener oder zerſtörter 
Deiche und die Heranziehung der Pflichtigen zur Erhaltung oder 
Wiederherſtellung; 

c) über die vorläufige Tragung der Deichlaſten und die Vertheilung 
der Beiträge, wenn es ungewiß oder ftreitig ift, wem die Unterhaltung 
obliegt; 

d) über die Beſchränkung oder Unterſagung der Nutzung eines Deiches 
und zwar zu a bis e nur, ſoweit es ſich um Deiche handelt, die 
zu keinem Deichverbande gehören; zu d in Bezug auf alle Deiche. 

Der Regierungspräſideut, als Landespolizeibehörde, zur Ausübung des 

Aufſichtsrechts des Staats über die Deichverbände. 

Der Landrath iſt berufen, bei drohender Waſſersgefahr die erforderlichen 

Sicherheitsmaßregeln anzuordnen und, wenn Gefahr im Verzuge iſt, 

dieſelben ſelbſt an Ort und Stelle zu treffen. 

Der Miniſter für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten übt die Auf— 

ſicht über die Deichverbände in der höheren Inftanz®). 

Der Oberpräfident, als Chef der Oderſtrombauverwaltung, ift durch den 

Allerhöchſten Erlaß vom 12. Dezember 1888 und den Erlaß vom 

22. Januar 1889 als Zwiſcheninſtanz eingeſchoben und betheiligt ſich 


) Oben 1303. 
a) Zuſtandigteitsgeſetz vom 1 Auguſt 1883 § 96. 


„ 


mit dem ihm für die Strombauverwaltung überwieſenen Perſonal an 
der Beaufſichtigung der Deiche. 


Durch die Statuten der Deichverbände kann die Einwirkung der Polizei- 
behörde auf die Deiche und deren Aufſichtsrecht auch anderweit geregelt werden“. 
Namentlich können die dem Regierungspräſidenten übertragenen Befugniſſe durch 
Statut oder Statutenänderung den Kreis: (Stadt-) Ausſchüſſen, den Bezirks⸗ 
ausſchüſſen oder den Provinzialräthen überwieſen werden“). 

III. Nach dem Geſetz vom 1. April 1879 und §§ 94, 160 des Zuftändig- 
keitsgeſetzes vom 1. Auguſt 1883 ſind bei der Begründung und Verwaltung der 
Waſſergenoſſenſchaften die nachſtehend genannten Behörden betheiligt: 


1. 


Zur Stellung des Antrages auf Bildung einer öffentlichen Waſſer— 
genoſſenſchaft ſind außer den Intereſſenten zuſtändig in Landkreiſen der 
Landrath, in Stadtkreiſen der Gemeindevorſtand ). 


. Der Antrag unterliegt der Prüfung des Regierungspräſidenten, in deffen 
Verwaltungsbezirk das Unternehmen ganz oder zum größten Theil aus— 
geführt werden ſoll !). 

Sobald der Autrag für begründet erachtet und ein Kommiſſarius er- 
nannt iſt, gehen alle Geſchäfte auf dieſen über, der das Verfahren bis 
zum Schluß ſelbſtſtändig und ſelbſtthätig zu leiten hat, ohne daß er 
irgend welche Anträge der Intereſſenten abzuwarten braucht!). 


4. Neben dem Kommiſſarius kommen während des ſchwebenden Verfahrens 


noch in Betracht!) 


a) der Kreis⸗(Stadt⸗) Ausſchuß, welcher die Genehmigung zur Vornahme 
von Vorarbeiten auf Grundſtücken, die dem Antragſteller nicht ge— 
hören, ertheilt; wenn nöthig gegen Sicherſtellung wegen etwa zu 
gewährender Entſchädigungen; 

b) der Guts⸗ oder Gemeinde-Vorſtand, der die betheiligten Grundbeſitzer 
von der Vornahme der Vorarbeiten zu benachrichtigen hat; 

c) die Ortspolizeibehörde, welche die Genehmigung zu ertheilen hat, 
wenn Gebäude oder eingefriedete Höfe und Gärten bei Vornahme 
der Vorarbeiten betreten werden ſollen; 

d) der Regierungspräſident als Beſchwerde-Inſtanz über Verfügungen 
des Kommiſſarius; 


5) Unten II 2a. 

8) Geſetz vom 28. Januar 1848 § 26. 

9) Zuſtändigkeitsgeſetz vom 1. Auguſt 1883 $ 97. 

10) Genoſſenſchaftsgeſetz vom 1. April 1879 $ 72, Zuſtändigkeitsgeſetz vom 1. Auguſt 


1883 $ 94. 


11) Ebenda $$ 73. 76. 77 und bezw. § 94. 
1) Ebenda §§ 77—81. 
13) Ebenda § 71. 


. 


N 


10. 


11. 


12. 


13. 


e) der Bezirksausſchuß als Beſchwerde-Juſtanz über Beſchlüſſe des 
Kreis⸗(Stadt⸗) Ausſchuſſes 1). 

ach Beendigung der kommiſſariſchen Arbeiten beſchließt der zuſtändige 
Miniſter, ob das Statut zu genehmigen iſt und ertheilt, im Falle der 
Zuſtimmung aller Betheiligten, diefe Genehmigung ſelbſt oder unter- 
breitet, im Falle Widerſprechende vorhanden ſind, das Statut Aller— 
höchſten Orts zur Genehmigung 15); die Vorlegung der Akten an den 
Miniſter erfolgt durch den Regierungspräſidenten, dem auch eine Bor- 
prüfung obliegt. Daſſelbe gilt von Statutenänderungen. 


Die ſtaatliche Aufſicht über die Genoſſenſchaft führt in Landkreiſen der 


Landrath als Vorſitzender des Kreisausſchuſſes, in Stadtkreiſen die 
Ortspolizeibehörde 19). 


. Bezweckt die Genoſſenſchaft die Anlegung und Verbeſſerung von Waſſer— 


ſtraßen und anderen Schifffahrtsanlagen, ſo wird die Aufſicht vom Re— 
gierungspräſidenten ausgeübt 1). 


Beſchwerde⸗Inſtanz ift in dem zu 6 gedachten Falle der Regierungs⸗ 


präſident, in dem zu 7 gedachten Falle der Oberpräſident. 


.Die Genehmigung zur Veräußerung von Immobilien, zur Aufnahme 


von Anleihen und zur Vornahme aller Rechtshandlungen, zu denen die 
Genehmigung der Aufſichtsbehörde durch das Statut vorbehalten iſt, 
hat dagegen der Kreis-(Stadt-)Ausſchuß zu ertheilen 19. 

Streitigkeiten über die Zugehörigkeit zur Genoſſenſchaft, insbeſondere 
über die Theilnahme an den Laſten entſcheidet ebenfalls der Kreis— 
(Stadt-) Ausſchuß +9). 

Gegen die Feſtſtellung außerordentlicher Ausgaben und gegen die Ver— 
fügung wegen Aufnahme von Ausgaben in den Haushaltsplan durch 
die Aufſichtsbehörde, ſteht der Genoſſenſchaft innerhalb zwei Wochen die 
Klage zu, und zwar in dem zu 6 gedachten Falle beim Bezirksausſchuß, 
in dem zu 7 gedachten Falle beim Oberverwaltungsgericht 2). 
Streitigkeiten darüber, ob ein Dritter die Aufnahme in eine beſtehende 
Genoſſenſchaft verlangen kann, unterliegen, mit Ausſchluß des Rechts— 
weges, der Entſcheidung des Bezirksausſchuſſes 2). 

Der ausſchließlichen Entſcheidung des Miniſters iſt vorbehalten: die 
Entſcheidung darüber, ob nach Begründung der Genoſſenſchaft die Er— 
ſtattung der von dem Antragſteller auf nothwendige Vorarbeiten zweck— 


t) Genoſſenſchaftsgeſetz vom 1. April 1879 § 71 und §§ 51. 153 des Landesverwaltungs⸗ 
geſetzes vom 30. Juli 1883. 

15) Ebenda §§ 4. 82. 57. 58 und Juſtandigkeitsgeſetz vom 1. Auguſt 1883 $ 94. 

10) Ebenda §§ 49. 50. 59. 60. 88. 86. 87 und Zuſtändigkeitsgeſetz vom 1. Auguſt 1883 § 94. 

17) Ebenda. 

18) Geſetz vom 1. April 1879 § 51, Zuſtändigkeitsgeſetz vom 1. Auguft 1883 § 94. 

19) Ebenda $ 53. 

20) Zuſtändigkeitsgeſetz vom 1. Auguſt 1883 § 94 Abſatz 3, Geſetz vom 1. April 1879 F 50. 

21) Geſetz vom 1. April 1879 § 70, Landesverwaltungsgeſetz vom 30. Juli 1883 $ 153. 
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dienlich verwendeten baaren Auslagen zur Laſt zu legen ſind und ob 

die Auflöſung einer beſtehenden Genoſſenſchaft erfolgen darf ?). 

14. Abgeſehen von den vorſtehenden, den genannten Behörden übertragenen 
Obliegenheiten kommen in Anſehung der Vaſſergenoſſenſchaften noch 
folgende geſetzliche Beſtimmungen und beziehungsweiſe Behörden in 
Betracht: 

a) In Betreff der Rechtsmittel gegen ein vom Genoſſenſchaftsvorſtande 

angewendetes Zwangsverfahren finden die Beſtimmungen der SS 132 ff. 
des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 
1883 Anwendung )). 

b) Der ordentliche Rechtsweg iſt lediglich auf die Geltendmachung ver— 
mögensrechtlicher Anſprüche beſchränkt, welche die Genoſſenſchaft 
gegen Dritte zu vertreten oder zu verfolgen hat. Außerdem können 
Auſprüche auf Schadenerſatz gegen den Antragſteller von den Eigen— 
thümern ſolcher Grundſtücke, auf denen bei Vornahme der Vorarbeiten 
ein Schaden verurſacht iſt, Gegenſtand der richterlichen Entſchei— 
dung ſein ). 

c) Schwebt ein Verfahren vor der Auseinanderſetzungsbehörde, fo find 
etwaige mit dieſem Verfahren in Verbindung ſtehende Genoſſen— 
ſchaftsbildungen von dieſer Behörde mit zu reguliren. Außerdem iſt 
der Oberpräſident befugt, die Leitung eines Verfahrens zur Genoſſen— 
ſchaftsbildung einer Auseinanderſetzungsbehörde ſelbſtſtändig zu über- 
tragen. 

Nach dem Geſchäftsgebrauch wird es für erforderlich gehalten, daß 
auch im erſteren Falle eine ausdrückliche Uebertragung der Leitung 
durch den Oberpräſidenten erfolgt, obgleich das Recht und die Pflicht, 
die Geſchäftsleitung zu übernehmen, ſich aus dem Geſetz ergiebt. 

In dieſen Fällen tritt die Auseinanderſetzungsbehörde mit dem 
für dieſelbe angeordneten Inſtanzenzuge überall ein, bis das vor ihr 
ſchwebende Verfahren durch Rezeßbeſtätigung beendet ift”). 

Hinſichtlich der Prüfung und der Genehmigung der Genoſſenſchafts— 
bildung ſelbſt, bewendet es aber auch in dieſen Fällen bei den Be— 
ſtimmungen des Genoſſenſchaftsgeſetzes. 

IV. Das Geſetz vom 20. Auguſt 1883, betreffend die Befugniſſe der 
Strombauverwaltung gegenüber den Uferbeſitzern an öffentlichen Flüſſen, hat 
nachſtehende Zuſtändigkeitsverhältniſſe begründet. 

1. Anträge auf Veräußerung von Uferanwüchſen, Inſeln, Zulandungen und 

ſonſtigen Beſtandtheilen des Flußbettes öffentlicher Flüſſe waren ſchon 


25) Geſetz vom 1. April 1879 $$ 85. 61. 62. 63. 

2) Geſetz vom 1. April 1879 8 54, Zuſtändigkeitsgeſetz vom 1. Auguſt 1883 $ 94 Abſatz 4. 

>) Geſetz vom 1. April 1879 § 71. 

) Geſetz vom 1. April 1879 § 96. 77, Zuſtändigkeitsgeſetz vom 1. Auguſt 1883 § 95% 
Verordnungen vom 20. Juni 1817 § 3, vom 3. Juni 1834 88 7. 8. 
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vor Erlaß des Geſetzes vom 20. Auguſt 1883 an den Miniſter der 
öffentlichen Arbeiten zu richten 26). Nachdem durch das genannte Geſetz 
die Beſchlußfaſſung darüber, ob die Vorausſetzungen für dergleichen Beſitz— 
übertragungen anzuerkennen ſind, in erſter Linie den Lokalbaubeamten und 
erſt an letzter Stelle dem Miniſter der öffentlichen Arbeiten als Be— 
ſchwerde-Inſtanz übertragen worden find, ift durch Erlaß vom 5. November 
1886 2) den Provinzialbehörden die ſelbſtſtändige Feſtſetzung derjenigen 
Bedingungen überlaſſen, unter welchen in einzelnen Fällen die Abtretung 
von Alluvionen erfolgen ſoll, mit der Maßgabe, daß die miniſterielle 
Genehmigung nur dann erforderlich iſt, wenn die Vorausſetzungen der 
SS 6, 13 des Geſetzes vom 20. Auguſt 1883 nicht zutreffen, namentlich 
wenn es ſich um die Ueberlaſſung der angelegten Regulirungswerke, 
Buhnenkörper und dergleichen ſelbſt handelt, oder wo die Abtretung von 
Alluvionen an andere Perſonen als an die Uferbeſitzer in Frage kommt. 
Dem Reſſort der Domänenverwaltung ſind indeſſen vorbehalten geblieben 
die Fiſcherei, die Waſſerzinſe, die Eisgewinnung, ſowie alle ſonſtigen 
Nutzungen der öffentlichen Flüſſe, welche früher zum Reſſort der 
Domänen- und Forſtverwaltung gehört haben; die Anwüchſe, Zulan— 
dungen, Inſeln u. f. w., welche die Domänen- und Forſtverwaltung 
ſchon früher in Beſitz genommen hat und da, wo Domänen und Forſt— 
grundſtücke an den öffentlichen Fluß angrenzen, die aus der Adjacirung 
folgenden Rechte des Uferbeſitzers ?). 
Soweit in dem Geſetze die Beſchwerde an den Miniſter zugelaſſen 

wird, ift der Miniſter der öffentlichen Arbeiten Beſchwerde-Juſtanz ). 

2. Der Oberpräſident als ſolcher iſt berufen, im Zweifelsfalle über die 
Schiffbarkeit einer Stromſtrecke, mit Ausſchluß des Rechtsweges, jedoch 
vorbehaltlich des Rekurſes an den zuſtändigen Miniſter, zu entſcheiden ?). 

3. Der Oberpräſident der Provinz Schleſien ift außerdem in feiner Eigen— 
ſchaft als Chef der Oderſtrombauverwaltung ?) Beſchwerde-Inſtanz für 
Anordnungen der Lokalbaubeamten im Bezirk der genannten Verwaltung?) 
und berufen, in Bezug auf die Abtretung von Alluvionen die näheren 
Bedingungen feſtzuſetzen ?). 

4. Der Regierungspräſtdent ift Beſchwerde-Inſtauz bezüglich der Entſchei— 
dungen des Landraths und beziehungsweiſe der Ortspolizeibehörde über 
den Gegenſtand und den Umfang der der Strombauverwaltung einzu— 


26) Erlaß des M. d. ö. A. und f. L., D. u. F. vom 10. März 1881, Miniſterialblatt für 
die innere Verwaltung S. 87. 

27) Miniſterialblatt für die innere Verwaltung S. 217. 

28) Der zu 20) erwähnte Erlaß. 

20) 88 1. 4. 13 des Geſetzes vom 20. Auguſt 1883 und das Geſetz vom 31. Mai 1884, 
Geſetz⸗Samml. S. 303. 

20) § 1 des Geſetzes vom 20. Auguſt 1883. 

3t) Unten II 2a. 


räumenden Nechte??), mit Ausnahme der Fälle, in welchen es fih um 
Einräumung von Grund und Boden zur Anlegung von Deckwerken, 
Buhnen, Kupirungen und anderen Stromregulirungswerken handelt, 
und für die der Oderſtrombauverwaltung nicht unterſtellten Strecken der 
Oder und ihrer ſchiffbaren Nebenflüſſe, die Warthe mit der Netze bezüg— 
lich der Anordnungen, in denen im Verwaltungsbezirk dieſer Behörde 
deren Chef entſcheidet?“). 

5. Gegen Beſcheide des Chefs der Oderſtrombauverwaltung beziehungs— 
weiſe des Regierungspräſidenten, im Sinne der Nummern 3 u. 4, iſt 
die Klage an das Oberverwaltungsgericht oder die Beſchwerde an den 
Miniſter zugelaſſen ??). 

6. Der Landrat kann in Landkreiſen, die Ortspolizeibehörde in Stadt- 
kreiſen, in beſtimmten Fällen zur Entſcheidung angerufen werden über 
den Gegenſtand und den Umfang der der Strombauverwaltung einzu— 
räumenden Befugniſſe ). 


7. Zur Ausübung der der Strombauverwaltung beigelegten Befugniſſe ſind 
deren Lokalbaubeamte zuſtändig. Dieſen ſteht auch das Recht vor— 
läufiger Straffeſtſetzungen nach den Vorſchriften des Geſetzes vom 
23. März 1883 zu, ſoweit ſie mit der Handhabung der Strompolizei 
ausdrücklich beauftragt ſind ). 

8. Der Kreisausſchuß kann in beſtimmten Fällen zur Feſtſetzung der Höhe 
der von der Strombauverwaltung den Uferbeſitzern zu gewährenden Ent- 
ſchädigung angerufen werden. Hiergegen ſteht beiden Theilen der 
Rechtsweg offen. In Fällen, in denen es ſich um Erſtattung des 
Werthes von Anlandungen handelt, hat der Kreisausſchuß gegebenen 
Falls das Schiedsgericht zu ernennen 3). 


V. Für diejenigen Stauwerke, welche zu der Betriebsſtätte von Mühlen 
und anderen Waſſertriebwerken gehören, iſt durch die Reichs-Gewerbeordnung 
§§ 28 ff. und SS 109 bis 113 des Zuſtändigkeitsgeſetzes vom 1. Auguſt 1883 
ein beſonderes Konzeſſionsweſen eingeführt, das durch die miniſterielle An— 
weiſung vom 19. Juli 1884 zur Ausführung der Gewerbeordnung “) ein- 
gehend und genau geregelt iſt. Danach beſchließt: 

1. der Kreis⸗(Stadt⸗) Ausſchuß und beziehungsweiſe in Städten mit mehr 

als 10 000 Einwohnern, die einem Landkreiſe angehören, der Magiſtrat 


32) Geſetz vom 20. Auguſt 1883 § 4. 

) Die unter 29 angegebenen Stellen und $ 127 des Landesverwaltungsgeſetzes vom 
30. Juli 1883. 

31) Geſetz vom 20. Auguſt 1883 § 13, Anweiſung des M. d. 5. A. hierzu vom 7. September 
1883 und Erlaß des M. d. J. und d. ö. A. vom 12. März 1884, Miniſterialblatt für die innere 
Verwaltung S. 208. 

25) Geſez vom 20. Auguſt 1883 §§ 6. 9. 

36) Miniſterialblatt für die innere Verwaltung S. 164. 


„ 


über Anträge auf Genehmigung zur Errichtung oder Veränderung von 
Stauanlagen zu gewerblichen Triebzwecken, 

2. der Bezirksausſchuß im Einvernehmen mit dem zuſtändigen Oberberg— 
amte über die Zuläſſigkeit von Waſſertriebwerken, welche zum Betriebe 
von Bergwerken oder Aufbereitungsanftalten dienen, 

3. der Bezirksausſchuß allein über die Unterſagung der Benutzung gewerb— 
licher Anlagen überhaupt oder an der gewählten Betriebsſtätte aus 
Gründen des öffentlichen Wohls, 

4. der Miniſter für Handel und Gewerbe in Verbindung mit dem Miniſter 
für Landwirthſchaft ꝛc., ſofern Landeskulturintereſſen in Betracht kommen, 
im Uebrigen der Erſtgenaunte allein in der Beſchwerde-Inſtauz. 

VI. Endlich tritt für alle Fälle, wo die Ordnung der waſſerwirthſchaftlichen 
Verhältniſſe einen Theil eines Auseinanderſetzungsverfahrens bilden, die Zu— 
ſtändigkeit der Auseinanderſetzungsbehörde an Stelle der ſonſt berufenen Be- 
hörden ein ). 


2. Behörden. 


a) Oderſtrombauverwaltung. 


Die Bearbeitung der Geſchäfte, welche ſich auf die Erhaltung und Ver⸗ 
beſſerung der Schiffbarkeit der größeren Ströme beziehen, den dazu reſſortmäßig 
berufenen Regierungen abzunehmen und bezuglich der einzelnen Ströme in eine 
Hand zu legen, iſt zuerſt bezüglich des Rheinſtroms verſucht worden. Nachdem 
die Leitung der Geſchäfte eine Reihe von Jahren in der Hand des Ober— 
präſidenten der Rheinprovinz ſich befunden hatte, welchem dazu eine techniſche 
Hülfskraft unter dem Titel eines Strom-Baudirectors beigegeben war, ift eine 
gleiche Konzentrirung der Strombauſachen für die Elbe in die Wege geleitet und 
die Leitung der Strombauten dieſes Fluſſes im preußiſchen Gebiet im Jahre 1866 
dem Oberpräſidenten der Provinz Sachſen ausſchließlich überwieſen worden?“). 
Aus Jutereſſentenkreiſen wurde damals die Anregung für eine gleiche Einrichtung 
wegen Regulirung des Oderſtroms gegeben, und eine entſprechende Eingabe der 
zum achtzehnten Provinzial-Landtage verſammelten Stände der Provinz Schleſien 
vom 18. Oktober 1864 Allerhöchſten Ortes überreicht??). Die Strombauverwal⸗ 
tung für die Oder wurde nach dem Vorbilde der für deu Rhein und die Elbe 
getroffenen Einrichtungen unter der Leitung des Oberpräſidenten der vorzugs— 
weiſe betheiligten Provinz Schleſien durch die Allerhöchſte Kabinets-Ordre vom 
26. November 1873 ins Leben gerufen“). Zur Ausführung dieſer Nefjort- 
veränderung wurde unter dem 29. Mai 1874 von den zuſtändigen beiden Miniſtern 


37) Oben Anmerkung 24. 

3) Erlaß des Min. f. H., G. und öff. A. vom 18. Dezember 1865 III 11672. 

30) Verhandlungen des XVIII. Provinzial⸗Landtages 1864, Druckſachen Nr. 39. 

10) Erlaß des F. Min. und des Min. f. H., G. und öff. A. vom 31. Dezember 1873, 
III 20805/IV 16793 M. f. H., 1 18587 F M. 
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ein Reglement, betreffend die Verwaltung der Bau- und Schifffahrtspolizei— 
Angelegenheiten an der Oder von Breslau bis Schwedt, erlaſſen, in dem der 
Umfang der Verwaltung feſtgeſtellt ift”). Später ift der Geſchäftskreis der 
Oderſtrombauverwaltung aus Anlaß des Planes, die Obere Oder zu reguliren, 
durch die Allerhöchſte Kabinets-Ordre vom 16. April 1879 auch auf die Strecke 
von der Landesgrenze bei Oderberg bis Breslau ausgedehnt worden!“). Das 
Reglement vom 29. Mai 1874 ift entſprechend abgeändert beziehungsweiſe durch 
ein neues Reglement vom 14. Juni 1879, betreffend die Verwaltung der Bau— 
und Schifffahrtsangelegenheiten an der Oder von der Landesgrenze bei Oderberg 
bis Schwedt, erſetzt worden, welches der Zuſtändigkeit des Oberpräſidenten neben 
deren räumlichen Erweiterung auch in ſachlicher Beziehung eine weitere Aus— 
dehnung gegeben hat, indem auch die vom Staate im Strom und deſſen Armen 
angelegten und zu unterhaltenden Schleuſen, Vorfluths-, Entwäſſerungs- und 
Stauanlagen dorthin überwieſen worden ſind !). 

Das Geſetz vom 9. Juli 1886, betreffend den Bau neuer Schifffahrtskanäle 
und die Verbeſſerung vorhandener Schifffahrtsſtraßen !“), hat die Herſtellung 
einer leiſtungsfähigen Waſſerſtraße zwiſchen Oberſchleſien und Berlin mit der 
Maßgabe genehmigt, daß die Ausführung dem Miniſter der öffentlichen Arbeiten 
übertragen iſt. 

Das Geſetz vom 6. Juni 1888, betreffend die Verbeſſerung der Oder u. ſ. w.“), 
hat die Königliche Staatsregierung weiter ermächtigt, zur Verbeſſerung der Schiff— 
fahrt auf der Oder von Koſel bis Breslau 25 500 000 Mark zu verwenden und mit 
der Ausführung des Projekts vorzugehen, wenn der geſammte Grund und Boden, 
welcher nach den feſtgeſtellten Projekten für die Bauausführung, einſchließlich der 
Nebenanlagen, erforderlich iſt, der Staatsregierung aus Intereſſentenkreiſen un— 
entgeltlich und koſtenfrei zum Eigenthum überwieſen oder die Erſtattung der 
vom Staat hierfür aufzuwendenden Koſten in rechtsgültiger Form übernommen 
und ſichergeſtellt iſt; 

ferner zur Verbeſſerung der Stromverhältniſſe in der Unteren Oder durch 
verſchiedene, näher bezeichnete Anlagen, die Summe von 1600 000 Mark aufzu— 
wenden und mit dem Bau vorzugehen, wenn die Ausführung der anſchließenden 
Deich- und Eutwäſſerungsanlagen geſichert ift. 

Durch allgemeine Verfügung der Miniſterien für Handel und Gewerbe, 
der öffentlichen Arbeiten und für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten vom 
22. Januar 1889 iſt, unter Aufhebung des Reglements vom 14. Juni 1879, die 
Strombau- und Schifffahrtspolizei abermals anderweit geregelt worden +6). 


) Amtsblatt der Regier. Breslau S. 267, der Regier. Oppeln S. 203. 

=) Erlaß des Min. d. öff. A., f. H. und G., d. F. vom 4. Mai 1879, 1116493 M. d. 
öff. A., 4721 H. M., 15638 F.-M. 

46) Amtsblatt für Breslau S. 185, für Oppeln ©. 177, für Liegnitz S. 185. 

+ Geſetz-Samml. S. 207. 

5) Geſetz-Samml. S. 238. 

1) Amtsblatt der Regierung zu Frankfurt a./ O. S. 25, Liegnitz S. 35, Breslau S. 45. 
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Dem Oberpräſidenten der Provinz Schleften find für die Oder von der 
Landesgrenze bei Oderberg bis Schwedt die Angelegenheiten der Strombau- und 
Schifffahrtspolizeiverwaltung mit der Maßgabe übertragen, daß demſelben obliegt: 

1. die Beobachtung und Unterſuchung der Hochwaſſerverhältniſſe; 

2. die Erhaltung und Ausbildung der Schifffahrtsſtraßen und Schifffahrts⸗ 

anlagen; 
die Aufſicht über ſolche Schifffahrtsanlagen und Häfen, welche nicht vom 
Staate zu unterhalten ſind; 
4. die Strom- und Schifffahrtspolizei; 
5. die einheitliche Leitung von Maßregeln zur Abwendung und zur Be— 
kämpfung von Hochwaſſer- und Eisgefahren; 
6. die techniſche Prüfung der ihm durch die Landespolizeibehörde vorzu— 
legenden Entwürfe zu Deichanlagen und zu Strom- und Uferbauten, 
welche zum Schutze von Deichaulagen erforderlich werden, im Stroms, 
Schifffahrts- und Landeskulturintereſſe; 
die Ueberwachung der Stromdeiche und aller den Stromlauf beein— 
fluſſenden Auſchlüſſe, ſowie des Zuſtandes des Hochfluthgebiets, namentlich 
im Hinblick auf die Beſeitigung vorhandener und die Verhütung der 
Entſtehung neuer natürlicher oder künſtlicher Behinderungen des regel— 
mäßigen Hochwaſſerabfluſſes durch Deichſchauen und andere geeignete 
Mittel, ſowie die Mittheilung der Ergebniſſe an die zuſtändigen Behörden 
behufs Abſtellung vorgefundener Mängel. 

Nachdem inzwiſchen durch den Allerhöchſten Erlaß vom 31. Dezember 1894 
für den örtlichen Bereich der Strombau- und Schifffahrts-Polizeiverwaltungen 
die Verwaltung der zur Staatskaſſe fließenden Verkehrsabgaben der Schiffs— 
brücken und der Fähren gleichfalls auf die zuſtändigen Oberpräſidenten über— 
gegangen iſt, verbleiben den Regierungspräſidenten innerhalb ihrer Bezirke noch 
die Verwaltung der feſten Brücken-, Kanalſchleuſen-, Vorfluth-, Entwäſſerungs⸗ 
und Stauanlagen, ſowie — unbeſchadet der dem Oberpräſidenten in Nr. 6 u. 7 
beigelegten Befugniſſe — das Deichweſen, insbeſondere auch die Beaufſichtigung 
der eigentlichen Deichvertheidigung bei Hochwaſſer und Eisgang. 

Die Regierungspräſidenten haben alle Entwürfe von ihnen unterſtellten 
Anlagen innerhalb des Bezirks der Oderſtrombauverwaltung dem Oberpräſideuten 
vorzulegen, während dieſer alle Strombauten, welche auf die Anlagen der ge— 
nannten Art Einfluß haben, zur Kenntuiß der betheiligten Regierungspräſidenten 
zu bringen hat. 

Nach dieſen Beſtimmungen wird zur Zeit die Strombau- und Schifffahrts⸗ 
Polizeiverwaltung im Bereich der Oderſtrombauverwaltung Seitens des Ober— 
präſidenten zu Breslau gehandhabt. 

Ueber die räumliche Ausdehnung der Verwaltung iſt noch zu bemerken, 
daß zu den nach dem Geſetz vom 6. Juni 1888 auszuführenden Anlagen auch 
die Regulirung der Oder unterhalb Schwedt bis Nipperwieſe gehört, daß dieſe 
Anlage naturgemäß mit der Regulirung der Oder oberhalb Schwedt in Ver⸗ 
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bindung zu bringen war und deshalb eine weitere Ausdehnung des Gebiets der 
Oderſtrombauverwaltung angeordnet iſt. 

Ueberhaupt hat ſich die räumliche Grenze nicht ganz genau inne halten 
laſſen. Als in den Jahren 1882 bis 1885 eine einheitliche Regelung der 
Schifffahrtspolizei auf der Oder erfolgte, hat die Frage eingehende Erörterung 
gefunden, bis zu welcher Grenze die Geltung der zu erlaſſenden Verordnung 
auszudehnen ſei, weil auf der Strecke zwiſchen Schwedt und Stettin die Strom— 
ſchifffahrt einerſeits und die Seeſchifffahrt andererſeits dergeſtalt in einander ein— 
greifen, daß es ſchwer iſt, feſtzuſtellen, wo die eine anfängt und die andere 
aufhört. Schließlich iſt angenommen worden, daß der Seeſchifffahrt auf der 
Oder zwiſchen dem Stettiner Hafen und der Oder-Brücke bei Schwedt eine 
überwiegende Bedeutung nicht beizulegen iſt, und es hat deshalb der Miniſter 


für Handel und Gewerbe eine Verordnung erlaſſen, die den Schifffahrtsverkehr 
auf der Oder von der öſterreichiſchen Grenze bis zum Stettiner Hafen einheitlich 
regelt“) und hauptſächlich die Verhältniſſe der Flußſchifffahrt berückſichtigt. Dieſe 
Verordnung vom 11. Auguft 1885 erſtreckt ſich nicht nur auf den Lauf der eigent- 
lichen Oder, ſondern auch auf deren Arme und Verzweigungen insbeſondere im Re— 
gierungsbezirk Stettin, in die fich die Oder oberhalb des Stettiner Hafens theilt !). 


7) Erlaß d. M. f. H. u. G. vom 21. Mai 1884 Nr. 2561. 
1) Vgl. Amtsblatt Oppeln Nr. 40, Breslau Nr. 38, Liegnitz Nr. 88, Frankfurt a./ O. 
Nr. 35, Stettin Nr. 39. Die Verordnung iſt abgeändert unterm 17. Mai 1886, 11. März 1887 
und 14. November 1887 (Amtsbl. Frankfurt a./ O. St. 25, S. 95 und S. 357 ꝛc.). Außerdem 
beſtehen für den Schiffsverkehr durch verſchiedene Oderbrücken beſondere Polizei-Verordnungen. 
Bezüglich der Flößerei⸗Polizei⸗Verordnung des M. f. H. u. G. vom 10. Juni 1882 fiche Amis- 
blatt für Stettin Nr. 29. Wegen des Schifffahrts- und Flößerei-Verkehrs auf den Nebenflüſſen 
der Oder vgl. die nachſtehenden Polizei-Verordnungen: 
1. Obrzycko- bezw. Faule Obra: Verordnung v. 20. Juli 1887 (Amtsbl. Frankfurt a. / O. 
S. 231). 
2. Warthe: Verordnung vom 31. Oktober 1868 (Amtsbl. Frankfurt a. / DO. S. 299), ab- 
geändert unterm 10. Oktober 1881 (Amtsbl. S. 283). 
Verordnung vom 8. Januar 1869 (Amtsblatt Poſen S. 33), abgeändert unternt 
2. Mai 1881 (Amtsbl. Poſen S. 155). 
3. Warthe und Netze: Verordnung d. Oberpräſidenten zu Potsdam vom 21. Februar 1877. 
(Amtsbl. Frankfurt a./ O. S. 63). 
4. Netze: Verordnung vom 19. November 1864 (Amtsbl. Frankfurt a./ O. S. 49), ergänzt 
bezw. abgeändert unterm 21. Dezember 1864 (Amtsbl. S. 258) und 
unterm 10. Oktober 1881 (Amtsbl. S. 283). 
Untere Netze: Verordnung vom 20. April 1881 (Amtsbl. Bromberg Nr. 17) — ergänzt 
durch Verordnung vom 16. Februar 1883 (Amtsbl. S. 50) — und Ber- 
ordnung vom 23. Juli 1885 (Amtsbl. Bromberg ©. 217). 
5. Drage: Flößerei- Ordnung vom 23. Juni 1894 (Amtsbl. Frankfurt a./ O. S. 286 ff), 
nebſt Polizei⸗Verordnung vom 24. Juli 1894 (Amtsbl. S. 235). 
6. Waſſerſtraßen, welche dem Regierungspräſidenten zu Potsdam unterſtellt 
ſind: Polizei⸗Verordnung vom 17. Januar 1896 (Amtsbl. 1896. Erſte Sonderausg.) 
7. Ihna: Verordnungen vom 13. Oktober 1852 (Amtsbl. Stettin S. 369) und vom 
6. Januar 1853 (Amtsbl. S. 7), ergänzt durch Verordnung vom 
29. Januar 1875 (Amtsbl. Stettin S. 41). 
8. Küddow: Flößerei⸗Reglement vom 7. November 1879 und Verordnung vom 15. De- 
zember 1879 (Amtsbl. Bromberg Nr. 52). 
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Bezüglich der ſachlichen Zuſtändigkeit ift zu beachten, daß durch allgemeine 
Verfügung vom 22. Januar 1889 neben den ſonſt der Oderſtrombauverwaltung 
beigelegten Befugniſſen, in derſelben bezüglich des Deichweſens eine Zwiſchen⸗ 
Inſtanz zwiſchen der dem Regierungspräſidenten zuſtehenden Landespolizei und 
der Miniſterial-Juſtanz geſchaffen ift. Ihre Thätigkeit ift hauptſächlich dazu 
beſtimmt, vorbeugende Maßregeln zur Abwendung der Gefahr durch Hochwaſſer 
und Eisgang zu treffen, während der Landespolizei die Vertheidigung obliegt, 
wenn die Gefahr ſelbſt droht. 

Demgemäß ſoll auf Anordnung des Chefs der Oderſtrombauverwaltung im 
Frühjahr oder Sommer eines jeden Jahres eine Schau der Deiche und des Hod- 
fluthgebiets ſtattfinden, die von einem techniſchen Beamten der Strombauverwaltung 
unter Betheiligung von Kommiſſarien der für das Deichweſeu zuſtändigen Landes— 
polizeibehörde und des Waſſerbauinſpektors der in Betracht kommenden Strom- 
ſtrecke, ferner unter Zuziehung der Oberbeamten der betreffenden Deichverbände 
abzuhalten iſt. Bei dieſen Schauen, die übrigens auch an die von den Deich— 
verbänden ſtatutenmäßig abzuhaltenden Schauen angeſchloſſen werden dürfen, iſt 
der Zuſtand der Deiche und des Hochfluthgebiets genau zu prüfen, und es iſt 
wegen Abſtellung etwa vorgefundener Mängel entweder durch den Chef der Strom— 
bauverwaltung ſelbſt oder durch Vermittlung der Landespolizeibehörde alsbald 
das Nöthige zu veraulaſſen. Von dem Veranlaßten iſt den Waſſerbauinſpektoren 
Kenntniß zu geben. Die Ueberwachung der Abſtellung vorgefundener Mängel 
liegt den techniſchen Beamten der Strombauverwaltung, den Deichinſpektoren 
und den Unterbeamten, einem jeden innerhalb ſeines Wirkungskreiſes, ob, die 
etwaige Mängel oder Unzuträglichkeiten auf kürzeſtem Wege abzuſtellen oder bei 
dem Chef der Strombauverwaltung zur Anzeige zu bringen haben. Auch für 
die Stromſtrecken, auf welchen das Hochfluthprofil nicht durch Deiche, ſondern 
durch natürliche Höhenränder begrenzt wird, iſt eine gleiche Aufſicht angeordnet. 
Endlich iſt dem Chef der Strombauverwaltung anheim gegeben, auch im Herbſt 
eine Schau zu veranſtalten, wenn er eine Prüfung der Ausführung der auf Grund 
der Frühjahrsſchau veranſtalteten Maßnahmen für erforderlich halt“). 

Auf die Nebenflüſſe der Oder, auf die ſich der Wirkungskreis der Oderſtrom— 
bauverwaltung nicht erſtreckt, finden dieſe Beſtimmungen zwar keine unmittelbare 
Anwendung, es erſcheint aber ſelbſtverſtändlich, daß die Organe der Landespolizei, 
ſoweit fie unmittelbar unter der Miniſterial-Juſtanz ſtehen, ſinngemäßen Gebrauch 
davon machen. Es betrifft dies namentlich die Regierungspräſidenten in Franf- 
furt a. O., in Poſen und Bromberg bezüglich der Warthe mit der Netze ). 

Zu allen Waſſerbauten, durch welche die Richtung des Stromes, der Zuſtand 
der Schifffahrt oder die Sicherung, Bewäſſerung und Entwäſſerung angrenzender 
Ländereien in ein neues Verhältniß kommen, iſt vor Ertheilung der landespolizei⸗ 
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lichen Genehmigung diejenige des Miniſters der öffentlichen Arbeiten ein— 
zuholen, namentlich auch wenu es ſich um Entnahme von Wafjer aus öffent— 
lichen Flüſſen handelt s). 


p) Die Waſſerbauinſpektoren. 


Zur Ausführung der nach § 48 der Juſtruktion zur Geſchäftsführung der 
Regierungen in den Königlich preußiſchen Staaten vom 23. Oktober 181759 
den Regierungs- und Bauräthen der Bezirksregierungen übertragenen waſſer— 
polizeilichen und ſonſtigen Obliegenheiten find nach Bedarf Bauinſpektoren 
mit beſtimmt begrenztem Wirkungskreiſe angeſtellt worden. Da die waſſer— 
polizeiliche Thätigkeit fH nach der angegebenen Inſtruktion und im Auſchluß au 
den damaligen Stand der Geſetzgebung, ſo weit bautechniſche Gegenſtände in 
Betracht kommen, lediglich auf die ſchiffbaren Flüſſe beſchränkte, ſo wurden zunächſt 
Waſſerbauinſpektoren nur zur Ausführung der im Schifffahrtsintereſſe nöthigen 
Arbeiten an der Oder angeſtellt, deren Zahl mit den erweiterten Aufgaben der 
neueren Stromregulirungen nach und nach vermehrt wurde. Zur Beaufſichtigung 
ihrer Thätigkeit hatten die Regierungs- und Bauräthe innerhalb ihrer Bezirke 
die Oder im Frühjahr zur Beurtheilung der erforderlichen Verbeſſerungen und 
im Herbſt zur Prüfung der ausgeführten Arbeiten zu befahren und über ihre 
Bereiſung den Regierungen Bericht zu erſtatten, welche darauf die nöthigen An— 
ordnungen erließen. 

Als Unterbeamte und Aufſichtsperſonal ſind den Waſſerbauinſpektoren Strom— 
meiſter unterſtellt, denen je eine beſtimmte Stromſtrecke zur beſonderen Beauf— 
ſichtigung überwieſen wurde. 

Durch die Einrichtung der Oderſtrombauverwaltung?) find die Waſſer— 
bauinſpektoren in den Geſchäftsbezirk dieſer Behörde überwieſen und die Ob— 
liegenheiten der Regierungs- und Bauräthe auf den Oderſtrombaudirektor über— 
gegangen, der im Uebrigen die vorſchriftsmäßige Ausführung der von der zu— 
ſtändigen Behörde genehmigten Bauten durch die betreffenden Lokalbaubeamten 
nach Maßgabe der bezüglichen Entwürfe und Koſtenanſchläge zu veranlaſſen und 
zu überwachen hat. Demnächſt hat eine Neueintheilung und Neuabgrenzung der 
Waſſerbau- und Strommeiſter-Bezirke im Bereich der Oderſtrombauverwaltung, 
mit Zuſtimmung des Miniſteriums für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten s) 
dahin ſtattgefunden, daß von Breslau abwärts fünf Waſſerbauinſpektionen: 
Breslau, Steinau, Glogau, Kroſſen, Küſtrin 5) durch Erlaß des Oberpräſtdenten der 
Provinz Schleſten vom 11. März 1875 eingerichtet wurden und daß der Strom 
außerdem in 16 Strommeiſter⸗Bezirke eingetheilt wurde. Nach der Ausdehnung 
des Gebiets der Oderſtrombauverwaltung bis au die Landesgrenze, find die 


51) Erlaß des M. d. öff. A. vom 28. October 1893, Min.⸗Bl. f. d. inn. Verw. S. 255. 
52) Geſetz-Samml. S. 248. 

53) Oben II 2a. 

5) Erlaß vom 5. März 1875 111 5433. 

55) Amtsblatt der Königl. Regierung zu Frankfurt ./ O. S. 83. 
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Bauinſpektionen Brieg und Ratibor und nach der Kanualiſirung der Oberen 
Oppeln noch hinzugetreten. 

Dem entſprechend ift auch der Waſſerbaudienſt an der Oder unterhalb 
Nipperwieſe, ſowie an der Warthe, Drage und Netze geregelt worden, die der 
alleinigen landespolizeilichen Aufſicht der Regierungspraſidenten zu Stettin, 
Frankfurt a. O., Poſen und Bromberg unterſtehen. Die Bauinſpektionen haben 
ihren Amtsſitz in Stettin (Mündungsſtrecke der Oder, Landsberg (untere Warthe, 
Netze und Drage), Birnbaum und Poſen (Warthe im Poſener Bezirk), Czarnikau 
und Bromberg nebſt der ſelbſtſtändigen Bauabtheilung Nakel (Netze im Brome 
berger Bezirk). 

Die Waſſerbauinſpektoren ſind als Lokalbaubeamte zur Ausübung der den 
Strombauverwaltungen nach Maßgabe des Geſetzes vom 20. Auguſt 1883 zu- 
ſtehenden Befugniſſe kraft eigener Amtsgewalt zuſtändig. Gegen die von ihnen 
auf Grund dieſes Geſetzes getroffenen Anordnungen findet die Beſchwerde an den 
Oberpräſideuten, und gegen deſſen Entſcheidung die Klage beim Oberverwaltungs— 
gericht oder die Beſchwerde an den zuſtändigen Miniſter tatt.) Außerdem ſind fic 
nach Maßgabe des Circular-Crlaſſes der Miniſter des Innern, der öffentlichen 
Arbeiten und für Handel und Gewerbe für ihre Bezirke mit der Wahrnehmung 
der Strom- und Schifffahrtspolizei beauftragt und handelu in dieſer Hiuſicht als 
Organe des Oberpräſidenten in deſſen Auftrage. Ihre Verfügungen beſtehen ſo 
lange, als fie nicht vom Auftraggeber gemißbilligt werden?). Sie vermögen 
ihre Anordnungen durch Anwendung der den Regierungen beigelegten ZJwangs— 
befugniſſe durchzuſetzen, ſind aber durch den Miniſterial-Erlaß vom 17. Februar 
1888 angewiejen, bei Abmeſſung von Geldſtrafen nicht über das im § 132 des 
Landesverwaltungsgeſetzes vom 30. Juli 1883 den Ortspolizeibehörden gewährte 
Maß von 60 Mark hinauszugehen. Als mit der Handhabung der Strompolizei be— 
auftragten Beamten ſteht ihnen auch das Recht der vorläufigen Straffeſtſetzung 
nach den Vorſchriften des Geſetzes vom 23. April 1883 wegen der in ihrem 
Bezirke verübten und in ihren Verwaltungsbereich fallenden Uebertretungen zu. 


Oder 


— 


c) Meliorationsbauinſpektoren. 


Die Einrichtung der Meliorationsbauämter ſtammt aus neuerer Zeit. Die 
erſte Auregung hierzu wurde von der Königlichen Regierung in Bromberg 
gegeben, als fih um das Jahr 1850 im Kreiſe Iuowrazlaw ein dringendes 
Bedürfniß nach Ausarbeitung von Meliorationsbauprojekten geltend gemacht 
hatte. Der in Juowrazlaw damals angeſtellte Bauinſpettor Sturzel hatte ſich 
dieſer Arbeiten mit Sachkenntniß und großem Intereſſe angenommen und ver— 
ſucht, dieſelben neben ſeinen ſonſtigen Arbeiten auszuführen. Da hierzu aber 
die Arbeitskraft eines Mannes nicht ausreichte, berichtete im Jahre 1852 die 


56) Geſetz vom 20. Auguſt 1883 § 13, Geſetz vom 31. Mai 1884 (Gefetz-Samml. S. 337 
und bezw. 303). 
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Königliche Regierung zu Bromberg an das landwirthſchaftliche Miniſterium, es 
ſei unmöglich, daß ein Bauinſpektor, deſſen Wirkungskreis unter gewöhnlichen 
Verhältniſſen angemeſſen begrenzt ift, nebenbei noch umfangreiche Landesmelio— 
rationsprojekte bewältigt und ſchlug vor, den Bauinſpektor Sturzel bis auf 
Weiteres ganz auf die Meliorationsarbeiten hinzuweiſen und ihn, bis die zur 
Zeit der Berichterſtattung in Angriff genommenen Arbeiten erledigt ſeien, in ſeinem 
Hauptamte als Kreisbauinſpektor vertreten zu laſſen. Dem Antrage iſt ent— 
ſprochen, und es iſt hierauf die Begründung ſtändiger Bauinſpektorenſtellen ins 
Auge gefaßt worden. Im Staatshaushalts-Etat für 1856 find zum erſten 
Male Mittel zur Begründung von ſolchen Stellen verlangt und vom Landtage 
bewilligt worden. Nachdem dies geſchehen, iſt durch Erlaß der Minifter für 
Handel, Gewerbe und der öffentlichen Arbeiten, ſowie für Landwirthſchaft, Domänen 
und Forſten vom 6. November 1856 in Inowrazlaw eine dieſer vier Stellen be— 
gründet mit der Beſtimmung, in der Provinz Poſen nach Auweiſung des Ober— 
präſidenten diejenigen größeren Landesmelioratiouen vorzubereiten und aug- 
zuführen, welche in mehrere Regierungsbezirke eingreifen und daher von dem Ober— 
präſidenten ſelbſt geleitet werden oder zu welchen es den einzelnen Regierungen 
an geeigneten oder disponiblen Kräften fehlt. Der Oberpräſident überweiſt in 
den zuletzt gedachten Fällen den Meliorationsbauinſpektor der betreffenden Regierung 
oder General-Kommiſſion, und derſelbe fungirt alsdann in ſolchen Sachen in 
gewöhnlicher Weiſe als Bauinſpektor dieſer Behörden ). Seitdem find wieder— 
holt in den einzelnen Etats Mittel zur Vermehrung der Meliorationsbauämter 
gefordert und bewilligt worden. Für die Oder und deren Nebenflüſſe bezw. für 
das Niederſchlags- und Waſſerſammelgebiet dieſes Stroms kommen zur Zeit die 
nachſtehenden ſechs Meliorationsbauämter in Betracht: Stettin; Berlin J für das 
Stromgebiet der Oder in der Provinz Brandenburg; Breslau für die Regierungs— 
bezirke Breslau und Liegnitz; Oppeln; Poſen und Bromberg. 

Die Einrichtung iſt bezüglich der einzelnen Stellen in gleicher Weiſe und 
unter gleichen Vorausſetzungen und Bedingungen erfolgt, wie bei der erſten ur— 
ſprünglich in Juowrazlaw ins Leben gerufenen Stelle. Insbeſondere iſt für 
die Provinz Schleſien durch Erlaß des Miniſters für Landwirthſchaft ꝛc. vom 
21. September 1867 eine Landesmeliorations-Bauinſpektorſtelle nach vorheriger 
Feſtſtellung des Bedürfniſſes eingerichtet“) worden. 

Nachdem ſpäter die Meliorationsbauinſpektoren an den Orten, an denen 
ſich Generalkommiſſionen befinden, in Breslau, Frankfurt (Berlin) und Bromberg, 
dieſen Behörden gleichzeitig als technifcher Beirath überwieſen find, ift durch Erlaß 
des Miniſters für Landwirthſchaft zc. vom 24. Juni 1886 ihr Verhältniß zu diefen 
Behörden dahin geregelt worden: der Meliorationsbauinſpektor hat in ſeiner 
nebenamtlichen Stellung als techniſcher Beirath der Generalkommiſſion nach Anz 
weiſung des Präſidenten dieſer Behörde an der Bearbeitung der meliorations— 


5%) Erlaß vom 6. September 1856, M. f. H., G. u. öff. A. III 9998/ M. f. l. A. 6864. 
59) J Nr. 7366. 


techniſchen Angelegenheiten theilzunehmen. Seine Thätigkeit als folder ift jedoch 
nicht auf die genoſſenſchaftlichen Unternehmungen auszudehnen, welche die 
Generalkommiſſion außerhalb eines Auseinanderſetzungsverfahrens auf Grund 
beſonderen Auftrags des Oberpräſidenten leitet“). Soll der Meliorationsbau⸗ 
inſpektor in ſolchen Fällen zugezogen werden, bedarf es eines beſonderen Autrags 
beim Oberpräſidenten, und der Meliorationsbauinſpektor ift dann, wenn ihm der 
Auftrag vom Oberpräſidenten ertheilt wird, für die Sache Beamter der General- 
kommiſſion. Ebenſo bedarf es eines beſonderen Auftrags, wenn der Meliorations⸗ 
bauinſpettor im ſtaatlichen Aufſichtsintereſſe oder im Intereſſe der betheiligten 
Parteien als Sachverſtändiger in einer Auseinanderſetzuugsſache zugezogen 
werden ſoll. 


Nach der vom Miniſter für Landwirthſchaft ꝛc. erlaſſenen Anweiſung vom 
25. Mai 1895 hat ſich die Thätigkeit der ſtaatlichen Meliorationsbaubeamten 
bei der Bearbeitung von Meliorationen zu erſtreckeu auf: 

I. die Beſchaffung der Unterlagen zur Stellung von Anträgen auf Be— 
willigung der Vorarbeitskoſten aus den der laudwirthſchaftlichen Ver— 
waltung zur Verfügung ſtehenden Mitteln; 

II. die Bearbeitung des Entwurfs für die Melioration oder die Kontrolle 
ſeiner Ausarbeitung in allen Fällen, in denen Beihülfen aus den unter 
I. bezeichneten Mitteln zur Verwendung gelangen, ferner die Reviſion 
aller Meliorationspläne, die zur Bildung von Genoſſenſchaften und 
Meliorationsverbänden dienen ſollen; 

III. die Mitwirkung bei der Bildung der unter II. erwähnten Genoſſenſchaften 
und Verbände; 

IV. die Mitwirkung bei der Ausführung des Meliorationsplans und bei 
der Abnahme der ausgeführten Anlagen; 

V. die Mitwirkung bei der Führung der Aufſicht über die unter II. er⸗ 
wähnten Genoſſenſchaften und Verbände und bei der Unterhaltung der 
Anlagen. 


Die Mitwirkung des Meliorationsbaubeamten hat, außer bei Genoſſen— 
ſchaften und Verbänden, bei allen Meliorationen einzutreten, bei denen Mittel 
aus Fonds der landwirthſchaftlichen Verwaltung zur Verwendung gelangen. 

Ueber ihre Thätigkeit haben die Meliorationsbaubeamten jährlich einen 
Geueralbericht zu erſtatten, welcher am 1. April jeden Jahres dem Minifter für 
Landwirthſchaft, Domänen und Forſten vorgelegt werden fol. In dem General- 
bericht ſoll auch eine Aeußerung enthalten ſein über die Führung derjenigen 
Regierungsbaumeiſter und Wieſenbaumeiſter, die dem Meliorationsbauinſpektor 
zur Beſchäftigung überwieſen, beziehungsweiſe in ſeinem Bezirk beſchäftigt ſind 
und deshalb in techniſcher Beziehung von ihm überwacht werden. 


co) Geſetz vom 1. April 1879 § 77. 


3. Ilußbauten. 
a) Die ſchiffbare Oder nebſt den Nebenflüſſen. 


Die Herrſcher Brandenburg-Preußens haben früh erkannt, daß die Macht 
und die weitere Fortentwicklung des Staats vor allem durch die wirthſchaftliche 
Erſtarkung des Landes bedingt wird, welche in erſter Linie durch Hebung des 
Verkehrs im Innern zu erreichen, und daß zu dieſem Zweck der Ausbildung 
der Waſſerſtraßen gebührende Beachtung zu ſchenken iſt. 

Die Anfänge der Verkehrsentwicklung ſind auf die beiden Herrſcher zurück— 
zuführen, welche den Grund gelegt haben für die Entwicklung des Staats 
zu dem, was er geworden, auf den Großen Kurfürſten und auf Friedrich den 
Großen. Die Verbindung der Spree mit der Oder iſt ein Werk des erſteren, 
und bildet ein dauerndes, hervorragendes Denkmal ſeiner waltenden Sorge und 
feines ſtaatsmänniſchen Scharfblicks. Die weitere Verbindung des Odergebiets 
mit dem Elbegebiet iſt ein Werk Friedrichs des Großen, der durch die Anlage 
des Finow-Kanals eine viel benutzte Waſſerſtraße zwiſchen der Havel und der 
Unteren Oder herſtellte. 

Wenn Braudenburg-Preußen dieſen beiden Herrſchern, welche es ver- 
ſtanden haben, den Kriegsruhm mit der Förderung der wirthſchaftlichen Intereſſen 
ihres Landes zu vereinigen, ſeinen Aufſchwung verdankt, ſo ſind doch auch ihre 
Nachfolger an der Krone nicht zurückgeblieben in der Fürſorge für die Erſtarkung 
ihres Landes, und es iſt nicht hoch genug anzuerkennen, was Friedrich 
Wilhelm III. nach den Unglücksjahren im Anfang unſeres Jahrhunderts geleiſtet 
hat, um das wenig zuſammenhängende Staatengebilde mit großen Entfernungen 
und den verſchiedenſten ungleichartigen Erzeugniß- und Erwerbsverhältniſſen zu 
einer wirthſchaftlichen Einheit zu geſtalten und damit zugleich die wirthſchaft— 
liche Einheit Deutſchlands anzubahıren. 

Dieſen Ueberlieferungen folgend, wendete auch nach den Kriegen von 
1866 und 1870 die Königliche Staatsregierung den Waſſerſtraßen erhöhte 
Aufmerkſamkeit zu, und große Beträge ſind ſeitdem zur Regulirung der Waſſer— 
ſtraßen und Förderung der Binnenſchifffahrt verwendet. Es mag in dieſer Be— 
ziehung insbeſondere auch auf die bereits oben erwähnten Aufwendungen für die 
Oder, Warthe und Netze verwieſen werden. 

Die nähere Darſtellung der örtlichen Verhältniſſe und der Art der bereits 
ausgeführten bezw. der noch in der Ausführung begriffenen Anlagen für die 
Regulirung der Oder muß dem techniſchen Theil dieſes Werks vorbehalten 
bleiben. Hier mag es genügen, darauf hinzuweiſen, daß ſich ſchon jetzt der 
Dderverfehr ganz bedeutend gehoben hat, und daß nach dem Jahresbericht der 
Breslauer Handelskammer für das Jahr 1890 der Geſammtgüterverkehr auf der 
Waſſerſtraße bei Breslau im Jahre 1881 unter 3 000 000 Gentner, im Jahre 
1882 etwas über 3 000 000 Centner, im Jahre 1890 faſt 25 000 000 Centner 
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und im Jahre 1994 1d. 32 230 000 Gentner betragen hat. Die auf die Oder 
verwendeten Staatsmittel haben daher gute Früchte gezeitigt, und dem Wunſche 
der Provinz Schleſien, gegenüber anderen Beſtrebungen nach weiteren Fort— 
ſchritten in der Benutzung der Strome nicht zuruckzublerben, iſt von der König— 
lichen Staatsregierung, welche durch die Kanaliſirung der Oberen Oder und durch 
die Herſtellung des Großſchifffahrtsweges durch, beziehungsweiſe um Breslau der 
weiteren Verkehrsentwicklung gebührend Vorſchub zu lenten trachtet, gebuhrend 
Rechnung getragen. 

Nachdem durch das Geſetz vom 6. Zum 1885 die Mittel zur Verbeſſerung 
der Schifffahrt auf der Oder von Breslau bis Koſel mit der Maßgabe bewilligt 
worden waren, daß mit der Ausfuhrung erſt vorzugehen fer, wenn der gesammte 
nach den feſtgeſtellten Projekten fur die Bauausführung einſchließlich der Neben 
anlagen erforderliche Grund und Boden der Staatsregierung aus Intereſſenten— 
kreiſen unentgeltlich und koſtenftei zum Cigenthum uberwieſen, oder die 
Ciſtattung der ſammtlichen, ſtaatsſeitig fur depen Beſchaffuug im Wege der 
freien Vereibarung oder der Enteignung aufzuwendenden Koſten, eenſchließlich 
aller Nebenentſchadigungen fur Wuthſchaftserſchwerniſſe und jonſtiger Nachtheile, 
in rechtsgultiger Form übernommen und ſichergeſtellt fer, wurde alsbald mit den 
Intereſſenten in die Verhandlung uber dieſen Vorbehalt eingetreten 

Unter Hinweis auf die Thatſache, daß aus den Kreiſen der Jutereſſenten 
in Oberſchleſten fort und fort darüber Klage gefuhrt worden ft, daß der Wapper- 
weg nicht bis unmittelbar an die Cizeugungsſtellen des oberſchleſiſchen Bergbaues, 
Huttenweſens, der Forſt- und Laudwuthſchaft führt und daß deshalb die Zwiſchen— 
beforderung bis zum Waſſerwege zu theuer fer, und unter Hinweis darauf, daß 
nach dem angefuhrten Geſetz die Aufbringung der Grunderwerbskoſten Sache der 
Intereſſenten fer, welchen auch die Untervertheilung der Koſten un Weſentlichen 
überlaßſen werden muſſe ), wurde zunachſt feſtzuſtellen verſucht, welche Intereſſenten 
fi) bereit finden wurden, Mittel zu bewilligen, um mit dieſen in eme Vorper— 
handlung uber die Beſchaſſung derſelben einzutreten. Daber iſt in efter Linie 
mit den Gewerlſchafts- und Grubenvorſtänden, Vertretern der Stadtgemeinden 
und kommunalen Verbande verhandelt worden, wahrend an die Ernzelbeſitzer 
von Forſten und Großgrundbeſitz ebenfalls heraugetrcten weiden sollte. 

Die Verhandlungen führten aber zu keinem befriedigenden Crgebniß 
Zwar hatten ſich Zuſicherungen für die Leiſtung beſtimmter Geldbeitrage er— 
langen laſſen, aber die Uebernahme einer Gewahr dafur, daß dem Staate die 
fin den Erwerb des zur Kanaliſtrung der Oberen Oder erforderlichen Grund 
und Bodeus thatſächlich aufzuwendenden Koſten erſtattet werden wurden, war 
nicht zu erlangen. Namentlich ſtellte ſich der 33 Provinziallaudtag auf dieſen 
Standpunkt mit dem Beſchluß, daß die Provinz hochſtens 200 000 Mark zu den 
Grunderwerbskoſten beitragen wurde. Weitere Beitrage hatten der Oberſchleſtſche 
Berg⸗ und Huttenmaumſche Verein, einige große Kohlenhandelsfumen und die 


11) Gulag des Oberpraſidenten zu Breslau vom 25 Juli 1888 O -P Ni. 2198. 
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fürſtlich Pleß'ſche Verwaltung zugefihert®?). Da bei dieſer Sachlage das Kanal- 
Projekt nicht zur Ausführung kommen konnte, wurde der weitere Verſuch ge— 
macht, der Königlichen Staatsregierung den geſammten Grund und Boden 
koſtenfrei durch bedingungsweiſen Abſchluß von Verträgen, wodurch der wirkliche 
Koſtenaufwand feſtgeſtellt werden ſolle, zum Cigenthum zu überweiſen. Auf Grund 
dieſer Feſtſtellung ſollten dann von Neuem Ermittlungen angeſtellt werden, wie 
weit die geſammelten Fonds reichen und wie der Mehrbedarf für Grunderwerb 


noch innerhalb der Intereſſentenkreiſe aufzubringen ſei. 

Nachdem auch dieſer Verſuch zu einem günſtigen Ergebniß nicht geführt 
hatte, ſchlug die Königliche Staatsregierung eine Aenderung des Geſetzes vom 
6. Juni 1888 vor, die in dem Geſetz vom 14. April 1890 dahin zur Annahme 
gelangte, daß die Staatsregierung die Ermächtigung erhielt, mit der Ausführung 
vorzugehen, wenn zu den Koſten des Grunderwerbs aus Intereſſentenkreiſen ein 
Beitrag von 1617 100 Mark in rechtsgültiger Form übernommen und ſicher— 
geſtellt fei 63). 

Aus der vorſtehenden Darſtellung ergiebt ſich, daß Geſetzgebung und Ver- 
waltung ſich gegenſeitig wirkſam unterſtützten, um die Waſſerwege in einen dem 
Verkehrsbedürfniß entſprechenden Umfang und Zuſtand zu bringen und darin zu 
erhalten und daß, wenn auch die Arbeiten noch nicht völlig zum Abſchluß gelangt 
ſind, man der weiteren Entwicklung ſowohl bezüglich der Oder mit ihren An— 
ſchlüſſen an das Elbegebiet, als auch der Warthe und der Netze mit ihrem An— 
ſchluß an das Gebiet der Weichſel mit Vertrauen entgegenſehen kann. 


b) Die nicht⸗ſchiffbaren Nebeuflüſſe. 


Weniger günftig liegen die Verhältuiſſe in Bezug auf die nicht-ſchiffbaren 
Nebenflüſſe der Oder und auf deren oberen Lauf bis zu dem Punkte, wo die 
Schiffbarkeit beginnt. Dieſe Gewäſſer werden vom Preußiſchen Recht als Privat— 
flüſſe behandelt und ein Mittel zu einer durchgreifenden Regulirung iſt früher 
überhaupt nicht vorhanden geweſen und auf Grund des Genoſſenſchaftsgeſetzes 
vom 1. April 1879 nur unvollkommen gegeben, weil Flußregulirungsarbeiten ſich 
nicht überall zutreffend unter den Begriff von Be- oder Entwäſſerungsanlagen 
unterbringen laſſen. Die Vernachläſſigung der öffentlich-rechtlichen Bedeutung 
dieſer Flußläufe hat zur Folge, daß viele derſelben ſich in einem Zuſtande be— 
finden, der nicht nur den Anliegern und Anwohnern viele Nachtheile bereitet, 
ſondern auch den Waſſerſtand und das Bett des ſchiffbaren Flußlaufes, in den 
ſie münden, vielfach ungünſtig beeinflußt. 

Es würde zu weit führen, alle einzelnen Flußläufe für ſich zu beſprechen, 
und es erſcheint wohl ausreichend, wenn die Rechtslage an einem beſtimmten 
Beiſpiele ausführlich erörtert wird, weil fih hieraus zur Genüge ergiebt, welche 


62) Erlaß der Oder⸗Strombauverwaltung vom 4. Mai 1889 Nr. 1636. 
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Machtbefugniſſe den Behörden bei der Ordnung dieſer Verhältniſſe zuſtehen und 
mit welchem Erfolge dieſelben bisher angewendet ſind. 

Sehr intereſſant ſind die Bemühungen um eine Regulirung der Bartſch 
mit der Horle, die beide in der Provinz Poſen entſpringen, ſodann in Schleſien die 
Kreiſe Militſch-Trachenberg und Guhrau durchfließeu und, nach ihrer Vereinigung 
unterhalb Herrnſtadt, im Kreiſe Glogau bei Schwufen in die Oder münden. 
Die erſten Verſuche einer Regulirung des Bartſchfluſſes reichen zurück bis zum 
Jahre 1743, wie ſich aus einem Bericht des damaligen Waſſerbauinſpektors 
zu Steinau a. O. vom Mai 1856 über eine ausgeführte Bereiſung ergiebt. Im 
Jahre 1811 find den Intereſſenten Staatsbeihülfen für die Regulirung in Aus— 
ſicht geſtellt, wenn eine ſolche in durchgreifender Weiſe erfolgte, aber auch der 
damaligen Anregung ift nicht weiter Folge gegeben. In den 1830er Jahren 
iſt aus den Intereſſentenkreiſen in der Provinz Poſen eine neue Auregung zur 
Wiederaufnahme der Regulirung gegeben, über die der damalige Oberpräſident 
in Poſen unter dem 8. Juli 1839 an den Landwirthſchaftsminiſter in dem 
Sinne berichtet, daß die ſchon früher beabſichtigte Entwäſſerung der bedeutenden 
Bartſch-Brücher auf den fuͤrſtlich Radziwill- und Thurn- und Taxis'ſchen Beſitzungen 
im Adelnauer Kreiſe neuerdings wieder in Anregung gekommen ſei. Die ur— 
ſprüngliche Veranlaſſung zu der Wiederaufnahme des Plans einer Entwäſſerung 
der Bartſch-Niederung war ein Schreiben des Fürſten Radziwill vom 13. Februar 
1836, in dem zugleich der Wunſch zum Ausdruck kommt, 


dieſes großartige Unternehmen nach einem umfaſſenden Plane auf 
Staatskoſten (wenigſtens zum Theil) auszuführen. 

Da eine ſolche Beihülfe ſchon im Jahre 1811 in Ausſicht geſtellt 
war, ſei der Sache näher getreten, und es ſeien auch in den Regiſtra— 
turen ältere bedeutende techniſche Vorarbeiten aufgefunden worden, die 
für dieſe Entwäſſerung ſich als brauchbar erwieſen. Bei einer Orts— 
beſichtigung ſei indeſſen feſtgeſtellt, daß mit einer bloßen Entwäſſerungs— 
anlage hier der Zweck der Melioration nicht zu erreichen ſei, da an 
vielen Stellen die Entziehung der Feuchtigkeit die Kultur aufheben 
würde. Nach Verſtändigung mit der Regierung in Breslau ſolle daher 
zunächſt ein Plan auch für Schleſien ausgearbeitet werden, wozu die 
Koſten erbeten wuͤrden. 


Weiter als zu Vorermittlungen, welche die damalige Regierung, Abthei— 
lung des Junern ausführen ließ, ift es jedoch auch derzeit nicht gekommen, 
die Sache ruhte vielmehr, bis im Herbſt 1854 aus Anlaß einer großen 
Ueberſchwemmung die Angelegenheit von den beiden Oberpräſidenten von Poſen 
und Schleſien wieder angeregt wurde. Es wurden darauf durch Erlaß der 
Miniſter für landwirthſchaftliche Angelegenheiten und des Innern vom 29. No- 
vember 1854 wiederum die Koſten zur Herſtellung der Vorarbeiten mit der 
Maßgabe bewilligt, daß die Regulirung der Gewäſſer des ſüdlichen Theils des 
Kreiſes Kröben in Verbindung mit der Regulirung der Bartſch und der Horle 


von den Regierungen zu Breslau und Poſen gemeinſchaftlich ausgeführt werden 
ſollten. 

In Bezug hierauf berichtet unter dem 23. Auguſt 1856 der Oberpräſident 
von Schleſien, daß nach Lage der Akten ſeit länger als 40 Jahren die Klagen 
der an die Bartſch, die Horle und die damit in Verbindung ſtehenden kleinen 
Gewäſſer grenzenden Grundbeſitzer über mangelude Vorfluth ſich unausgeſetzt 
wiederholen, und daß man bisher vergeblich bemüht geweſen ſei, denjelben abzu— 
helfen. Die Uebelſtände Haben ſich vielmehr von Jahr zu Jahr gemehrt. Der 
Grund hierfür dürfte darin zu finden ſein, daß in der Provinz Poſen einige 
Regulirungen vorgenommen find, welche das Hochwaſſer ſchueller abführen, ſodaß 
am unteren Theil des Flußlaufs um ſo größere Ueberſchwemmungen vor— 
kommen. Dazu komme, daß die von Zeit zu Zeit angeordneten Räumungen 
ſich als nutzlos gezeigt hätten, weil die Flüſſe ſelbſt einen zu unregelmäßigen 
und nachtheiligen Lauf angenommen hätten. Gleichwohl fei die vorangegebene 
miniſterielle Anordnung, wonach die Angelegenheit von den Regierungen zu 
Poſen und Breslau gemeinſchaftlich ausgeführt werden ſollte, nicht genügend 
beachtet. Namentlich ſei die Regulirung des ſüdlichen Theils des Kreiſes Kröben 
noch nicht zur Ausführung gekommen. In der Sache ſelbſt ſei das aber nicht 
zu bedauern, weil es für zweckmäßiger zu erachten ſei, wenn der Fluß von unten 
ad) oben, nicht umgekehrt regulirt werde. Jedenfalls fei es angezeigt, endlich 
der Sache ernſtlich näher zu treten und mit der Ausarbeitung eines einheitlichen 
Regulirungsplaus vorzugehen. Dem Vorſchlage ift entſprochen, und der fo aus- 
gearbeitete Plan iſt nach einem weiteren Bericht des Oberpräſidenten für 
Schleſten vom 1. März 1860 auch in einer größeren Verſammlung von Inter— 
eſſenten in einem am 5. September 1857 abgehaltenen Termin gebilligt worden, 
ſodaß die förmliche Regulirung ſowohl der Bartſch als der Horle in Ausſicht 
ſtand. Die ſpäteren örtlichen Unterſuchungen und die weiteren Verhandlungen, 
ſowie der Widerſpruch der größeren Grundbeſitzer haben jedoch ergeben, daß eine 
förmliche Regulirung weder der Bartſch noch der Horle zur Ausführung zu 
bringen iſt. Jufolgedeſſen lag kein weiterer Grund vor, die Zuſtändigkeit der 
Regierungen in Breslau und in Poſen hinſichtlich der bloßen Räumung und 
Vorfluthbeſchaffung in den zu den betreffenden Bezirken gehörigen Theilen der 
Flüſſe zu beſchräuken und ferner aufeinander anzuweiſen. Es wurde vielmehr 
in Ausſicht genommen, die Ausführung dieſer Arbeiten unter Leitung tüchtiger 
Techniker zu betreiben und zwar in jedem Bezirk ſelbſtſtändig. Um für dieſes 
Vorgehen einen Rechtsboden zu finden, wurde im Wege der Polizeiverordnung 
auf Grund des § 11 des Geſetzes vom 11. März 18500 vorgegangen und zus 
nächſt unter dem 12. Juni 1861 für die Strecke der Bartſch von der Brücke bei 
Sulau bis zur Trachenberger Fürſtenthumsgrenze ““) feſtgeſetzt, daß Holz und 
Strauchwerk an den Ufern der genannten Bartſchſtrecke nur in einer Entfernung 


) Geſetz-Samml. S. 265. 
) Amtsblatt für Breslau S. 175. 


von 6 Fuß vom Uferrande gepflanzt werden darf und daß auf beiden Ufern den 
Aufſichtsbehörden ein freier Gang von 3 Fuß Breite beſchafft und freigeſtellt 
werden muß, auf denen Vieh nicht gehütet werden darf, ferner daß die Ufer— 
böſchungen mit Faſchinenweiden zu bepflanzen ſind. Endlich wird das Vieh— 
tränken im Fluſſe auf beſtimmte Stellen beſchräukt und die Einrichtung neuer 
Triften und Durchfahrten von der Genehmigung des Landraths abhängig ge- 
macht. Unter dem 21. Dezember 1861 ift dann eine weitere umfaſſende Polizei- 
verordnung ergangen ), die ſich auf die ganze Barth und ihre Zuflüſſe in den 
Kreiſen Militſch-Trachenberg, Wartenberg, Trebnitz, Wohlau, Guhrau und 
Glogau erſtreckt. 

Dieſe Polizeiverordnung theilt das ganze Flußgebiet in Schaubezirke, die 
beſonderen Schaukommiſſaren unterſtellt werden mit der Verpflichtung, die Be— 
folgung der Verordnung zu überwachen und herbeizuführen, ſowie die Polizei- 
verwaltung nach den in der Verordnung angegebenen Beſtimmungen auszuüben. 

Unter Feſtſtellung einer beſtimmten Normalbreite und Normaltiefe der 
Bartſch und der Horles) wird die Feſtſtellung der Normalbreite und der Normal- 
tiefe für deren Nebenflüſſe zunächſt vorbehalten, aber zugleich die alsbaldige Her- 
ſtellung einer möglichſt gleichmäßigen Breite und Tiefe anbefohlen “d). 

Um eine genaue Kenutniß von dem Zuſtande der Waſſerläufe zu erlangen 
und einen Auhalt für die zu erlaſſenden Sonderbeſtimmungen über den Umfang 
und die Profile der Waſſerläufe zu gewinnen, ſollten die Schaukommiſſare als- 
bald im Beiſtande der betheiligten Landräthe und unter Zuziehung von Ver- 
trauensmännern ihre Bezirke unter Leitung eines von der Regierung zu er— 
nennenden Kommiſſarius bereiſen und auf Grund der Bereiſungen eingehende 
Befundberichte erſtatten. Gleichzeitig ſollten die Landräthe durch Vernehmung der 
Uferbeſitzer und ſonſtigen Betheiligten die Räumungspflichtigen auf den einzelnen 
Strecken ermitteln und in ſtreitigen Fällen, vorbehaltlich des Rechtswegs, in— 
terimiſtiſch feſtſtellen und dieſelben den Schaukommiſſaren mittheilen. Auf Grund 
dieſer Mittheilungen ſollten die Schaukommiſſare Räumungskataſter anlegen 
und dafür ſorgen, daß alljährlich in der Zeit vom 15. Juni bis 15. Juli eine 
Räumung erfolgt, welche ſowohl die Herſtellung und Unterhaltung der Flußſohle 
und des Profils in normalmäßiger Breite und Tiefe, als auch die Entfernung 
aller den Waſſerlauf hemmenden, auf dem Flußbett und an den Ufern befind— 
lichen Gegenſtände umfaßt"). Unter Ausdehnung der durch die Polizeiverord— 
nung vom 12. Juni 1861 für die dort angegebene Strecke der Bartſch über 
Ufer, Böſchung, Durchfahrten und Triften 7) gegebenen Vorſchriften auf ſämmtliche 
Flußläufe des Bartſchthalgebiets werden ſchließlich noch einige Beſtimmungen über 
neue Brückenaulagen, Stauwerke und ſonſtige Vorfluthhinderniſſe getroffen “). 

66) Amtsblatt für Breslau 1862 S. 9. 

67) Polizei⸗Verordnung vom 21. Dezember 1861 §§ 2—5. 

68) Ebenda § 6. 

6) Ebenda §§ 8—10. 

70) Oben unter ®), 

71) Polizei⸗Verordnung vom 21. Dezember 1861 §§ 13 — 20. 


Die Verordnungen find aber nicht zur volligen Durchführung gelangt, weil 
die Verſuche, mit Jwangsmitteln vorzugehen, ſehr bald klar ſtellten, daß die 
verpflichteten Uferbeſitzer großtentheils nicht in der Lage waren, den ihnen auf— 
erlegten Pflichten nachzukommen Sehr viele Uferbeſitzer waren ber emer ſtrengen 
Durchfuhrung der Verordnung in Vermogensverfall gerathen oder doch gezwungen 
gewesen, ihre Ufergrundſtucke zu derelinquiren, weil die ihnen zugemutheten Muf- 
wendungen den Ertrag der Ufergrundſtucte erheblich überſtiegen und gerade für 
dieſe, zum großten Theil aus Wieſen beſtehenden Grundſtucke keine oder doch nur 
ſehr geringe Voitheile erwarten ließen. 

Jedenfalls ergiebt der vorſtehend geſchilderte Verlauf der Verſuche, an der 
Bartſch und ihren Nebeufluſſen einen ertraglichen Zustand herbeizufuhren, zur 
Genüge, daß die gegenwartige Geſetzgebung nicht ausreicht, zu einer geordneten 
und einheitlichen Regultrung eines einigermaßen bedeutenden Waſſerlaufs zu 
gelangen. 

Inwieweit die Neuordnung des Waſſergenoſſenſchaftsweſens hier Abhulfe 
geſchaffen hat, fol demnachſt beſonders dargelegt werden?) 

Hier bleibt noch zu erortern, ob und inwieweit die Beſtimmungen der 
Landgemeinde-Ordnung vom 3 Juli 1891 uber die Bildung von Zweck— 
verbänden für die Juſtandhaltung der Stromufer nutzbar zu machen und geeignet 
find, den Mangel eines Geſetzes, das die Schaffung umfaſſender Flußregultrungs— 
oder Unterhaltungsverbande ermoglicht, weniger fuhlbar zu machen. 

Behufs ausreichender Wahrnehmung kommunaler Augelegenheiten konnen 
Landgemeinden, Gutsbezuke und Stadtgemeinden mit einander verbunden werden, 
wenn beim Cimverſtandniß der betheiligten Gemeinden der Kreis (Bezuks—) 
Ausſchuß jo beſchließt, oder ber dem Mangel eines Cinverſtandniſſes die Zuſtim— 
mung der Widerſprechenden im Beſchlußverfahren durch den Kreis-(Bezuks—) 
Ausſchuß erſetzt ft und der Oberpraſident die Bildung des Verbandes im offent 
lichen Intereſſe anordnet”®). 

Sobald alſo die Uferunterhaltung an einem fließenden Gewäſſer als kom— 
munale Angelegenheit angeſehen wird, und ſobald mehrere Gemeinden, beziehungs— 
weiſe Gemeinden und Gutsbezirke an der Unterhaltung eines und deſſelben Ufers 
ein Intereſſe haben, kann die Bildung eines Zweckverbandes zu dieſer Unterhaltung 
erfolgen 

Am oberen Laufe der Oder iſt unter der Bezeichnung „Oderufer-Unter— 
haltungsverband von Olſau-Buckau“ durch Beſchluß des Kreis Ausſchuſſes des 
Kreiſes Ratibor vom 19. Auguſt 1894 ein ſolcher Verband gegründet worden, 
dem die Gemeinden Kamin, Odrau, Olſau, Roſchkau und Zabekau und die 
Gutsbezuke Buckau, Kamin, Kreuzenort und Roſchkau angehoren. Die vom 
Verbande zu unterhaltende Strecke liegt zwiſchen der Olſauer Ciſenbahnbrucke 
und der Buckauer Chauſſeebrücke. Die erſtmalige Oderregulirung im Verbands— 


9) Unten U 6 
7s) Landgemeinde Ordnung §§ 128. 138. 
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gebiet ift zu einem Koſtenbetrage von 25 600 Mark veranfchlagt, zu denen aus 
dem Landesmeliorationsfonds und aus dem Nothſtandsfonds je 11310 Mark 
= 22 620 Mark als Beihülfe gewährt werden. Den Reſt mit 2980 Mark bringen 
die Gutsbezirke auf. Der Verband als ſolcher hat ſich nur zur unentgeltlichen 
Hergabe des Grund und Bodens verpflichtet. Für die Zukunft hat die Oder— 
Strombauverwaltung die dauernde Unterhaltung der Buhnen und Kupirungen, 
aljo unter Mittelwaſſer, übernommen. Der Zweckverband übernimmt in Zukunft 
nur die Unterhaltung der Ufer über Mittelwaſſer. Der Miniſter der öffentlichen 
Arbeiten hat ſich mit der Uebernahme der vorangegebenen Unterhaltungslaſt 
durch die Strombauverwaltung ausdrücklich einverſtanden erklärt, jedoch mit der 
Einſchränkung, daß die Zuſage nur ſo lange verbindlich bleibt, bis die Unter— 
haltung der nicht-ſchiffbaren Flüſſe geſetzlich anderweit geregelt wird?). Darauf 
hat der Miniſter für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten die vorerwähnte 
Beihülfe des Staats zugejagt”?) unter der Bedingung, daß die Provinz den 
gleichen Betrag gewährt und daß die betheiligten Großgrundbeſitzer den ange— 
gebenen Beitrag aufbringen. Da die Zuſagen demgemäß erfolgt ſind, iſt der 
Beginn der Arbeiten am 5. Oktober 1894 angeordnet worden. 


4. Deichperbände. 


Die erſten Beſtrebungen, durch Uferbauten und Deichanlagen Schutz gegen 
die Hochfluthen des Stromes zu ſuchen, ſtammen im Odergebiet aus dem 
Anfang des vorigen Jahrhunderts. Die Oderdämme in Schleſien ſind ihrem 
Urſprunge nach Privatanlagen geweſen, welche die Uferbeſitzer aus eigenem 
Antriebe auf ihrem Grund und Boden ohne landespolizeiliche Einmiſchung aus- 
geführt haben. Sie beſtanden anfänglich nur aus ſogenannten Sommer— 
verwallungen, welche ſich auf die Abwehr eines geringeren Hochwaſſers be— 
ſchränkten und in der Regel nur die Grasnutzung der eingedeichten Raſenflächen 
ſchützten, aber nicht ausreichten, den eingedeichten Niederuugsboden einer regel- 
mäßigen Ackerbeſtellung zu unterwerfen, wozu er nach ſeiner natürlichen Be— 
ſchaffenheit wohl geeignet erſchien. Dieſer Mangel in Verbindung mit den 
zunehmenden Anſiedelungen in den Niederungen ließ das Bedürfniß nach einer 
Erhöhung und Verſtärkung der Deiche fühlbar werden, welchem zunächſt nur 
durch Privatthätigkeit der einzelnen Uferbeſitzer eutſprochen wurde, ſoweit deren 
Leiſtungsfähigkeit reichte. 

Dieſer Zuſtand erhielt ſich bis in das laufende Jahrhundert. Durch die 
Allerhöchſte Kabinets-Ordre vom 24. April 1830 wurde dem Oberpräſidenten der 
Provinz Schleſien die Regelung des Deichweſens für feinen Amtsbezirk Über- 
tragen. Die Bildung von Deichverbänden ſtieß jedoch auf große Schwierig— 
keiten, und erft an der Hand des Geſetzes vom 28. Januar 1848 konnte der- 


T) Erlaß des Min. d. öff. A. vom 31. Juli 1894, III. 15611. 
5) Erlaß des Min. f. L., D. und F. vom 7. Auguft 1894, J. 17058. 


ſelben, deren Bearbeitung in der Gentralinftanz in Folge der Allerhöchſten 
Kabinets-Ordre vom 26. November 1849 mit dem 1. Januar 1850 auf das 
Miniſterium für landwirthſchaftliche Angelegenheiten übergegangen war?), ein 
beſſerer Fortgang verſchafft werden. Dem damaligen Miniſterium für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten war in jener Kabinets-Ordre die Mit— 
wirkung vorbehalten für die Fälle, in denen auch das Intereſſe der Schifffahrt 
und der Strompolizei betheiligt ift, namentlich auch bei neuen Deichanlagen in der 
Nähe ſchiffbarer Ströme. Uebrigens mußten die zunächſt in Schleſien gebildeten 
Deichverbände ſehr bald die Erfahrung machen, daß ihre Einrichtungen für eine 
ausreichende Sicherung der Niederungen nicht genügten. Das Jahr 1854 brachte 
ein ſeit hundert Jahren nicht vorgekommenes Hochwaſſer, das die bis dahin ge— 
ſchaffenen Arbeiten auf weite Strecken hin vollſtändig zerſtörte. Erſt auf Grund 
dieſer Erfahrungen wurden kräftige Anſtrengungen gemacht, neue Deichverbände 
gebildet, die beſtehenden angemeſſen begrenzt und durch Verſtärkung der beſtehen— 
den, ſowie durch Anlage neuer Dämme beſonders in Nieder- und Mittelſchleſien 
ein wirkſamer Oeichſchutz geſchaffen, der ſich ſeitdem als ausreichend erwieſen hat, 
obgleich inzwiſchen wiederholt ſehr hohe Waſſerſtände eingetreten ſind. Die 
Mittel hierzu ſind den Intereſſenten zum größten Theil aus öffentlichen Kaſſen 
vorgeſtreckt worden?). Für diefe Bezirke ift das Deichweſen an der Oder in 
jener Zeit durchweg geregelt, ſoweit öffentliche Jutereſſen und bewohnte Ortſchaften 
in Frage kommen. Bei den in neueſter Zeit hier zur Ausführung gebrachten 
und beziehungsweiſe noch geplanten Deichanlagen kam lediglich der gemeinwirth— 
ſchaftliche Nutzen in Betracht, und allein die Erwägung war und iſt maßgebend, 
ob für die zu ſchützenden Grundſtücke ein Mehrertrag durch den Deichſchutz zu 
erwarten iſt, der dem Koſtenaufwande für Anlage und Unterhaltung der Deich— 
anlagen entſpricht. Anlagen dieſer Art find außerdem auch an einigen Neben- 
flüſſen der Oder gemacht, wie am Bober in den Kreiſen Bunzlau und Sprottau, 
18. April 18 3 
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zogenen Statuten zwei Verbande gegründet find”). In Ausſicht genommen 
ſind weitere Verbände in der Niederung zwiſchen der Ohle und der Oder, wo 
die Verhandlungen bisher noch zu keinem endgültigen Ergebniſſe geführt haben. 
Nur für den oberen Theil dieſer Niederung ift durch am 4. März 1891 Aller— 
höchſt beſtätigtes Statut der Zedlitz-Kottwitzer Deichverband begründet worden“). 


für deffen Eindeichung durch die unter dem 


Bei einer in Gemäßheit der Allerhöchſten Kabinets-Ordre vom 12. Dezember 
1888 erfolgten Neuordnung des Geſchäftskreiſes der Strombau- und Schifffahrts— 
polizeiverwaltung für die Oder iſt auch dem Hochwaſſer- und Eiswachtdienſt 
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eine bejondere Beachtung zugewendet worden. In Verbindung hiermit hat die 
Deichvertheidigung eine weitere Ausgeſtaltung erfahren. 

Die diesbezüglichen Beſtimmungen ſind in der Anweiſung der Miniſter 
der öffentlichen Arbeiten und für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten vom 
22. Januar 1889 zur Einrichtung des Hochwaſſer- und Eiswachtdienſtes im 
Frühjahr 1889, die ſeither jedes Jahr, zuletzt durch Miniſterialerlaß vom 
31. Dezember 1895 erneuert wurde so), enthalten. Danach ift der Strom zur 
Handhabung des Hochwaſſer- und Eiswachtdienſtes in Abtheilungen zu theilen 
und für jede derſelben ein Vorſteher in der Perſon eines mit den örtlichen Ver— 
hältniſſen vertrauten Baubeamten zu ernennen s). 

Dieſe Abtheilungsvorſtände haben die erforderlichen Anordnungen zur 
Deichvertheidigung in Bezug auf die fiskaliſchen und auf diejenigen Deiche, für 
welche fie technische Beamte der betreffenden Deichverwaltung find, nach Maß— 
gabe der hierfür gültigen Beſtimmungen zu treffen. Bei den übrigen Deichen 
haben fie ſich auf die Beobachtung des Geſchehenen und auf die Unterſtützung 
der zur Deichvertheidigung berufenen Behörden durch Rath und That zu be— 
ſchränken. Sie ſind aber bezüglich aller Deiche ihres Bezirks verpflichtet, ſofort 
nach Empfang des Befehls zur Cröffnung des Eiswachtdienſtes davon Kenntniß 
zu nehmen, ob nicht nur der Eiswachtdienſt ordnungsmäßig eingerichtet, ſondern 
auch die zur Deichvertheidigung beziehungsweiſe zur Eisſprengung erforderlichen 
Materialien und Geräthe bereit geſtellt ſind, und über den Befund an die Haupt— 
ſtelle ungeſäumt Bericht zu erſtatten, wonächſt von dort aus das Weitere ver— 
anlaßt wird. Auch haben fie über alle hervortretenden Unregelmäßigkeiten 
oder Unzulänglichkeiten an die Hauptſtelle zu berichten, worauf der Oberpräſident 
auf dem geeigneten Wege für Abhülfe zu ſorgen hat. Gleichzeitig ift aber in 
erſter Linie und ohne Verzug unter Mittheilung, ob Gefahr im Verzuge iſt 
oder nicht, dem Landrath Nachricht zu geben, der nach § 25 des Deichgeſetzes 
vom 28. Januar 1848 und § 26 der Allgemeinen Beſtimmungen über zu er- 
laſſende Deichſtatute vom 14. November 1853 mit der ſich aus § 26 des 
erſteren Geſetzes ergebenden Beſchränkung unmittelbar die nöthigen Anord— 
nungen zu treffen hats). Eisſpreugungen find von dem Oberpräſidenten an- 
zuordnen, gleichviel, ob die Spreugung durch fiskaliſche oder gemiethete Eis— 
brechdampfer oder durch Sprengſtoffe erfolgt; ausgenommen ift die Oderſtrecke 
unterhalb Nipperwieſe, wo die Ueberwachung der Eisſprengungen dem Regierungs- 
Präſidenten zu Stettin obliegt. Auch wenn militäriſche Hülfskräfte mitwirken, 
die im Falle der Noth ſtets zur Verfügung ſtehen, darf der Beginn der Eis— 
ſprengung nur vom Oberpräſidenten oder einem von ihm zu der Anordnung 
im Voraus ermächtigten Baubeamten der Oderſtrombauverwaltung angeordnet 
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werdenss), wie überhaupt diefe Art von Maßnahmen zur Verhütung von Ueber- 
ſchwemmungen aus dem Bereich der eigentlichen Deichvertheidigung und über— 
haupt aus dem Reſſort der landwirthſchaftlichen Verwaltung ausgeſchieden und 
dem Miniſter der öffentlichen Arbeiten überwieſen worden iſt. Auch die Koſten 
dieſer Maßnahmen werden ſeit dem 1. April 1890 nicht mehr im Etat der land— 
wirthſchaftlichen Verwaltung, wie bis dahin, verrechnet, ſondern auf den Fonds 
der Bauverwaltung übernommen)). 

In jedem Falle wird der Bekämpfung der Hochwaſſergefahren und der 
Vertheidigung der Deiche bis zur Allerhöchſten Stelle dauernd ein lebhaftes 
Intereſſe und eine ganz beſondere Fürſorge gewidmet. So haben unter andern 
Seine Majeſtät der Kaiſer und König am 17. Januar 1891 zu befehlen geruht, 
daß den betheiligten General-Kommandos telegraphiſch anbefohlen werde, bei den 
Oberpräſidenten anzuregen, noch vor Eintritt des Thauwetters Pionier-Kommandos 
an die erfahrungsmäßig bei Eisgang gefährdeten Stellen zu entſenden und nicht 
abzuwarten, bis Ueberſchwemmungen und Unglücksfälle eintreten, ſondern den— 
ſelben vorzubeugen ®). 

Obgleich im Winter 1890/91 Eisverhältniſſe eintraten, wie fie ſeit einer 
langen Reihe von Jahren nicht zu verzeichnen, und welche hinſichtlich der Stärke 
und Härte des Eiſes als außergewöhnliche zu erachten waren, iſt es doch in der 
That gelungen, den Eisgang auf der Oder ohne weſentliche Störungen und 
Beſchädigungen durch Eisverſetzungen zu überwinden. 

Die allgemeinen Geſichtspunkte für Geſtellung von militäriſchen Kommandos 
zur Hülfeleiſtung bei etwa eintretender Waſſersnoth ſind durch Erlaß des Kriegs— 
miniſteriums vom 19. März 1891 neu feſtgeſtellt. 

Zur Anforderung von Hülfeleiſtungen ſind nur Behörden berechtigt und 
zwar, außerhalb des Standortes der Truppen ſelbſt, wo die Ortsbehörden be— 
rechtigt ſind, und außer dem Falle dringender Gefahr, in dem alle Behörden 
zuſtändig find, nur die Ober-Behörden (Oberpräſidenten, Negierungspräfidenten). 

Zur Gewährung der nachgeſuchten Hülfe ſind, außer den Fällen dringender 
Gefahr, in denen auf Anſuchen von Behörden auch die Garniſonälteſten und 
Truppenbefehlshaber ſelbſtſtändig Hülfe gewähren dürfen, nur die General— 
kommandos zuſtändig, die ſolche auch Privatperſoneu angedeihen laffen dürfen. 

Im Anſchluß hieran iſt die Koſtenfrage eingehend behandelt, und es find 
die Bezüge feſtgeſtellt, die den Hülfe leiſtenden Truppen gebühren, ſowie die Art, 
wie und von wem die Koſten in den einzelnen Fällen aufzubringen finde). 

So weit es ſich um Flüſſe handelt, die nicht bereits einer Strombau— 
verwaltung unterſtellt ſind, alſo um die Warthe, die Netze und um ſämmtliche 


8) Erlaß des M. d. öff. A. vom 25. Januar 1891 III 1769. 

6) Erlaß der M. f. L., D. u. F. und d. öff. A. vom 15. Februar 1890, 11821 M. f. L., 
III 2695 M. d. öff. A. 

85) Erlaß der M. d. öff. A. und d. J. vom 20. Januar 1891, III 1068 M. d. öff. A., 
IA 527 M. d. J. 

86) Erlaß vom 19. März 1891 K.⸗M. 704/2 A 1. 
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Nebenflüſſe der Oder, die nicht zur Zuſtändigkeit der Oderſtrombauverwaltung 
gehören, ift in der Zuſtändigkeit der Regierungspräſidenten, die Deichvertheidigung 
als Laudespolizeibehörde ſelbſtſtändig zu leiten, nichts geändert. Von dieſen iſt 
alſo ſelbſtverſtändlich auch in ihren Bezirken der Beginn des Eis- und Hoch— 
waſſerwachtdienſtes und vorkommenden Falls der Beginn der Eisſpreugungs— 
arbeiten ſelbſtſtändig anzuordnens). Da aber die Netze und die Warthe mehrere 
Verwaltungsbezirke durchſchneiden, haben ſich die betreffenden Povinzialſtellen, 
nämlich bei der Netze die Regierungspräſidenten zu Frantfurt a. O. und Bromberg, 
bei der Warthe die Regierungspräſidenten zu Frankfurt a. O. und Poſen über 
die Anordnung von Eisſprengungen unter einander telegraphiſch zu verſtändigen d). 


5. Tinrichtung des Weldedienſtes bei Hochwaſſer und Lisgang. 


Im Anſchluß an die Erweiterung der Zuſtändigkeit der Oderſtrombau— 
verwaltung durch die allgemeine Verfügung über die Strombau- und Schifffahrts— 
polizei vom 22. Januar 1889 iſt in Gemäßheit der zu derſelben erlaſſenen Ge— 
ſchäftsanweiſung vom 26. März 1889 89) der Verſuch gemacht, einen einheitlichen 
Hochwaſſermeldedienſt im ganzen Bezirk einzuführen, zur Erfüllung der der Ver— 
waltung geſtellten Aufgabe „der einheitlichen Leitung von Maßregeln zur Ab— 
wendung und zur Bekämpfung von Hochwaſſer- und Eisgefahren“ s). Zum 
Zweck der Einrichtung eines geordneten Hochwaſſer- und Eiswachtdienſtes iſt der 
Oderſtrom im Bezirk der Oderſtrombauverwaltung, eutſprechend den beſtehenden 
8 Waſſerbauinſpektionen, in 8 Abtheilungen getheilt: Ratibor, Oppeln, Brieg, 
Breslau, Steinau, Glogau, Kroſſen und Küſtrin. Die Waſſerbauinſpektoren 
ſind zu Vorſtehern des für ihre Bauabtheilungsbezirke einzurichtenden Hochwaſſer— 
und Eiswachtdienſtes ernannt und angewieſen, an ihren Wohnorten die nöthigen 
Vorkehrungen zur Einrichtung zulänglicher Dienſträume und zur Verbindung der— 
ſelben mit ee, die ſich im Oberpräſtdialgebäude in Breslau, Albrecht 
ſtraße Nr. 32, befindet, ſowie mit den benachbarten unterhalb gelegenen Stations- 
orten und allen etwa ſonſt in Betracht kommenden Orten derart zu treffen, daß 
abzuſendende ODepeſchen ſofort durch zuverläſſige Boten an das nächſte Telegraphen- 
amt befördert und alle dort für die Abtheilungsſtelle ankommenden Depeſchen 
derſelben ſofort zugeſtellt werden. Die Hauptſtelle tritt mit Eröffnung des Wacht— 
dienſtes, die, wie der Schluß des Wachtdienſtes vom Chef der Oderſtrombau— 
verwaltung nach Bedarf angeordnet wird, in Thätigkeit. Sobald die Eröffnung 
verfügt iſt, wird den betheiligten Regierungspräſidenten ohne Verzug Nachricht 
gegeben und den Abtheilungsvorſtänden die Weiſung, den Wachtdienſt zu be— 


87) Erlaß des M. d. öff. kie Sot - Februar 1891 III 2563. 

88) Erlaß des M. f. L., F. und d. öff. A. vom 18. Januar 1892, III 23373 M. 
d. öff. A., 1785 M. f. L 

85) Vgl. oben 11 2. 

90) Allg. Verf. vom 22. Januar 1889 § 2 Nr. 5. 
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ginuen, ertheilt. Von dieſem Zeitpunkt an haben die letzteren ihre Deiche zu 
bereiſen und von dem Zuſtande derſelben ſowie davon Kenntuniß zu nehmen, ob 
die Eiswachen ordnungsmäßig eingerichtet und bezogen, auch die zur Deichver— 
theidigung und Eisſpreugung erforderlichen Materialien und Geräthe bereit ge- 
ſtellt ſind. Ueber den Befund iſt ſoſort an die Hauptſtelle Bericht zu erſtatten, 
von der aus das Weitere veranlaßt wird. Während der Dauer des Eiswacht— 
dienſtes haben die Abtheilungsvorfteher fich fortdauernd genaue Kenntniß von 
dem Zuſtande ihrer Aufſichtsſtrecke zu verſchaffen und an die Hauptſtelle regel- 
mäßig zu berichten, ſowie außerdem über den Eintritt außergewöhnlicher oder 
beſonders wichtiger Erſcheinungen und Ereigniſſe jedesmal ſofort Anzeige zu 
erſtatten, dergleichen Ereigniſſe auch den benachbarten Abtheilungen mitzutheilen. 

Alle Anzeigen haben in kuappſter Form und auf kürzeſtem Wege, ſoweit 
möglich, telegraphiſch oder telephoniſch zu erfolgen und find dem Wortlaut nach 
in einem regelmäßig zu führenden Tagebuch zu verzeichnen. Beſondere Sorgfalt 
iſt auf die Beobachtung der zu den Abtheilungen gehörigen Pegel zu verwenden, 
deren Stände zu vorher feſtgeſtellten Tages- und Nachtſtunden und außerdem 
beim Eintritt ungewöhnlicher Ereigniſſe in eine dem Tagebuch beizufügende 
Tabelle einzutragen ſind. i 

Die zum Wacht- und Botendienſt erforderlichen Perſonen find im Voraus 
auszuwählen und, ſobald die Eröffnung des Wachtdienſtes angeordnet iſt, endgültig 
anzunehmen. 

Nach dem vollſtändigen Abgange des Eiſes mit dem Frühjahrshochwaſſer 
haben die einzeluen Abtheilungsvorſteher über die Eisverhältniſſe in ihren Ab— 
theilungen, unter Vorlegung des geführten Tagebuchs der Oderſtrombauverwaltung 
Bericht zu erſtatten, wo dieſelben zu Geſammtberichten an die Miniſterialinſtanz 
zuſammengeſetzt werden. Im Jahre 1893 hat der Miniſter der öffentlichen Arbeiten 
zuſätzlich noch angeordnet, daß ihm über jede bemerkenswerthe Aenderung im 
Waſſer und Eisſtande des Oderſtromgebiets telegraphiſch Bericht erſtattet werde, 
um einem von Seiner Majeſtät dem Kaiſer und König Allerhöchſt ausgedrückten 
Wunſche, über die Geſtaltung der Eis- und Hochwaſſerverhältniſſe auf den großen 
Strömen des Landes fortgeſetzt unterrichtet zu werden, entſprechen zu können!). 

Ueber die Verbreitung von Nachrichten in und aus der Provinz Schleſien 
über Hochwaſſerſtände und Eisgang in der Oder und deren Nebenflüſſen ſind 
von der Oderſtrombauverwaltung eine Reihe von Inſtruktionen und Hochwaſſer— 
meldeordnungen erlaſſen worden?), welche mit Ausnahme der für die Warthe 
getroffenen Beſtimmungen neuerdings aufgehoben und durch die am 1. Januar 
1896 in Kraft getretene Hochwaſſermeldeordnung vom 1. Oktober 1895 erſetzt 
worden ſind. 

Für den Regierungsbezirk Stettin iſt mit Rückſicht auf die Natur der in 
demſelben in Betracht kommenden Stromſtrecke neben der allgemeinen Inſtruktion 


9) Erlaß d. M. d. öff. A. vom 30. Januar 1893 III 1838. 
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vom 5. Dezember 1880 nebſt Nachtrag von 1884 eine beſondere Verordnung 
über den Nachrichtendienſt über Hochwaſſer und Eisgang nicht erlaſſen. Nur die 
Brücken über die Oder und deren Nebenarme ſowie die Brücken des Damms von 
Stettin nach Alt⸗Damm ſind bei eintretendem Hochwaſſer zu beobachten, und nur 
zu dieſem Zweck werden nach der genannten Juſtruktion von den Hochwaſſer— 
ſtänden und von Hochwaſſergefahr nur benachrichtigt: die Regierung zu Stettin aus 
Oppeln, Breslau, Steinau und Glogau und der Landrath zu Greiffenhagen aus 
Ratibor, Brieg, Breslau und Glogau”). Der Waſſerbauinſpektor in Stettin 
erhält ſeit dem Jahre 1893 gleichfalls direkte Nachricht. Für die Warthe mit der 
Netze und deren Nebeuflüſſe ift der Hochwaſſer- und Eisgang-Meldedienſt eben- 
falls auf der Grundlage der Anweiſung vom 22. Januar 1889 geregelt, jedoch 
mit den ſich aus dem Umſtande ergebenden Aenderungen, daß hier eine einheit— 
liche Strombauverwaltung nicht beſteht, ſondern die Regierungspräſidenten der 
Bezirke Bromberg, Poſen und Frankfurt a. O. ſelbſtſtändig ihren Bezirken vor⸗ 
ſtehen und im Anſchluß an die Maßnahmen der früheren Abtheilungen des 
Innern der genannten Regierungen die Angelegenheit als gleichgeordnete Be— 
hörden erledigen. 

So hat beiſpielsweiſe der Regierungspräſident in Poſen durch Verfügung 
vom 30. Januar 1893 in Betreff der Handhabung des Hochwaſſer- und Gis- 
wachtdienſtes auf der Warthe und Prosna im Frühjahr 1893 angeordnet, daß 
es bezüglich des Meldedienſtes und der ſonſtigen Obliegenheiten der bei dieſem 
Dieuſt betheiligten Perſonen innerhalb des Regierungsbezirks Poſen bei den 
desfallſigen Verfügungen der früheren Regierungsabtheilung des Innern (vom 
13. Februar 1889) bewendet. Im Anſchluß hieran wird der Bezirk in 9 Ab- 
theilungen getheilt und für jede Abtheilung ein Vorſteher ernannt. Zugleich find 
die Strommeiſter angewieſen worden, den betreffenden Bezirksvorſtehern bei 
Beginn des Wachtdienſtes ſich zur Verfügung zu ſtellen und deren Anweiſungen 
Folge zu leiſten “!). Dieſe Anordnung ift im Jahre 1894 dahin abgeändert, daß 
für die Warthe im Weſentlichen die beiden Waſſerbauinſpektoren in Poſen und 
Birnbaum die Aufſicht zu führen haben, denen je nach Lage der Verhältniſſe 
Hülfskräfte zugetheilt werden. Ein beſonderer Hochwaſſerdienſt für die Prosna 
iſt als entbehrlich erachtet worden. 


6. Genoſſenſchaftsbildungen. 


Das Geſetz vom 1. April 1879 über die Bildung von Waſſergenoſſen⸗ 
ſchaften d') gab den Anſtoß zu einem neuen Aufſchwunge der Waſſerwirthſchaft. 
Zahlreiche Meliorationsgenoſſenſchaften zur Verbeſſerung landwirthſchaftlich ge— 
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nutzter Grundſtücke wurden begründet. Einen ganz bedeutenden Umfang nahmen 
die Geuoſſenſchaftsbildungen in dem Waſſerſammelgebiet der Oberen Oder ein, 
weil hier die Behörden, geſtützt auf die durch das ſogenannte Nothſtandsgeſetz 
reichlich bewilligten Mittel“), dieſe Vereinigungen mit gutem Erfolge förderten. 
Der nachhaltige Erfolg aller dieſer Meliorationsanlagen, die an ſich hier nicht 
weiter intereffiren, ift aber überall mehr oder weniger abhängig von dem Ju- 
ſtande der Waſſerläufe, die ſchließlich den Entwäſſerungsanlagen theils unmittel- 
bar, theils mittelbar als Rezipienten dienen, und die für die Bewäſſerungsaulagen 
die Zubringer bilden. 

Obgleich das Genoſſenſchaftsgeſetz nach feinem Wortlaut Flußregulirungen 
im eigentlichen Sinne des Worts nicht umfaßt und ſolche auch auf Grund der 
ſonſt in den altländiſchen Provinzen geltenden Geſetze nicht erzwingbar ſind, 
ſo ſind Flußregulirungen dennnoch durchgeführt worden, indem mau bei Be— 
gründung von Genoſſenſchaften zur Ent- und Bewäſſerung von Grundſtücken mit 
Zwang Flußreguliruugen unter die zur Erreichung des Zwecks der Eut- oder 
Bewäſſerung zu ergreifenden Maßnahmen mit aufnahm. Von den zahlreichen 
Anlagen dieſer Art, welche in den Beſchreibungen der einzelnen Flüſſe erwähnt 
ſind, ſollen im Folgenden einige Beiſpiele beſonders aufgeführt werden. 

1. Im Regierungsbezirk Oppeln 

a) die Genoſſenſchaft der Brieg-Falkenberger Neiſſeregulirung auf Grund 

des Allerhöchſt beſtätigten Statuts vom 20. Dezember 188297), 
b) die Lengonregulirungsgenoſſenſchaft auf Grund des am 27. Dezember 1882 
Allerhöchſt beſtätigten Statuts im Kreiſe Ratibor ?8). 

Die Ausführung der zu b genannten Genoſſenſchaft hat einen weiten Land— 
ſtrich fruchtbarſten Bodens im Kreiſe Ratibor, der bis dahin infolge ſtauender 
Näſſe verhältnißmäßig ſehr geringe Erträge brachte, der Kultur erſchloſſen, indem 
durch die Genoſſenſchaftsanlagen die Möglichkeit einer ausreichenden Entwäſſerung 
gegeben iſt. 

Die erſtere Genoſſenſchaft hat den erten Anſtoß zu einer Regulirung der 
Neiſſe oberhalb Kantersdorf und Löven gegeben, der bald weitere Genoſſenſchafts— 
bildungen folgten; namentlich der Sonnenberg-Koppitz⸗Kirchberger und der Tarnitze— 
Raſchwitz-Groß-Sarueer Verband 2). Zur Regulirung des linksſeitigen Neiſſe— 
thals unterhalb der Stadt Neiſſe hatte fH innerhalb der Feldmark Groß-Neun⸗ 
dorf eine Genoſſenſchaft bereits früher gebildet, die ſich aber demnächſt wieder 
aufgelöſt hatte. Aus Anlaß eines in neuerer Zeit eingeleiteten Umlegungs— 
verfahrens vor der Generalkommiſſion iſt eine Genoſſenſchaftsbildung hier von 
Neuem erfolgt, und find die Regulirungsarbeiten dieſer Genoſſenſchaft in Angriff 
genommen worden. 


6) Oben I 50. 
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2. Im Regierungsbezirk Breslau 

a) oberhalb Breslau die Loheregulirungsgenoſſenſchaft mit ihrem Sitze in 
Markt Bohrau, deren Statut am 18. Mai 1887 Allerhöchſt beftätigt iſt 100). 

Das Meliorationsgebiet dieſer Genoſſenſchaft umfaßt die Loheniederung 
von Senitz und Praus im Kreiſe Nimptſch bis zur Chauſſee in Märtzdorf im 
Kreiſe Breslau. Die Eigenthümer der Grundſtuücke in dieſem Gebiet beabſichtigten, 
den Ertrag ihrer Wieſen und Aecker nach Maßgabe eines die Loheregulirung 
behandelnden Projekts durch Ent- und Bewäſſerung zu verbeſſern. Nach der 
Ausführung der Flußregulirung, die inzwiſchen erfolgt iſt, haben ſich am Fluß 
entlang weiter kleine Bewäſſerungsgenoſſenſchaften gebildet, die im Anſchluß an 
dieſe Regulirung Rieſelwieſenanlagen ausführen. Der Loheregulirungsgenoſſen— 
ſchaft iſt übrigens bald nach ihrer Begründung auf Grund des Geſetzes vom 
11. Juni 1874 das beſondere Recht verliehen, behufs Ausführung dieſes Unter— 
nehmens die mit dem Beſitze von Grundſtücken verbundenen Rechte auf die 
Benutzung des Waſſers in der großen und kleinen Lohe, ſowie Grundſtücke ſelbſt 
im Wege der Enteignung zu erwerben. Durch dieſes durch Allerhöchſten Erlaß 
vom 11. November 1887 verliehene Recht) ift es erft möglich gemacht, durch 
Beſeitigung mehrerer kulturſchädlicher Mühleuſtauwerke die ganze Regulirung 
mit Erfolg durchzuführen. 

b) Unterhalb Breslau intereſſirt vor allen Dingen die Regulirung der 
Partid’), für welche bald nach dem Erſcheinen des Genoſſenſchafts— 
geſetzes wieder ſowohl in Poſen wie in Schleſien Vorbereitungen in An— 
griff genommen wurden. 

In Poſen beſteht zur Zeit eine Genoſſenſchaft, welche die Bartſchniederung 
von der Quelle bis zur Poplonek-Mühle oberhalb Adelnau umfaßt und deren 
Statut unterm 25. Auguft 1883 beſtätigt it. Im Anſchluß an diefe Genoſſen— 
ſchaft wird die Begründung einer zweiten Genoſſenſchaft für die Regulirung der 
Bartſch von Adelnau bis zur Schleſiſchen Proviuzialgrenze und darüber hinaus 
bis zum Schlabitzer Wehr vorbereitet. Für die Ent- und Bewäſſerung des Thals 
der Maſſel, eines Nebenfluſſes der Horle, beſtehen zwei Genoſſenſchaften, eine 
für die obere und eine für die untere Maſſel. 

In Schleſien dagegen ſtießen die Bemühungen in dieſer Richtung auf 
Schwierigkeiten. Zunächſt war geplant, zur einheitlichen Regelung des ganzen 
Flußlaufs von ſeinem Eintritt in die Provinz oberhalb Militſch bis zu der 

ſtündung in die Oder unterhalb Schwuſen eine einzige Genoſſenſchaft zu be- 
gründen. Hierzu war auch Geneigtheit vorhanden und über neunzig Prozent 
aller Theilnehmer ſtimmten für die Begründung der Genoſſenſchaft. Die Be— 
ſtätigung des Statuts wurde aber beanftandet, weil die Ausführung von der 
Gewährung hoher Staatsunterſtützungen abhängig gemacht war, die damals 
nicht zugeſichert werden konnten; dann auch, weil bei der techniſchen Prüfung 

100) Amtsblatt für Breslau Nr. 26 S. 188, Geſetz-Samml. S. 312. 


1) Amtsblatt für Breslau S. 381, Geſetz-Samml. für 1888 S. 5. 
2) Oben II 3. 


— 100 — 


des der Genoſſenſchaftsbildung zu Grunde gelegten Projekts feſtgeſtellt wurde, 
daß daſſelbe infolge der fortgeſchrittenen Verwilderung des Flußlaufs, namentlich 
in feinem unteren Theil, uicht mehr auf die gegebenen Verhältniſſe paßte und 
namentlich die Koſten zu niedrig veranſchlagte, endlich, weil man es nicht für 
angemeſſen hielt, die Regulirung an der Provinzgrenze beginnen zu laſſen, die 
keinen durch die Natur der Sache gerechtfertigten Abſchnitt bildet. Die demnächſt 
wieder aufgenommenen Verhandlungen führten zu keinem endgültigen Ergebniß. 
Später hat man ſich entſchloſſen, für die wichtigſten Abſchnitte des Flußlaufs 
Sondergenoſſenſchaften zu bilden; an der oberen Bartſch für die Strecke von 
Schlabitz bis zur Hammerſchleuſe im Kreiſe Militſch, für die mittlere Bartſch 
in demſelben Kreiſe, im Fürſtenthum Trachenberg, eine Strecke bei Bartſchdorf 
und für die unterſte Strecke im Kreiſe Guhrau von Groß-Oſten bis zur Mündung 
in die Oder im Kreiſe Glogau. Die 5 km lauge Strecke bei Bartſchdorf iſt 
1894/95 ausgebaut worden; die Unterhaltung liegt einer mit Statut vom 
12. Februar 1894 errichteten Genoſſenſchaft ob. Mit dem Ausbau der Fluß: 
ſtrecke von Groß-Oſten bis zur Mündung wurde 1895 begonnen, wobei Staat 
und Provinz je die Hälfte der Baukoſten übernommen haben, wogegen der Ge— 
noſſenſchaft nur die dauernde Unterhaltung zufällt. Mit den Anliegern der ober— 
halb Groß-Oſten gelegenen Flußſtrecken ſchweben Verhandlungen über die Weiter— 
führung des Ausbaues ſtromaufwärts. 

3. Im Regierungsbezirk Bromberg kommen aus neuerer Zeit unter Auderm 
die (nach vorherigem genoſſenſchaftlichem Ausbaue der oberen Welna erfolgten) 
Genoſſenſchaftsbildungen zur Regulirung der mittleren Welna in Betracht. Es 
ſind zu dieſem Zweck zwei Genoſſenſchaften gegründet: durch Allerhöchſt be— 
ſtätigtes Statut vom 4. Auguſt 1879 eine Genoſſenſchaft zur Melioration des 
Welnathals zwiſchen der Janowitz- und Straszewo'er Mühle?) und durch Aller— 
höchſt beſtätigtes Statut vom 13. Auguſt 1883 eine Genoſſenſchaft zur Ent- und 
Bewäſſerung des Weluathals zwiſchen der Straszewo'er- und Ciesla'er Mühle 
in den Kreiſen Wongrowitz und Dbornift). 

Auch in Oeſterreich nehmen die Waſſergenoſſenſchaften unter den ver— 
ſchiedenen wirthſchaftlichen Vereinigungen eine wichtige Stellung ein. Beſonders 
hat ſich die Entwicklung derſelben infolge des Reichswaſſerrechtsgeſetzes vom 
30. Mai 1869 und der auf demſelben beruhenden Landesgeſetze vollzogen“). 
In den Jahren 1890/91 haben Erhebungen über die bisherigen Ergebniſſe dieſer 
Geſetzesbeſtimmungen ſtattgefunden, die durch die Führung beſonderer Waſſer— 
bücher Seitens der Behörden, deren Einrichtung auf Grund der Landesgeſetze 
überall im Verorduungswege feſtgeſtellt ift), weſentlich unterſtützt wurden, 


) Amtsblatt für Bromberg, außerordentliche Beilage zu Nr. 39, Geſetz-Samml. S. 629. 

) Amtsblatt für Bromberg Nr. 40, Geſetz-Samml. S. 352. 

) Frank, im Handwörterbuch der Staatswiſſenſchaften B. VI S. 615. 

6) Beiſpielsweiſe § 100 des Waſſergeſetzes vom 28. Auguft 1870 für Schleſien, Nr. 51 
L.-G.⸗B. und Verordnung des Ackerbau-Min. im Einvernehmen mit den Min. d. Juſt., d. J. und 
f. vom 20. Mai 1873, Nr. 35 L.⸗G.⸗B. 


G. 
H. 
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ſodaß ihre Genauigkeit keinem Zweifel unterliegt. Dauach ſind im Gebiet des 
Waſſerſammelgebiets der Oder und ihrer Nebeuflüſſe in den Jahren 1879 bis 
1891 im Ganzen 16 Waſſergenoſſenſchaften (faſt ausſchließlich Drainagegenoſſen⸗ 
ſchaften von geringer Bedeutung) in Oeſterreich gebildet worden, von denen 3 
auf Mähren und 13 auf Schleſien kommen. Davon liegen eine im Bezirk Miſtek— 
Land, zwei im Bezirk Neutitſchein, vier im Bezirk Freudenthal und neun im 
Bezirk Freiwaldau)). 


7. Aleberſicht der aufgewendeten Wittel. 


Zu eingehenden Angaben über die in der erſten Hälfte dieſes Jahrhunderts 
zur Regulirung der Oder ausgeführten einzelnen Bauten fehlten die Unterlagen. 
Verausgabt ſind aus Staatsfonds in dem Zeitraum von 1816 bis 1842 für 
Neubauten und Unterhaltungsarbeiten rund 5613000 Mark, wovon auf die 
Strecke unterhalb Breslau rund 3 317 500 Mark entfallen. 

In der nächſtfolgenden Zeit von 1843 bis 1859 wurden, außer einer im 
Breslauer Regierungsbezirke gelegenen Verſuchsſtrecke von 19 Km Länge, 35 weitere 
Strecken des Stromes im Zuſammenhange ausgebaut. Für die Stromſtrecke 
unterhalb Breslau wurden hierbei in den Jahren 1843 bis 1859 rund 4516 800 
Mark für Neubauten und Unterhaltungsarbeiten ausgegeben. 

In den Jahren 1860 bis 1866 gelangte der Betrag von rund 4048 500 Mark 
für Neubauten und Unterhaltungsarbeiten zur Ausgabe, welcher vorzugsweiſe zur 
Vollendung der Strecke Breslau — Schwedt verwendet wurde, da die Schifffahrt 
oberhalb Breslau gegen diejenige unterhalb dieſer Stadt nur unbedeutend war. 

Bis zur Errichtung der Oderſtrom-Bauverwaltung wurden in den Jahren 
1867 bis 1873 für Neubauten und Unterhaltung unterhalb Breslau 6 865 700 
Mark verausgabt. Auf die Oderſtrecke von Ratibor bis Breslau wurden feit 
dem Jahre 1867 nur Mittel in demjenigen Betrage verwandt, welcher zur Voll— 
endung bereits begonnener Regulirungen und zur Erhaltung der Schifffahrtsſtraße 
im Allgemeinen erforderlich war. 

Für Neubauten und Unterhaltungsarbeiten an der Oder wurden vom 
Jahre 1874 bis zum Etatsjahre 1894/5 folgende Summen aufgewendet: 


18714. 1576 258 Mark 
1875 . . . 1501 005 
1876 . . . . . 1198915 - 
1877 bezw. 1877/78 1036197 - 
1878/79 9. 1286354 
1879/80 . . . . 1140363 - 
1880/81 . . . . 1592675 - 


Zu übertragen 9331167 Mark 


5) Ferdinand Schmid, Statiſtik der Waſſergenoſſenſchaften in Oeſterreich nach dem 
Stande des Jahres 1891 S. 1. 3. 41 Nr. 5. 6. 7, S 42 Nr. 8— 20. 


Uebertrag 
1881/82 2. =.» 
1882/83 
1888/84 
1884/85 
1885/86 
1886/87 
1887/88 
1888/89 
1889/90 
1890/91 
1891/92 
1892/93 
1893/94 
1894/95 


9 331 767 Mark 
1 965 53 z 
1868801 - 
1523133 - 
1940624 = 
1989596 = 
1359309 = 
1486888 „ 


2701969 = 


Zuſammen 35 453 494 Mark. 


Demnach find aus Staatsfonds für Regulirungen und Unterhaltungsarbeiten 


der Oder verausgabt: 


in den Jahren 1816 bis 1842. 


5 613 000 Mark 


= = = 1843 = 1859. 4 516 800 = 
= a = 1860 =- 1866. 4048500 = 
= = „ 1867 = 1873. . 6805700 = 
= = = 1874 = 1894/95. . 35453494 = 


Mithin zuſammen 56497 494 Mark. 


Die aus Provinzial- und ſonſtigen Mitteln zur Verfügung geſtellten und 
zur Verwendung gelangten Beträge ſind in dieſer Summe nicht enthalten. 


Nach der dem Landtage im Jahre 1869 vorgelegten Denkſchrift ſind an 
Koſten für Neubauten und Unterhaltungsarbeiten an der Warthe verausgabt: 


in den Jahren 1839 bis 1848 


S s = 1849 - 1858. 
2 E = 1859 = 1868 . 


279 375 Mark 
453 222 = 
895 209 =- 


Vom Jahre 1869 bis zum Etatsjahre 1894/95 find an gleichen Koſten für 


die Warthe verwandt worden: 

1869 

1870 

1871 

1872 

1873 

1874 

ISO a p 4,208 
Bu übertragen 


145 251 Mark 
97380 = 
170951 = 
221548 = 
334447 = 
462 754 = 
455 502 = 

1887813 Mark 
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Uebertrag 1887 813 Mart 


1876 „„ 51694 
1877 bezw. 1877/78 314770 
1878/79 . . . 355 895 
1879/80 . . . 341818 
1880/851 . . . 401456 
1881/82. 378 008 
1882/883 . . 4194 
1883/84 . . . 128 072 
1884/85 . . . . D48387 - 
1885/86 . . . 6563 756 
1886/87. 688 272 
1887/88. 518 568 
1888/89. 291995 
1889/90 . . . 385 858 
1890/91 . . . 364999 
1891/92 2. 426217 
1892/3 503 130 
1893/0 J. 426347 
1894/95 379 269 


Zuſammen 10 132 558 Mark. 


Für die Warthe find, außer den aus Provinzial- und ſonſtigen Mitteln 
verwandten Beträgen, demnach verausgabt: 


in den Jahren 1839 bis 188 279 375 Mark 
= a = 1848 = 1858 45322 = 
= = = 1859 = 1868 895269 = 


= 2 = 1869 =- 1894/95. . 10 132 558 
Alſo zuſammen 11760 424 Mark. 


An der Netze find, abgefehen von geringeren Beträgen in früheren Jahren, 
für Neubauten und Unterhaltungsarbeiten vom Jahre 1869 bis zum Etats- 
jahre 1894/95 zur Verwendung gelangt: 


1569 > eass 48 838 Mark 
18700 ——lĩ 28 148 = 
181 ssena 34534 = 
18122 eoe 195933 = 
Tots a a 143075 = 
18144. 73066 = 
1871757 67438 - 
1876 . 45251 = 


1877 bezw. 1877/78 109511 = 
Zu übertragen 748 824 Mark 
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Uebertrag 748 824 Mark 


1878/9. 286051 
1879/80. 776569 
1880/81 - . . 1143 497 
1881/82 . . 1071709 
1882/83 . . . 591106 
1883/84 . . . . 8327302 - 
1884/85 . . . . 329 602 
1885/86 . . . 326197 
1886/8 . . . 304990 
1881/88 . . . 359 225 
1888/89 . . . . 194501 = 
1889/00. 505387 - 
1890/91 . . 427 640 
1891/2830 944 
1892/03 1 476 721 
1893/94 . . . . 1986057 = 
1894/5. . . 1851864 - 


Mithin find 13 038 186 Mark 
in den Jahren von 1869 bis 1894/95 für die Netze verwandt, in welcher Summe 
die aus Provinzial- und ſonſtigen Mitteln überwieſenen Beträge gleichfalls nicht 
enthalten ſind. 
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III. Waſſer und Wald. 


1. Zuſammenhang zwiſchen Jorſtgeſetzgebung und Waſſerwirthſchaft. 


Die wohlthätigen Einwirkungen des Waldes, beſonders im Gebirge, Hin- 
ſichtlich der Verhütung ſchädlicher Bodenabſchwemmungen und Geſchiebebildungen 
ſowie der Verminderung und Verlangſamung des Waſſerabfluſſes ſind, wenn 
auch über das Maß ihrer Bedeutung Meinungsverſchiedenheiten beſtehen, doch 
jo offenkundig, daß auch von Seiten der Geſetzgebung die Erkenutniß des Werthes 
des Waldes in den Quellgebieten der Flüſſe durch Erlaß von Waldſchutzgeſetzen 
und verwaltungsrechtlichen Vorſchriften in neuerer Zeit in den meiſten europäiſchen, 
insbeſondere auch in deu am Odergebiet betheiligten Staaten bethätigt worden 
iſt. Die forſtrechtlichen Beſtimmungen beziehen ſich namentlich auf die Erhaltung 
des Waldes in den durch Bodenbeſchaffenheit und Witterungseinflüſſe gefähr- 
deten Oertlichkeiten, auf forſtmäßige, nachhaltige Wirthſchaft und Verhütung 
forſtverderblicher Nebennutzungen, endlich auf Wiederaufforſtung öd liegender 
Flächen abſoluten Waldbodens und benachbarten Grundſtücken gefahrbringender 
Ländereien. — Die neuere Forſtgeſetzgebung iſt ſomit beſtrebt, eine Gewaͤhr 
dafür zu bieten, daß in den Quellgebieten der Gebirgsflüſſe die Waldungen in 
ihrem Beſtande erhalten und gut bewirthſchaftet werden, und erhält durch die 
Fürſorge, welche ſie den Waldungen angedeihen läßt, zugleich eine große Be— 
deutung für die Waſſerwirthſchaft, inſofern als ſie zur Verhütung bezw. Ver⸗ 
minderung der aus einem ungehinderten raſchen Ablauf der Niederſchlagswäſſer 
für die Bodenkultur entſtehenden Gefahren in hohem Grade beiträgt und die 
Inſtandhaltung der Flüſſe erleichtert. 


2. Aeberſicht über die Jorſtgeſetzgebung. 


In Preußen reichen die Anfänge der zum Schutz der Wälder in Form 
zahlreicher Holz- und Forſtordnungen erlaſſenen verwaltungsrechtlichen Be— 
ſtimmungen bis auf die Mitte des 16. Jahrhunderts zurück, aber erſt unter 
Friedrich dem Großen fand der Grundſatz, daß die Verpflichtung des Staates 
zur Fürſorge für Erhaltung und Förderung des Gemeinwohls der Staats— 
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regierung das Recht und die Pflicht auferlegt, „die Bewirthſchaftung ſämmtlicher 
Waldungen ihrer Aufſicht und Einwirkung inſoweit zu unterſtellen, als dies 
unabweisbar iſt, um, bei thunlichſter Aufrechterhaltung der Freiheit des Eigen— 
thums, die Gefahren abzuwenden, welche die freie Benutzung der Wälder ſeitens 
der Eigenthümer für die Geſammtwohlfahrt herbeizuführen droht“, in der An— 
ordnung ſtaatlicher Betriebsaufſicht für die Gemeindewaldungen und in dem 
Verbot jeder Holzverwüſtung auch in den Privatwaldungen ſchärferen Ausdruck. 
Beſonders nachdrücklich handhabte der König das Recht, die Belaſtungen der 
Wälder ſo zu beſchränken, wie es die Grundſätze der Forſtwirthſchaft erfordern, 
und in Schleften wurde fogar ein Theil der privaten Gebirgsforſten im Jahre 1777 
unter die Betriebsaufſicht des Staates geſtellt. Auch in das Allgemeine Land— 
recht fand eine Reihe von Vorſchriften über pflegliche Behandlung der Privat— 
forſten ſowie die Androhung von Strafe für jede den Grundſätzen der Forſt— 
wirthſchaft zuwiderlaufende Holzverwüſtung Aufnahme, und die Geſetzgebung bot, 
wenn auch thatſächlich die Forſthoheit nicht mit großer Strenge wahrgenommen 
worden ſein mag, eine Handhabe zur Einwirkung der Staatsgewalt auf die 
Bewirthſchaftung ſelbſt der Privatwaldungen dar. 

Ein großer Umſchwung in den Anſichten über die Forſthoheit des Staates 
erfolgte im Anfang dieſes Jahrhunderts. Das Landeskulturedikt vom 14. Sep⸗ 
tember 1811 hob alle die Benutzung der Privatwaldungen einſchränkenden ver— 
waltungsrechtlichen Beſtimmungen auf, beſeitigte ſomit das Aufſichtsrecht der 
Staatsregierung über dieſe Waldungen und gewährleiftete die unbedingte Freiheit, 
Wälder zu roden, zu theilen oder in Aecker zu verwandeln. 

So wohlthätig auch das Landeskulturedikt in vielen Fällen auf eine Cr- 
höhung der landwirthſchaftlichen Produktion durch Beſeitigung der von der 
Vorzeit überkommenen Feſſeln des Grundbeſitzes eingewirkt hat, ſo ſehr ſind 
anderſeits die ungünſtigen Folgen zu beklagen, welche daſſelbe hinſichtlich der 
Forſtwirthſchaft gezeitigt hat. 

Die Gemeinheitstheilungsordnung vom 7. Juni 1821 ging ebenfalls von 
dem Grundſatz der freien Verfügung über das Grundeigenthum aus, beſchränkte 
jedoch die Theilbarkeit gemeinſchaftlicher Forſten inſofern, als dieſelbe nur zu- 
läſſig ſein ſollte, wenn entweder die Theilſtücke „zur forſtmäßigen Benutzung“ 
geeignet blieben oder „vortheilhaft“ als Acker oder Wieſe benutzt werden konnten. 
Eine Garantie der weiteren forſtwirthſchaftlichen Benutzung beſtand nicht, und ſo 
iſt viel abſoluter Waldboden zerſtückelt und verödet worden. 

Gegen den durch das Landeskulturedikt für die alten Provinzen eingeführten 
Grundſatz der völligen Freigebung der Privatforſtwirthſchaft entwickelte ſich in 
Folge fortgeſchrittener Erkenntniß der Wichtigkeit des Waldes in Bezug auf 
Klima und Bodenkultur im Laufe der Zeit eine Gegenſtrömung, welche in dem 
Waldſchutzgeſetz vom 6. Juli 1875 ihren erſten Ausdruck gefunden hat. Dieſes 
für den ganzen preußiſchen Staat gültige Geſetz hat den Grundſatz der Freiheit 
der Benutzung des Privat-Waldeigenthums zwar nicht aufgegeben, gewährt aber 
doch die Möglichkeit, auch dem Privateigenthümer in den durch das Geſetz 
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ausdrücklich bezeichneten Fällen gegen völlige Entſchädigung inſoweit gewiſſe 
Beſchränkungen aufzulegen, als die Rückſicht auf den für andere Grundſtücke 
abzuwendenden Schaden dies erheiſcht, unter der Vorausſetzung, daß der erzielte 
Vortheil die aus der Einſchränkung eutſtehenden Nachtheile beträchtlich überwiegt. 
Abgeſehen von den im Geſetz beſtimmten Fällen iſt die Benutzung und Bewirth— 
ſchaftung von Privat-Waldgrundſtücken landespolizeilichen Beſchränkungen nicht 
unterworfen. 

Das Waldeigenthum der Gemeinden und öffentlichen Anſtalten iſt in den 
auf das Odergebiet ganz oder zum Theil entfallenden preußiſchen Provinzen 
Schleſtien, Poſen, Pommern, Brandenburg und Weſtpreußen durch das Geſetz 
vom 14. Auguſt 1876, betreffend die Verwaltung der den Gemeinden und öffent— 
lichen Anſtalten gehörigen Holzungen, der Betriebsaufſicht ſeitens der Staats- 
regierung unterſtellt worden und in gleicher Weiſe durch das Geſetz vom 14. März 
1881 über „gemeinſchaftliche Holzungen“ gewiſſe genoſſenſchaftliche Waldungen 
mit halböffentlichem Charakter. 

Im Königreich Sachſen beſtanden bis 1831 Beſtimmungen, welche eine 
pflegliche Behandlung der Privatwaldungen, Verhütung der Ausſtockung und den 
Wiederanbau alter Blößen bezweckten. Zufolge der Verfaſſungsurkunde vom 
Jahre 1831 iſt die Privatwaldwirthſchaft in Sachſen vollſtändig freigegeben. Die 
Waldungen der Gemeinden find in ähnlicher Weiſe wie in Preußen der ſtaat— 
lichen Betriebsaufſicht unterſtellt. 

In Oeſterreich gewährt die Forſtgeſetzgebung der Staatsregierung er- 
hebliche weitere Befugniſſe bezüglich der Einwirkung auf die Privatwaldungen 
als in Preußen und legt im Intereſſe des Geſammtwohles den Privatwald— 
beſitzern durch das Geſetz vom 3. Dezember 1852 und durch das Geſetz vom 
30. Juni 1884 (vergl. S. 113) weitgehende Beſchränkungen und Verpflichtungen auf. 

Auch in Rußland hat die fortſchreitende Niederlegung bezw. Verwüſtung 
der Wälder zu dem Erlaß des Waldſchutzgeſetzes vom 4. April 1888 geführt, 
nachdem die Arbeiten für die Abfaſſung einer allgemeinen Verordnung über die 
Schonung der Wälder in Rußland ſchon im Jahre 1865 begonnen hatten. Die 
Wirkſamkeit dieſes Waldſchutzgeſetzes erſtreckt ſich in ihrer ganzen Kraft nicht auf 
alle Wälder Rußlands, ſondern nur auf die in waldarmen Gouvernements be- 
findlichen. Zu letzteren gehören die auf das Oderſtromgebiet, insbeſondere das 
Warthegebiet entfallenden Gouvernements Kaliſch und Petrokow. 

Das ruſſiſche Waldſchutzgeſetz bietet im Allgemeinen eine kräftige Hand- 
habe zur Einwirkung der Staatsgewalt auf die Bewirthſchaftung der Wälder, 
insbeſondere auch der Privatwälder; das Maß ſeiner Einwirkung iſt namentlich 
von der Schutzbedürftigkeit der betreffenden Lagen abhängig, insbeſondere von 
der Zugehörigkeit zu den Schutzwaldungen; aber auch alle, nicht als Schutz 
wälder anerkannten Waldungen werden der Beaufſichtigung ſeitens der Laudes- 
polizeibehörde unterſtellt und den Beſttzern derſelben weitgehende Verpflichtungen 
und Beſchränkungen auferlegt. 
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Zu erwähnen find noch die zum Schutz der Wälder in allen am Odergebiete 
betheiligten Staaten erlaſſenen Forſtſtrafgeſetze, welche die Wälder gegen 
Diebſtahl, Brandſtiftung ſowie ſonſtige widerrechtlichen Eingriffe in den Beſtand 
des Waldes ſichern, die Ausübung der Nebennutzungen in einer waldpfleglichen 
Weiſe regeln, die Maßnahmen zur Bekämpfung der Juſektengefahr u. f. w. unter- 
ſtützen und zur Aufrechterhaltung der Ordnung in den Wäldern dienen ſollen. 
Für Preußen find die diesbezüglichen Vorſchriften theils in dem Strafgeſetzbuch 
für das Oeutſche Reich vom 15. Mai 1871, theils in dem Geſetz, betreffend den 
Forſtdiebſtahl vom 15. April 1878, ſowie in dem Feld- und Forſtpolizeigeſetz 
vom 1. April 1880, und endlich in der für die alten Provinzen erlaſſenen Ver— 
ordnung vom 5. März 1843 über die Ausübung der Waldſtreuberechtigung ent- 
halten. 


3. Anwendung der Jorſtgeſetzgebung auf die einzelnen Arten 
des Walobeſttzes. 


Aus der vorſtehenden Ueberſicht über die durch die Geſetzgebung zum Schutz 
des Waldes erlaſſenen Vorſchriften geht hervor, daß das Maß der geſetzgeberiſchen 
Einwirkungen auf die Erhaltung bezw. Bewirthſchaftung der Wälder in erſter 
Linie von den Beſitzverhältniſſen abhängig iſt. 


a) Die Staatsforſten. 


Unter ſtaatlicher Verwaltung ſtehen im preußiſchen Antheil des Oderſtrom— 
gebiets 22,8 %% der geſammten Forſtfläche. Bei den preußiſchen Staatsforſten 
hat feit Jahrhunderten die Selbſtbewirthſchaftung die Regel gebildet. Für die 
Bewirthſchaftung der Staatsforſten gelten als Hauptgrundſätze: „ſtrenge Cin- 
haltung der Grenze des nachhaltigen Fruchtgenuſſes und Erzielung einer nach— 
haltig möglichſt großen Menge möglichſt werthvoller Waldprodukte in möglichſt 
kurzer Zeit“. (Hagen-Donner, forſtliche Verhältniſſe Preußens, S. 177.) Die 
preußiſche Staatsforſtverwaltung faßt im Gegenſatz zu der auf dem Grundſatz 
des nachhaltig höchſten Bodenreinertrages unter Anlehnung an eine Zinſeszins— 
rechnung beruhenden Privatforſtwirthſchaft bei der Bewirthſchaftung der Staats- 
forſten in erſter Linie das Geſammtwohl der Einwohner des Staates in's Auge 
und berückſichtigt neben der dauernden Bedürfnißbefriedigung in Beziehung auf 
Holz und andere Waldprodukte auch den Nutzen, welchen der Wald mittelbar 
durch ſeinen Einfluß auf Klima und Witterung ſowie durch den Schutz gegen 
mancherlei Gefahren der Landeskultur bringt. Die Grundlage der Wirthſchaft 
in den Staatsforſten bildet der Betriebsplan, in welchem die Nachhaltigkeit 
durch die Flächentheilung nachgewieſen wird, ferner die Einrichtung einer 
dauernden Kontrolle der Iſt-Abnutzung im Vergleich zu der Soll-Abnutzung des 
Betriebsplans. — Für die Wahl der Holzart, der Betriebsart und des Umtriebes 
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iſt im Allgemeinen die Erzielung eines möglichſt hohen Werthdurchſchnittszuwachſes 
als maßgebend erachtet, jedoch bleiben die Rückſichten auf beſondere örtliche 
Verhältniſſe und ſonſtige Nebenumſtände nicht außer Betracht. Ferner iſt in 
den Staatsforſten allgemein die Beſtandspflege und in den Gebirgsforſten auch 
die Waſſerpflege Gegenſtand beſonderer Beachtung. Bezüglich der Forſtneben— 
nutzungen wird neben dem zur Staatskaſſe fließenden Geld-Ertrag auch deren 
Einfluß auf die Volkswirthſchaft im Allgemeinen in's Auge gefaßt; ins- 
beſondere gilt der Grundſatz, daß die Forſtnebennutzungen den Hauptzweck der 
Forſtwirthſchaft, die Holzerzeugung, nicht weſentlich beeinträchtigen dürfen, daß 
aber dieſelben, ſoweit nicht überwiegende Nachtheile für die Forſten daraus er— 
wachſen, der ärmeren Bevölkerung in der Nähe des Waldes im Jntereſſe der 
Landwirthſchaft und der Gewerbethätigkeit zu Gute kommen ſollen. Stren- 
und Weideberechtigungen Dritter ſind in den preußiſchen Staatsforſten des 
Odergebiets im Wege der Ablöjung beſeitigt worden. Waldſtreunutzung wird 
nur noch in ſoweit geduldet, als die Rückſicht auf das unabweisbare Be. 
dürfniß der Kleingrundbeſitzer es durchaus nothwendig macht, und dabei für 
eine möglichſt wenig nachtheilige Art der Cutnahme Sorge getragen. (Ver— 
ordnung vom 5. März 1843 über die Ausübung der Waldſtreuberechrigung, 
welche in ihren zivilrechtlichen Theilen noch jetzt gilt; ferner Feld- und Forſt— 
polizeigeſetz vom 1. April 1880 § 96,5) 

Ebenſo wird Waldweide in den Staatsforſten nur an Oertlichkeiten, wo 
ein Schaden durch dieſelbe nicht zu befürchten iſt, zugelaſſen. 

In den für das Oderſtromgebiet in Betracht kommenden Königlich 
ſächſiſchen und öſterreichiſchen Gebietsantheilen ſind Staatsforſten nicht 
vorhanden. 

Von den ruſſiſchen Waldungen im Odergebiete gehören etwa 21 %, 
der Krone. Den die Schonung der Walder betreffenden Beſtimmungen des 
ruſſiſchen Waldſchutzgeſetzes find alle Waldungen ohne Rücſtſicht auf die Beſitz— 
verhältniſſe unterworfen, fofern deren Erhaltung im Intereſſe des Staates oder 
des Gemeinnutzens nothwendig ift und dieſelben als Schutzwalder anerkannt 
worden ſind. Als Schutzwälder werden von dem Geſetze vom 4. April 1888 
bezeichnet: Wälder und Gebüſche, welche den Ufern ſchiffbarer Flüſſe, den Gin- 
fafjungen der Kanäle und der natürlichen Waſſerläufe Schutz vor Zuſammenſturz, 
Unterwaſchung und vor Beſchädigung durch Eisgang gewähren, ferner die auf 
den Bergen und an jäh abſchüſſigen Hängen befindlichen Wälder, welche Erd- 
und Felsſtürzen vorbeugen oder Widerſtand leiſten, ſowie das Wegſpülen des 
Erdreichs, die Bildung von Schneelawinen und reißenden Sturzbächen zu ver— 
hindern geeignet ſind, endlich die den Flugſand im Binnenlande und am Meeres— 
ſtrande zurückhaltenden Wälder, deren Vernichtung die Bildung bezw. Aus— 
breitung von Flugſand begünftigen könnte. — Zur Schonung der Schutzwälder 
ſind ſowohl Schutzmaßregeln gegen Verwüſtung und Vernichtung derſelben als 
auch Maßregeln zur Cinführung und Hebung einer rationellen Forſtwirthſchaft 
und Forſtkultur feſtgeſetzt. 
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b) Die Forſten der Gemeinden und öffentlichen Anſtalten. 


Die Forſten der Gemeinden und öffentlichen Anſtalten ſtehen ihrer recht— 
lichen Natur nach den Staatsforſten am nächſten und ſind beſonders auch in 
Preußen einer mehr oder minder weitgehenden Einwirkung des Staates unter— 
ſtellt. Für die Waldungen der Gemeinden und Körperſchaften beſteht in den 
am Odergebiete betheiligten preußiſchen Provinzen das Syſtem der Selbſt— 
verwaltung durch die Organe dieſer Gemeinſchaften und die von ihnen angeſtellten 
forſttechniſchen Beamten unter fortlaufender Beaufſichtigung durch die Staats— 
behörden. Für die ſtaatliche Betriebsaufſicht bildet das Geſetz vom 14. Auguſt 
1876 nebſt Juſtruktion vom 21. Juni 1877 die Grundlage. Betroffen werden 
von dieſem Geſetze etwa 6,8% der geſammten preußiſchen Forſten des Oder— 
gebiets. 

Die wichtigſten Vorſchriften des Gemeindewaldgeſetzes vom 14. Auguſt 1876, 
welches ebenſo für die Holzungen der Stadtgemeinden als der Landgemeinden 
Gültigkeit beſitzt, ſind folgende: 

Die Benutzung und Bewirthſchaftung der Holzungen der Gemeinden und 
öffentlichen Anſtalten muß ſich innerhalb der Grenzen der Nachhaltigkeit bewegen, 
insbeſondere darf die Erhaltung der ſtandortsgemäßen Holz- und Betriebsarten 
nicht durch die Nebennutzungen, namentlich durch Weide, Streuentnahme, Maſt— 
und Grasnutzung, gefährdet werden, und es darf keine Wirthſchaftsart Platz 
greifen, welche geeignet iſt, die im § 2 des Waldſchutzgeſetzes (ſiehe S. 111/112) 
bezeichneten Gefahren herbeizuführen. Der Bewirthſchaftung find Betriebspläne 
zu Grunde zu legen, welche der Regierungspräſident feſtſtellt. Berechtigte 
Wunſche der Waldeigenthümer ſollen berückſichtigt werden. Für den jährlichen 
Holzeinſchlag iſt der im Betriebsplan feſtgeſetzte Abnutzungsſatz maßgebend. Bei 
Waldungen geringen Umfanges kann von der Aufſtellung förmlicher Wirthſchafts— 
pläne Abſtand genommen werden. Abweichungen vom Betriebsplaue, namentlich 
durch Rodungen, Mehreinſchlag über 20% des zuläſſigen Abnutzungsſolls u. ſ. w. 
bedürfen der Genehmigung des Regierungspräſidenten. Die Betriebspläne ſind 
mindeſtens alle 10 Jahre einer Reviſion zu unterwerfen, auch kann der Re— 
gierungspräſident örtliche Unterſuchungen über den Zuſtand der betreffenden 
Holzungen anſtellen laſſen und, wenn die Wirthſchaftsführung dem Betriebsplan 
nicht entſpricht, die Einreichung jährlicher Fällungs-, Kultur- und Nebennutzungs— 
pläue anordnen. Für den Forſtſchutz und die Bewirthſchaftung ift durch die 
Wahl genügend befähigter Perſonen Fürſorge zu treffen. Die Staatsforſtbeamten 
haben den Aufträgen der Regierungspräſtdenten zur Ausführung des Geſetzes 
Folge zu leiſten. Die Koſten der Staatsaufſicht trägt die Staatskaſſe. Zugleich 
ift durch das Geſetz vom 14. Auguſt 1876 (§ 8) ein wichtiger Schritt zur Be- 
günſtigung der Aufforſtung von Oedländereien geſchehen, indem die neue Be- 
ſtimmung getroffen wurde, daß die Gemeinden (nicht auch die öffentlichen An- 
ſtalten) unter gewiſſen Bedingungen, namentlich wenn ein dringendes Bedürfniß 
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der Landeskultur dazu vorliegt, verpflichtet werden können, ihre unkultivirten, zu 
dauernder landwirthlicher oder gewerblicher Nutzung nicht geeigneten Grundſtücke 
unter Gewährung von Staatsbeihülfe mit Holz anzubauen. 

Den Waldungen der Gemeinden und öffentlichen Anſtalten ſtellt das Geſetz 
vom 14. März 1881 hinſichtlich der Staatsaufſicht die gemeinſchaftlichen Wal— 
dungen gleich. 

Die Gemeinde- und Körperſchaftswaldungen im Königreich Sachſen ſind 
in ähnlicher Weiſe wie in Preußen der ſtaatlichen Betriebsaufſicht unterſtellt. 

In Oeſterreich fallen die Waldungen der Gemeinden und Privaten im 
Allgemeinen in gleicher Weiſe unter das Waldſchutzgeſetz vom 3. Dezember 1852. 

Die etwa im ruſſiſchen Antheil des Oderſtromgebietes vorhandenen 
Waldungen der Gemeinden und Körperſchaften, über deren Umfang Nachrichten 
fehlen, unterliegen der ſtaatlichen Beaufſichtigung nach Maßgabe des Geſetzes 
vom 4. April 1888 in der bei den Staatswaldungen angegebenen Weiſe. 


c) Privatwaldungen. 


Im Gegenſatz zu den Beſtimmungen des öſterreichiſchen und ruſſiſchen 
Waldſchutzgeſetzes, welche auch die Privatwaldungen der Staatsaufſicht unterſtellen, 
ſelbſt wenn beſondere Verhältniſſe dazu nicht zwingen, und für Schutzwaldungen 
bezw. Waldungen in ſchutzbedürftiger Lage beſonders ſtrenge Vorſchriften enthalten, 
können in Preußen die Privatwaldungen zu Folge des Waldſchutzgeſetzes vom 
6. Juli 1875 grundſätzlich nur dann bezüglich der Benutzung und Bewirth— 
ſchaftung im Intereſſe des Gemeinwohls gewiſſen landespolizeilichen Be— 
ſchränkungen auf Antrag unterworfen werden, wenn die im Geſetze genau be- 
zeichneten Anläſſe vorliegen und ein überwiegendes öffentliches Intereſſe dieſe 
Beſchränkung fordert. — 

Abgeſehen von den im Geſetz aufgeführten Fällen beſteht in Preußen über 
die Benutzung und Bewirthſchaftung der Privatwaldungen, ſofern ſolche nicht 
als gemeinſchaftliche Holzungen unter das Geſetz vom 14. März 1881 fallen, 
für die Staatsregierung kein ſtaatliches Oberaufſichtsrecht, ſondern die Privat— 
waldbeſitzer haben die vom Landeskulturedikt von 1811 gewährleiſtete unbedingte 
Freiheit, Wälder zu roden, zu theilen oder in Aecker und Wieſe umzulegen und 
nach eigenem Ermeſſen zu bewirthſchaften. 

Die vom Geſetz vom 6. Juli 1875 zugelaſſene Einwirkung der Staats— 
behörden auf die Privatwaldungen beſchränkt ſich auf folgende Fälle und folgende 
Maßregeln: 

(§ 2.) In Fällen, in denen: 

a. durch die Beſchaffenheit von Sandländereien benachbarte Grundſtücke, 
öffentliche Anlagen, natürliche und künſtliche Waſſerläufe der Gefahr 
der Verſandung, 

b. durch das Abſchwemmen des Bodens oder durch die Bildung von 
Waſſerſtürzen in hohen Freilagen, auf Bergrücken, Bergkuppen und an 
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Berghängen, die unterhalb gelegenen nutzbaren Grundſtücke, Straßen 
oder Gebäude der Gefahr einer Ueberſchüttung mit Erde oder Stein— 
geröll oder der Ueberfluthung, ingleichen oberhalb gelegene Grundſtücke, 
öffentliche Anlagen oder Gebäude der Gefahr des Nachrutſchens, 

C. durch die Zerſtörung eines Waldbeſtandes an den Ufern von Kanälen oder 
natürlichen Waſſerläufen Ufergrundſtücke der Gefahr des Abbruchs oder 
die im Schutze der Waldungen gelegenen Gebäude oder öffentlichen 
Anlagen der Gefahr des Eisganges, 

d. durch die Zerſtörung eines Waldbeſtandes Flüſſe der Gefahr einer Ver— 
minderung ihres Waſſerſtandes, 

e. durch die Zerſtörung eines Waldbeſtandes in den Freilagen oder in Gee- 
nähe benachbarte Feldfluren und Ortſchaften den nachtheiligen Ein— 
wirkungen der Winde in erheblichem Grade ausgeſetzt ſind, 

kann behufs Abwendung dieſer Gefahren ſowohl die Art der Benutzung der ge— 
fahrbringenden Grundſtücke, als auch die Ausführung von Waldkulturen oder 
ſonſtigen Schutzanlagen auf Antrag angeordnet werden, wenn der abzuwendende 
Schaden den aus der Eiunſchränkung für den Eigenthümer entſtehenden Nachtheil 
beträchtlich überwiegt. 

Autragsberechtigt ſind alle gefährdeten Intereſſenten, die betreffenden Ge— 
meindes, Amts-, Kreis- und ſonſtigen Kommunalverbände innerhalb ihres Bezirks, 
ſowie die Landespolizeibehörde. Für die angeordneten Einſchränkungen iſt voller 
Erſatz zu leiſten. Die Pflicht zur Entſchädigung und zur Aufbringung der Koſten 
für Herſtellung und Unterhaltung der angeordneten Schutzanlagen fallen dem An— 
tragſteller zur Laſt. Es haben jedoch hierzu in den Fällen, wo es ſich um die 
Abwendung von Schäden durch Verſandung, durch Abrutſchungen, Waſſerriſſe 
und Erdſtürze an ſteilen Gehängen und durch Ueberfluthungen oder Eisſtoß in 
Folge der Zerſtörung der Uferwaldungen handelt, die Eigenthümer der gefährdeten 
Grundſtücke nach Verhältniß und bis zur Werthshöhe des abzuwendenden Schadens 
beizutragen; die Eigenthümer der gefahrbringenden Grundſtücke ſind bis zur Höhe 
des Mehrwerths, welchen dieſe durch die Schutzanlagen gewinnen, zu letzteren 
in allen Fällen beitragspflichtig. Zuſtändig zur Anordnung und Ausführung 
der Maßregeln ſowie zur endgültigen Feſtſtellung der Entſchädigung und Bei— 
tragspflicht ſind die Verwaltungsgerichte, in erſter Inſtanz der Kreisausſchuß 
unter dem Namen Waldſchutzgericht; der ordentliche Rechtsweg ift gänzlich aus- 
geſchloſſen. 

Das Geſetz ſtellt ſich feruer die Bildung von Waldgenoſſenſchaften zur 
Aufgabe. Um die Nachtheile, welche bei Waldgrundſtücken in der Gemenglage 
dem Nachbarn durch den Nachbarn zugefügt werden, abzuwehren, werden auf 
Antrag alle Beſitzer der in der Gemenglage befindlichen Waldgrundſtücke zum 
Vortheile des Allgemeinwohls in der freien Selbſtbewirthſchaftung ihres Eigen— 
thums beſchränkt. Unterſchieden werden im Geſetz bloße Schutzgenoſſenſchaften 
und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften; beide unterliegen der Staatsaufſicht; in den 
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Eigenthums⸗ und Beſitzverhältniſſen der einzelnen Betheiligten treten durch das 
Geſetz vom 6. Juli 1875 keine Aenderungen ein. 

Zur zwangsweiſen Vereinigung der Waldeigenthümer zu bloßen Waldſchutz⸗ 
genoſſenſchaften ift die Zuſtimmung der nach dem Kataſtralreinertrag der Grund- 
ſtücke berechneten Mehrheit der Betheiligten und zur zwangsweiſen Bildung von 
Waldſchutz⸗ und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften die Zuſtimmung von einem Drittel 
der Eigenthümer, welche mehr als die Hälfte des Kataſtralreinertrages der be— 
theiligten Grundſtücke haben, erforderlich. 

Wegen der Koſtſpieligkeit und Weitläufigkeit des Verfahrens ſowie der 
Unſtcherheit der Werthberechnungen hat das Geſetz vom 6. Juli 1875 feit feinem 
Inkrafttreten im preußiſchen Staat und zwar auch innerhalb des Odergebietes 
bisher nennenswerthe Auwendung nicht gefunden. 

Die Privatwaldungen, welche im preußiſchen Antheil am Oderſtromgebiete 
etwa 70,4% der geſammten Forſtfläche einnehmen, unterliegen daher ſelbſt in 
den Fällen, wo nach § 2 des Waldſchutzgeſetzes vom 6. Juli 1875 den Wald- 
eigenthümern Beſchränkungen in der Art der Benutzung der gefahrbringenden 
Grundſtücke bezw. die Ausführung von Schutzanlagen und Waldkulturen auf- 
erlegt werden können, bis jetzt keinerlei ſtaatlicher Einwirkung auf die Erhaltung 
bezw. Bewirthſchaftung und ſind z. Th. der Verwüſtung durch die Eigenthümer 
ausgeſetzt. In Folge deſſen hat die Entwaldung beſonders im ſchleſiſchen Ge— 
birge in den letzten Jahrzehnten Fortſchritte gemacht. Nur für die als Zubehör 
zu Stammguts- oder Familienfideikommißbeſitz dauernd den Angehörigen von 
Familien des hohen und niederen Adels gewidmeten Waldungen iſt durch das 
in der Regel vorhandene Veräußerungs- und Theilungsverbot und durch die, die 
Nutzung ſolcher Grundſtücke betreffenden Vorſchriften mittelbar eine Gewähr für 
die Erhaltung und forſtmäßige Bewirthſchaftung geſchaffen. 

Im Königreich Sachſen beſteht ein Oberaufſichtsrecht des Staates über 
die Privatwaldungen nicht. 

In Oeſterreich gewährt die Geſetzgebung neben einem allgemeinen Muf- 
ſichtsrecht des Staates die Mittel und Wege zur zwangsweiſen Durchführung 
größerer koſtſpieliger Anlagen auch in den Privatwaldungen nöthigenfalls durch 
Enteignung behufs Verbeſſerung der waſſerwirthſchaftlichen Verhältniſſe im Intereſſe 
des Gemeinwohles auf Grund des Geſetzes vom 30. Juni 1884, betreffend Vor⸗ 
kehrungen zur unſchädlichen Ableitung von Gebirgswäſſern. Insbeſondere wird 
durch dieſes Geſetz die Verbauung der Wildbäche geregelt und eine Einwirkung 
der Landespolizeibehörde auf die Bewirthſchaftung der betreffenden Wälder zu- 
gelaſſen. 


4. Würdigung der beſtehenden Waldͤſchutzgeſetzgebung in Preußen. 


Die Frage, ob im preußiſchen Staate die beſtehende Geſetzgebung die 
Mittel und Wege zur zwangsweiſen Durchführung von Schutzmaßregeln gegen 


Bodenabſchwemmung, Entſtehung von Waſſerriſſen, Ueberfluthung u. f. w. bietet, 
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dürfte auf Grund obiger Darſtellung der preußiſchen ſtaatsforſtpolizeilichen Be— 
ſtimmungen verneinend beantwortet werden müſſen. 

Beſonders ift der gänzliche Mangel an geſetzlichen Beſtimmungen Hervor 
zuheben, welche eine ſtaatliche Einwirkung auf die Erhaltung und Bewirthſchaftung 
der im Einzelbeſitz befindlichen Waldungen mit Rückſicht auf die allgemeine Be— 
deutung des Waldes für die Landeskultur und Waſſerwirthſchaft geſtatten, auch 
wenn die Erforderniſſe des § 2 des Waldſchutzgeſetzes nicht vorliegen. 

Schon wiederholt iſt in Anregung gebracht worden, geſetzgeberiſche Maß— 
nahmen zur Einſchränkung der in Preußen grundſätzlich beſtehenden freien Ber- 
fügungsfähigkeit über Privatwaldungen zu treffen. Bisher haben die im Mb- 
geordnetenhauſe im Jahre 1890/91 ſtattgehabten eingehenden Verhandlungen bes 
treffend den Waldſchutz in den Quellgebieten der Flüſſe im Sinne einer Ergänzung 
des Waldſchutzgeſetzes vom 6. Juli 1875 die Neigung, jene Verfügungsfähigkeit 
geſetzlich einzuſchränken, noch nicht oder doch nur vereinzelt zum Ausdruck gelangen 
laſſen. Erwünſcht wäre es, für den Umfang des ganzen Staates die Erhaltung 
derjenigen Waldungen geſetzlich völlig ſicher zu ſtellen, deren Beſeitigung Gefahren 
für das öffentliche Wohl herbeizuführen geeignet iſt, denn es läßt ſich ſchwer 
rechtfertigen, neue Waldaulagen zum Schutze gegen Hochwaſſergefahren, eventuell 
unter Verwendung von ſtaatlichen Geldbeihülfen, zu ſchaffen, wenn es an geſetz— 
lichen Beſtimmungen fehlt, um die Zerſtörung vorhandener Waldbeſtände, welche 
jenem Zwecke mehr oder weniger zu dienen geeignet ſind, abzuwenden. Iſt dieſes 
nicht angängig, ſo dürfte mindeſtens anzuſtreben ſein, daß nach dem Abtriebe 
von ſolchen Forſten, welche als Schutzwaldungen zu bezeichnen ſind, deren ſofortige 
Wiederaufforſtung erfolgt. — Auch zur Ausführung anderer, der Zurückhaltung 
des Waſſers und der Geſchiebe u. ſ. w. dienender Maßnahmen (Verbauungen, 
Kaskaden, Aufſtauungen u f. w.) find die betreffenden geſetzlichen Beſtimmungen 
des Waldſchutzgeſetzes nicht ausreichend. 

In vielen Fällen, namentlich wenn es ſich um ausgedehnte Aufforſtungen, 
Ausführung von Verbauungen von Wildbächen und ſonſtiger Schutzmaßregeln 
(Horizontalgräben) innerhalb der Gemarkungen der armen Gebirgsdörfer handelt, 
können derartige Maßuahmen bei der großen Zerſplitterung des Grundbeſitzes 
nur im Wege eines Umlegungsverfahrens zur Durchführung gelangen. Jedoch 
bildet hierfür häufig der Widerſtand der Intereſſenten ein Hinderniß. So haben 
z. B. die in den Gemarkungen Voigtsdorf und Spätenwalde im Kreiſe Habel— 
ſchwerdt angeſtellten Unterſuchungen ergeben, daß die geſetzlichen Vorbedingungen 
für eine zwangsweiſe Zuſammenlegung ſervitutfreier Grundſtücke lediglich wegen 
der vermengten Lage nicht zu erfüllen find, weil die nach dem Geſetz vom 
2. April 1872 § 50 erforderliche Majorität für den Antrag auf Umlegung nicht 
zu erlangen iſt. In ſolchen Fällen würde nur eine geſetzlich feſtgelegte Ent— 
eignungsbefugniß des Staates, der Provinz und der Kreiſe, wie ſolche in Defter- 
reich im Intereſſe des Gemeinwohls bereits beſteht, zum Ziele führen. (Donner, 
Die forti. Verh. Preußens 1894, B. I S. 84.) 

Die durch das Waldſchutzgeſetz in Preußen erzielten Erfolge ſind nach den 
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bisherigen Erfahrungen nicht entfernt mit dem zu vergleichen, was während 
beffen Gültigkeitsdauer durch die Aufforſtungsbeihülfen aus den dem Herrn 
Miniſter für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten für ſolche Zwecke zur Ver- 
fügung ſtehenden Fonds ſowie ſeitens der Staatsforſtverwaltung auf dem Gebiete 
der Bindung des Flugſandes, der Bewaldung von Dedland u. f. w. erreicht 
worden ift. In dem zu dem Odergebiete zugehörigen Theile der Provinz Poſen 
find auf dieſe Weiſe ausgedehnte Oedländereien aufgeforſtet worden. Dennoch 
kann auf dieſem Wege nur dem dringendſten Bedürfniſſe nach Erhaltung des 
Waldes und Wiederbegründung deſſelben in ſchutzbedürftigen Lagen abgeholfen 
werden, und zwar am wenigſten in den gebirgigen Theilen wegen der Zerſplitterung 
des Grundbeſitzes. Nur bei einer gedeihlichen Weiterentwicklung der Waldſchutz⸗ 
geſetzgebung wird die Staatsregierung durchgreifende Maßnahmen zur Ver— 
beſſerung der waſſerwirthſchaftlichen Mißſtände in den Quellgebieten der Flüſſe 
mit Erfolg durchzuführen vermögen. Vielleicht erweiſt es ſich als praktiſch und 
minder ſchwierig, den Weg der Lokal-Geſetzgebung nach Analogie des Vorganges 
im Wupperthale (Geſetz vom 19. Mai 1891) zu beſchreiten und für ſolche Landes- 
theile Ausnahmebeſtimmungen zu erlaſſen, in denen die Rückſichtnahme auf das 
Gemeinwohl und das Landeskulturintereſſe ſie gebieteriſch fordert. 


Druck von J. Kertkes, Berlin C., Nieder wallſtr. 22. 


